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Über Bekennermut 
Das Foto auf dieser Seite schickte uns 

der 1928 geborene Hans Schroeder. 
Es zeigt ihn mit zwei „Reineckes“. Auf 
unseren „RotFuchs“, den er am Tag des 
Entstehens dieser Aufnahme erstmals in 
Händen hielt, hat er sein Bekenntnis zum 
Weitermachen geschrieben. Der Absol-
vent beider Berliner Kunsthochschulen 
entwarf nicht nur – wie viele unse-
rer Leser bereits wissen – in den 50er 
Jahren die ganze Generationen kleiner 
Zuschauer begleitenden „Märchenwald“-
Figuren des DDR-Kinderfernsehens, son-
dern hauchte ihnen als Puppenspieler 
und Sprecher auch Leben ein. Seine popu-
lärsten Geschöpfe waren wohl „Herr 
Fuchs“ und „Frau Elster“. 
Der immer parteilose, zugleich aber 
parteiliche Künstler bewies, indem er 
L iebk nechts i n 
der „Roten Fahne“ 
gedruckte letzte 
Worte als Motto 
wählte, eine ge-
hörige Portion Be-
kennermut. Ihn 
haben unzählige 
Frauen und Män-
ner in der deut-
schen Geschichte 
unter Beweis ge-
s t e l l t :  Thom a s 
Müntzer, die März-
G efa l lenen der 
Jahre 1848 und 
1919, die von den 
Faschisten gemeuchelten Genossen Thäl-
manns und Breitscheids, die Christen 
Hans und Sophie Scholl von der „Weißen 
Rose“, Bekannte und Unbekannte. Wäh-
rend von jenen, die stets die Geßler-Hüte 
grüßten oder ihren Judaslohn bei gestri-
gen Feinden holten, nichts bleiben wird, 
leben der Devise „Trotz alledem!“ Ver-
pflichtete durch die Jahrhunderte fort. 
In die Liste derer, die vor der Weltge-
schichte bestanden, sind Namen wie 
Patrice Lumumba, Ho Chi Minh, Nelson 
Mandela und Fidel Castro eingetragen.
Doch wir müssen nicht in die Ferne 
schweifen, um jene zu suchen, welche 
sich auf solche Weise hervorgetan haben. 
Wir finden sie auch in unserer Mitte. Mit 
gutem Grund kann man sagen, daß Kom-
munisten, Sozialisten und andere wahre 
Humanisten, die dem wiedererstarkten 
Deutschland der Banken und Monopole 

sowie seinen den Vormarsch faschisto-
ider Kräfte beschirmenden Machtor-
ganen Paroli bieten, zu den Bekennern 
gehören. Das gilt auch für die große 
Familie derer, die im „RotFuchs“ ihre 
politische Heimat gefunden haben. Es 
ist ein gutes Gefühl, den Ballast kar-
rieresüchtiger Glücksritter losgeworden 
und mit Menschen verbunden zu sein, die 
sich allein der Sache verpflichtet fühlen. 
In unserer Vergangenheit wie im heuti-
gen gesellschaftlichen Umfeld fehlt es 
nicht an Vorbildern.
Unvergeßlich bleibt mir die würdige Hal-
tung des christdemokratischen Politi-
kers und Staatsmannes Otto Nuschke, 
der – in den Stunden des konterrevolu-
tionären Angriffs am 17. Juni 1953 auf 
Westberliner Gebiet abgedrängt – vor 

RIAS-Mikrofonen 
entschieden auf 
sein Amt als stell-
vertretender Mini-
sterpräsident der 
DDR verwies und 
seine unverzüg-
l ic he  Rüc k f ü h-
r ung auf deren 
Hoheitsgebiet ver-
langte. – Vor Au-
gen steht mir auch 
der Bekennermut 
des Kommunisten 
Heinz Keßler, den 
ich 1947 als Vorsit-
zenden der Freien 

Deutschen Jugend von Berlin, wie sie 
zunächst in der Stadt hieß, kennen-
lernte, und den ich viele Jahre später 
in den Gefängnissen Moabit und Haken-
felde besuchen mußte. Wie der durch 
die Faschisten zehn Jahre eingekerkerte 
Erich Honecker bot auch der zum Armee-
general der DDR aufgestiegene Prole-
tariersohn, den ein Nazi-Tribunal in 
Abwesenheit zum Tode verurteilt hatte, 
der Rachejustiz seiner Klassenfeinde 
mutig die Stirn.
Dem Vermächtnis des 1944 vom kaiser-
lich-japanischen Regime hingerichte-
ten antifaschistischen Kundschafters 
Richard Sorge getreu handelte der in das 
Brüsseler NATO-Hauptquartier vorge-
drungene DDR-Aufklärer Rainer Rupp. 
Er bewies in langjähriger Haft ein hohes 

Fortsetzung auf Seite 2
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Maß an Bekennermut. Übrigens stieß Rai-
ner – heute ein profilierter Journalist der 
Tageszeitung „junge Welt“ – schon Ende 
der 90er Jahre zum „RotFuchs“. In seiner 
Saarbrückener Gefängniszelle verfaßte er 
wertvolle Beiträge für unser Blatt.
Auch der „Lieblingsfeind“ des Klassen-
gegners Karl-Eduard von Schnitzler ließ 
sich nicht von dessen Journaille ins 
Bockshorn jagen, als er bei der Debatte 
in einem Berliner TV-Studio durch den 
berüchtigten CDU-Mann Lummer und 
dessen antikommunistische Kläffer 
angefallen wurde. „Kled“ – wie ihn seine 
Freunde nannten – zählte zwei Jahre lang 
zu den frühen Autoren des RF.
Ehrende Erwähnung verdient hier der 
Spanienkämpfer und Shoa-Überlebende 
Fritz Teppich, dessen Name bis zu sei-
nem Tode in unserem Impressum stand. 
Unmittelbar nach Schabowskis wohl 
nicht gerade spontaner „Anregung“ zur 
sofortigen „Maueröffnung“ trat dieser 
Westberliner Kommunist – Jude und Anti-
zionist zugleich – dem Mob professio-
neller DDR-Hasser vor Mikrofonen und 
Kameras kaltblütig entgegen. 
Das Bild wäre unvollständig, verzich-
teten wir auf einen ganz wesentlichen 
Aspekt: Bekennermut gilt es nicht nur 
im Angesicht des Klassenfeindes oder 
seines staatlichen Repressionsappara-
tes zu beweisen, sondern auch gegen-
über echten, vermuteten oder falschen 
Freunden.
Kaum ein anderer hat das wohl so ein-
dringlich unter Beweis gestellt wie unser 
im November 2011 im Alter von 96 Jahren 
verstorbener einzigartiger Autor, Freund 

und Genosse Walter Ruge, den schuldlos 
erlittene langandauernde Haft in einem 
sowjetischen Straflager keinen Millime-
ter von seiner marxistisch-leninistischen 
Weltanschauung abzubringen vermochte. 
Der Dichter Peter Hacks, dessen reiches 
dramatisches Werk in sozialistischen 
Tagen nicht immer die Zustimmung der 
„Obrigkeit“ gefunden hatte, stellte sei-
nen Freunden vom „RotFuchs“ in einem 
Brief die inzwischen zur Parole gewor-
dene rhetorische Frage: „Wessen sollten 
wir uns rühmen, wenn nicht der DDR?“
Es ist keine Kunst, sich mit der sozia-
listischen Staatsmacht im Rücken zum 
Sozialismus zu bekennen. Frühere 
DDR-Bürger wissen das ja aus eigener 
Erfahrung. Nicht wenige einhundert-
fünfzigprozentige Abnicker und Jasager 
vergangener Tage haben 1989 – als der 
Wind umschlug – eiligst die Flinte ins 
Korn geworfen oder die Fronten gewech-
selt. Andererseits bewiesen etliche SED-
Mitglieder, die aufgrund nicht überall 
erwünschten selbständigen Denkens oder 
ihrer oftmals als Nörgelei empfundenen 
Neigung zu häufiger Kritik in Ungnade 
gefallen waren, nach der konterrevolu-
tionären Rückwärtswende ein hohes Maß 
an Standhaftigkeit.
Den einen wie den anderen – Löwen, fei-
gen Hunden und Chamäleons – bin ich 
begegnet. 
Im August 1961 wurde ich nach fünf-
jähriger Tätigkeit als Staatsanwalt des 
Kreises Güstrow meiner Funktion ent-
hoben und erhielt wegen „Zurückwei-
chens vor dem Klassenfeind“ die höchste 
Parteistrafe vor dem Ausschluß. Nachdem 

ich die Verfahren gegen zwei zwar auf-
müpfige, aber keineswegs der DDR feind-
lich gesonnene junge Arbeiter, die der 
Staatsverleumdung angeklagt werden 
sollten, wegen Geringfügigkeit einge-
stellt hatte, erteilte mir ein hoher Vor-
gesetzter die Weisung, beide sofort 
festzunehmen und gegen sie eine Frei-
heitsstrafe zu erwirken. Ich weigerte 
mich, dem nachzukommen und verwies 
darauf, daß ein solches Vorgehen erkenn-
bar gegen die Interessen der Deutschen 
Demokratischen Republik gerichtet sei. 
Daraufhin erhielt ich zwar die Entlas-
sungspapiere, kam aber keineswegs nach 
„Sibirien“, sondern wurde zunächst Bür-
germeister einer Zentralgemeinde, später 
Mitarbeiter im DDR-Außenministerium 
und einige Jahre danach außenpoliti-
scher Redakteur des ND. 
Weit interessanter als dieser Teil mei-
ner Vita aber ist: Der „hohe Vorgesetzte“ 
leitete im Herbst 1989 aus fadenscheini-
gen Gründen ein Ermittlungsverfahren 
gegen den Bezirksratsvorsitzenden und 
den 1. Sekretär der SED-Bezirksleitung 
ein. Als drei Jahre nach dem Anschluß 
der DDR an die BRD gegen beide Funktio-
näre wegen angeblicher Untreue verhan-
delt wurde, stand unser „Klassenkämpfer“ 
von einst als Belastungszeuge parat, 
während ein Richter aus dem Westen 
die Haltlosigkeit der erhobenen Vorwürfe 
konstatierte. 
Was den „RotFuchs“ betrifft, so ist mit 
seinem Bekennermut auch in Zukunft zu 
rechnen. Trotz alledem!
 Klaus Steiniger

Silvestertag
Das Jahr verkündet am Silvestertag, 
Daß es nun länger nicht mehr Jahr sein mag.
Sein Weg war lang genug – und nicht ganz leicht.
Nun hält es inne. Fragt: Was ist erreicht?
Will wissen, ob die Abschlußrechnung stimmt,
Bevor es dann für immer Abschied nimmt:
Hält „Gut“ und „Schlecht“ 
sich wenigstens die Waage?
Gab’s Freude auch –
und nicht bloß Müh und Plage?
Es schaut noch mal zurück. Es fällt sein Blick
Auf Trauriges – wie manches, das beglückt.

Da gingen Menschenleben ja verloren, 
Es fehlte darum nicht an herbem Schmerz, 
Doch wurden neue Menschlein auch geboren, 
Was andrerseits mit Freude wärmt das Herz. 
Doch zählt genauso manches kleine Ding
In der Bilanz des Jahres nicht gering: 
Maikäfer gab’s und bunten Schmetterling, 
Für jeden Baum den nächsten Jahresring, 
Ein Lenz, geschmückt mit reicher Blütenpracht, 
Und sternenklar manch laue Sommernacht.
In jenen Wald zurückgekehrt der Dachs,
In diesen wieder saub’ren Fluß der Lachs. 
Die Erntefelder körnerschwer von Ähren, 
Der Herbstwald voller Pilz und Heidelbeeren.

Doch um ein Jahr zum guten Jahr zu machen, 
Braucht es vor allem eines: Kinderlachen!

Um solches aber war es in der Welt 
Nicht überall besonders gut bestellt. 
Auch dieses Jahr trägt schwer an einer Bürde, 
Wenn es nun nimmt die allerletzte Hürde: 
Noch leben Kinder bitterarm in großer Not. 
Oft fehlt es ihnen selbst an trocken Brot, 
Und von des Jahres Tagen gab es für sie keinen 
Um unbeschwert zu lachen statt zu weinen. 
Ja – viele mußten sogar Hungers sterben, 
Und and’ren drohte anderes Verderben.

Von Mächtigen aus Machtgier angestellt, 
Macht Krieg manch Land zum Schlachtefeld. 
Es scheren sich um fremde Kinderleichen 
den Teufel all die Gierigen und Reichen!
Und alles das, was es an Schrecken gab, 
nimmt dieses Jahr nicht mit ins Zeitengrab.

Das neue Jahr hat schwere Last zu erben:
Elend und Not, die Kriege und ihr Sterben. 
Auch wenn es schwerfällt: 
Laßt uns dennoch hoffen! 
Noch bleibt der Menschheit ihre Zukunft offen, 
Nur kommt die bess’re Zeit nicht von allein, 
Sie will erarbeitet – und auch erstritten sein!

Und dann wird irgendwann, wenn auch noch fern, 
Die Erde wirklich Menschen-Heimatstern, 
Für jeden wohnlich, jedermann gerecht, 
Weil über keinen mehr bestimmt ein Herr – 
und niemand mehr sich ducken muß als Knecht.

Wolfgang Clausner

Am 6. Dezember vollendet unser lieber 
Freund und Kampfgefährte

Wolfgang Clausner 
aus Schwerin sein 85. Lebensjahr. Für 
alle, die dem „RotFuchs“ in schwerer 
Zeit beigestanden und seinen Kessel 
bereitet haben, ist dieser profilierte 
Journalist, Buchautor und Reime-
schmied zum Maßstab für Solidität und 
Verläßlichkeit geworden.
Wenn wir dem einstigen stellvertreten-
den Chefredakteur der beliebten und 
vielgelesenen DDR-Wochenzeitung 
„horizont“ zu seinem Ehrentag von 
ganzem Herzen gratulieren, wenden 
wir uns nicht nur an den treuen, allen 
Stürmen trotzenden Kommunisten, den 
gebildeten Marxisten-Leninisten, son-
dern zugleich auch an den liebenswer-
ten, gefühlvollen und charakterstarken 
Menschen Wolfgang Clausner, dem 
die von Herzen kommende Sympathie 
unseres großen, durch ihn von Beginn 
an mitgeprägten und ständig berei-
cherten Kollektivs gehört.

Sei freundschaftlich umarmt,  
lieber Wolfgang!
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Ein Unbeugsamer
Klaus Steiniger zum 80. Geburtstag

Es ist ein Privileg, von Klaus Steiniger 
Genosse, und – mehr noch – ein guter 

Freund genannt zu werden. 1972 schrieb 
der Hamburger „Spiegel“ – ein zweifelsohne 
unverdächtiger Zeuge – über ihn: Klaus 
Steiniger (39), der Sonderkorrespondent 
des SED-Zentralorgans „Neues Deutsch-
land“, habe „beim Prozeß gegen die far-
bige US-Bürgerrechtskämpferin Angela 
Davis zu Beginn der Verhandlung mehr 
Aufmerksamkeit erregt als die Befragung 
der Geschworenen“. Das sei darin begrün-
det, daß die US-Behörden erstmals einem 
DDR-Journalisten die Teilnahme an einem 
inneramerikanischen Politikum gestat-
tet hätten. „Der ND-Ressortleiter für kapi-
talistische Länder wollte sehr vorsichtig 
sein, um nicht die Regeln zu verletzen, da 
sein Fall eine Präzedenz darstellt.“ Aber 
er halte sich nicht immer zurück: Zum 
Internationalen Frauentag überreichte er 
„unserer Genossin Angela 50 flammend 
rote Nelken“. Zudem habe er US-Kollegen 
bereitwillig Auskunft über seine Ansich-
ten zum Prozeß erteilt. Auf Solidarität sei 
der Mann aus Ost-Berlin auch bei einem 
Interview mit dem Farmer Roger Mac Afee 
gestoßen, der durch Verpfändung eines 
Teils seines Hofes eine Kaution in Höhe von  
102 500 Dollar zur Haftentlassung von 
Angela Davis bereitgestellt habe. „Als Stei-
niger ihn mit ,Genosse’ ansprach, freute 
sich Mac Afee: ,Jetzt habe ich endlich das 
Gefühl, zur Mehrheit in dieser Welt zu 
gehören’“. Soweit der „Spiegel“.
Klaus wurde am 28. Dezember 1932 als 
Sohn des Kommunisten Peter Alfons Stei-
niger und einer antifaschistisch gesinnten 
Mutter in Berlin geboren. Als entschiede-
ner Verteidiger der sozialistischen DDR, 
deren erste Verfassung zu wesentlichen 
Teilen die Handschrift seines Vaters trug, 
folgt er dem Grundsatz: Weltanschauliche 
Prinzipien dürfen nicht davon abhängig 
gemacht werden, ob man im politischen 
Geschehen gerade oben oder unten liegt. 
Dieser Maßstab leitet ihn sicher bei der 
Einschätzung seiner Mitmenschen. Und so 
hat er folgerichtig nach unserer schweren 
Niederlage mit dem „RotFuchs“ eine Fahne 
der Zuversicht gehißt. Diese „Tribüne für 
Kommunisten und Sozialisten in Deutsch-
land“ gäbe es ohne ihn nicht. Kein Mitstrei-
ter, der sich redlich für den „RotFuchs“ und 
in unserem Förderverein engagiert, wird 
dem widersprechen.
Vor allem Aufrichtigkeit und klares Beken-
nen schätzt Klaus Steiniger in der Kon-
frontation mit der Welt des Kapitals. Diese 
Gesellschaft hat der englische Aufklärer 
Thomas Hobbes vor fast vier Jahrhunder-
ten als „Krieg aller gegen alle“ enttarnt. Auf 
solche Weise erkennt Klaus zudem nicht 
nur Sozialisten und Kommunisten. Auch 
ehrliche Leute aus anderen Lagern beur-
teilt er ebenso. Rechtsopportunistische 
Wendigkeit ist ihm ein Greuel und auch 

Sektierertum nicht seine Sache. Klaus Stei-
niger hat mit seiner enormen internatio-
nalen Erfahrung verinnerlicht, daß sich 
politische Analysen niemals allein auf die 
eigene Bewegung beschränken dürfen, son-
dern stets die Gesamtheit der Wechsel-
beziehungen aller Klassen und Schichten 
– national wie weltweit – im Blick haben 
müssen. Und er läßt keinen Zweifel daran, 
daß sich fortschrittliche Menschen ebenso 
ihrer Verantwortung für die eigene Nation 

bewußt sein sollten, wie sie der großen 
Idee des proletarischen Internationalis-
mus verpflichtet sind. Daß Klaus, der wie 
sein Vater Rechtswissenschaften studierte, 
schließlich Journalist wurde, hat sich 
als Glücksfall erwiesen. Wenn Neigung, 
Sprachbegabung, Leidenschaft und die 
Kunst der Feder zueinander finden, kann 
Großes entstehen. Diese Chance hat er kon-
sequent genutzt. Und so ist Klaus Steiniger 
zu einem der bedeutendsten Journalisten 
unseres Landes geworden. Mit seinen Arti-
keln aus den USA, dem Portugal der Nel-
kenrevolution, Lateinamerika, Japan und 
vielen anderen Ländern hat er die Sicht der 
DDR-Bürger, deren solidarische Haltung zu 
den Fortschrittsbewegungen in aller Welt 
wesentlich mitgeprägt. Dafür steht kei-
neswegs nur sein Beitrag zur Massenak-
tion „Eine Million Rosen für Angela“, die er 
mit seiner in 500 000 Exemplaren verbrei-
teten Schrift „Freiheit für Angela Davis!“ 
wesentlich inspiriert hat und an die sich 
so viele Beteiligte auch heute noch voller 
Wärme erinnern.
Nun wird Klaus also 80. Er kämpft und 
arbeitet hart wie eh und je, und er muß 
zudem mit Krankheit, einem heimtücki-
schen Feind, ringen.
Man sagt, Goethe habe, hoch an Jahren, 
gelegentlich über zunehmende Gebrechen 
geklagt. Ein Vertrauter wollte ihn damit 
trösten: Nun mangele es zwar an jugendli-
chem Feuer, das aber werde durch bestän-
dig wachsende Altersweisheit doch mehr 
als kompensiert. Der Dichterfürst reagierte 
entrüstet. Wahr sei vielmehr: Er könne 
bezeugen, daß er immer daran zu arbei-
ten gehabt habe, im Laufe des Lebens so 
weise zu bleiben, wie er es bereits in seiner 

Jugend gewesen sei. Wir wissen nicht, ob 
diese Episode sich tatsächlich so zugetra-
gen hat. Wenn nicht, dann wäre sie zumin-
dest gut erfunden. Ich denke, daß man 
unserem Klaus genau das bescheinigen 
sollte: Eine ausgereifte Urteilskraft gehörte 
schon vor Jahrzehnten unzweifelhaft zu 
seinen Schätzen. Denn war er 1972, als er 
Angela zum Frauentag die 50 roten Nelken 
überreichte, nicht schon der, den wir heute 
kennen und auf den wir stolz sind?
Angela Davis hat 2009 in ihrem Vorwort 
zu Klaus Steinigers Buch über den dama-
ligen Prozeß betont, immer sei ihr bewußt, 
wie wichtig es ist, „uns auf die Errungen-
schaften der sozialistischen Gemeinschaft 
der Nationen zu besinnen, wenn wir ver-
suchen, das Eindringen kapitalistischer 
Interessen in die intimsten Sphären unse-
res Lebens abzuwehren, und hier, in den 
USA, für grundlegende Rechte zu kämpfen“.
„Ich möchte“, schrieb Angela Davis, „Klaus 
Steiniger meine tiefe Dankbarkeit für sein 
Lebenswerk und seinen Einsatz für die 
Sache der Freiheit ausdrücken.“ Diesem 
Dank schließen wir uns aus vollem Herzen 
an. In Bertolt Brechts Svendborger Gedich-
ten heißt es:

   Die Schwachen kämpfen nicht. Die Stärkeren 
   Kämpfen vielleicht eine Stunde lang. 
   Die noch stärker sind, kämpfen viele Jahre. Aber 
   Die Stärksten kämpfen ihr Leben lang. Diese
   Sind unentbehrlich.

Unser Genosse und Freund Klaus Steini-
ger ist einer der Unentbehrlichen.
Lieber Klaus, wir wünschen Dir zu Dei-
nem Geburtstag vor allem Kraft. Wir sind 
uns dessen gewiß: Alles andere wird sich 
dann schon richten.  Götz Dieckmann

Max Zimmerings letztes Gedicht

War je ein Tag  
dem andern gleich?

War je ein Tag dem andern gleich? 
War dir nicht neu ein jeder Morgen, 
erfüllt mit neuen Fragen, Sorgen 
und auch an neuem Hoffen reich?

Mit jedem neuen Atemzug 
lebst du schon ein Stück neues Leben; 
sprichst du ein Wort – schon ist’s vergeben 
wie der Gedanke, den es trug.

Wenn, was geschieht in Raum und Zeit, 
sich nicht veränderte beständig, 
die Welt wär leer, 
wär nicht lebendig, 
nur Nichts in der Unendlichkeit.

Lindow, 24. August 1973 
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Soll ich mein Kind der Bundeswehr opfern?
Die Rattenfänger de Maizières ziehen an den Schulen alle Register 

Die Bundeswehr wirbt in Schulen mit 
irreführenden Versprechungen und 

verlockenden Zusagen um jugendlichen 
Nachwuchs. Darf sie so vor Schülern auf-
treten und für sich werben? Schreibt nicht 
das Grundgesetz ausdrücklich den Einsatz 
der Armee allein zum Schutz der eigenen 
Landesgrenzen fest?
„Deutschland“ – so Verteidigungsminister 
de Maizière – „ist von Freunden 
umgeben“. Auch der Bundesgrenz-
schutz – deshalb seine Umbenen-
nung in Bundespolizei – hat 1990 
seine Bedeutung buchstäblich über 
Nacht verloren. Warum aber sucht 
die Armee des deutschen Imperia-
lismus ausgerechnet in den Schu-
len ihren soldatischen Nachwuchs 
zu rekrutieren, betreibt sie irrefüh-
rende Werbung für „Ausbildung und 
Studium“ in ihren Reihen? Warum 
sind diese Propagandaeinsätze 
besonders in den seit dem Anschluß 
der DDR an die BRD strukturschwachen 
Gebieten des Ostens so aufdringlich und 
massiv? Warum werden ausgerechnet junge 
Erwachsene aus Familien mit geringem 
Einkommen danach gefragt, ob sie sich 
nicht für eine „berufliche Perspektive in der 
Bundeswehr“ entscheiden wollen? „Guter 
und regelmäßiger Verdienst“, ein „fester 
Arbeitsvertrag“ und Begriffe wie „Kame-
radschaft“, „Ehre“, „Bildung“ und „gesi-
cherter Wohlstand“ dienen als Köder, um 
Heranwachsende an die Angel zu bekom-
men, sie für eine „perspektivreiche Zukunft“ 
kirre zu machen.
Dabei ist längst erwiesen: Die Bundeswehr 
dient heute nicht dem Schutz des eigenen 
Landes, sondern ist ein Instrument für 
imperiale Politik im Ausland, die von der 
BRD unter dem Banner des Raubvogels 
fern der Heimat verfolgt wird. Es geht um 

knallharte ökonomische und politische 
Interessen. Wie Expräsident Horst Köhler 
seinerzeit freimütig ausplauderte, stehen 
Rohstoffe, Absatzmärkte und Billiglohn-
länder zur Debatte. Mit anderen Worten: 
Es geht um Macht.
Begriffe, welche die Kriegseinsätze ver-
harmlosen sollen – man spricht von „Frie-
densmissionen“, „Engagement im Ausland“ 

und „verpflichtendem NATO-Auftrag“ – die-
nen lediglich als Blendwerk für jene, die 
als Kanonenfutter gewonnen und miß-
braucht werden sollen. Die Zielgruppe sind 
vor allem unsere beruflich perspektivlosen 
Söhne und Töchter. Sie werden ganz im 
Sinne Tucholskys bewußt zu potentiellen 
Mördern gemacht, deren unmoralisches 
Tun als moralische Tugend angepriesen 
wird, um die Bevölkerung zur Duldsam-
keit zu bewegen. 
Man denke an die Worte des einstigen BRD-
„Verteidigungsministers“ mit SPD-Partei-
buch Peter Struck, der am 5. Dezember 2002 
die Bundeswehr bekanntlich dazu aufrief, 

„die Heimat am Hindukusch zu verteidigen“. 
Tatsächlich haben BRD-Bürger in Afgha-
nistan nicht das geringste zu suchen, müs-
sen aber als Steuerzahler für die Kosten der 
Aggressionsbeteiligung ihrer Regierung 
aufkommen und fremdes wie eigenes Leid 
auf sich nehmen. 
Aus all dem ergibt sich, daß die Bundes-
wehr niemals als eine friedenssichernde 
Kraft betrachtet werden kann. Und dafür 
soll ich mein Kind hergeben, mein eigen 
Fleisch und Blut lebendigen Leibes zerrei-
ßen, verstümmeln, dahinsiechen lassen, 
um am Ende vielleicht eine „angemessene 
Abfindung“ oder eine hochtrabende Bei-
leidsbekundung in dem altbekannten Sinne 
entgegenzunehmen, mein Sohn sei „als Held 
auf dem Felde der Ehre gefallen“?
Skrupellos werden auch erfolgreich gekö-
derte Jungsöldner zu Werbezwecken in die 
Spur geschickt. Sie kennen sehr wohl die 
eigenen Schwachstellen, da sie ja bis zu 
ihrer Anwerbung selbst zu den Chancen-
losen gehörten. 
Man gibt sich sehr „volksnah“, wenn die 
BRD-Armee „mit den Menschen“ feiert. 
Informationsstände unter raffinierten Wer-
beslogans bieten bei den verschiedensten 
Gelegenheiten „Karriere mit Zukunft“ an. 

„Wir dienen Deutschland“, „mit der Buwe auf 
du und du“, „die Bundeswehr zum Anfas-
sen“ oder „schulfrei für die Bundeswehr“ 
heißt es dann „ganz bürgernah, besorgt 
und kameradschaftlich“. In Kommißregie 
werden Castingshows, also Nachwuchs-
wettbewerbe, am laufenden Band organi-
siert. Hochglanzbilder zeigen bewaffnete 
Söldner am Lagerfeuer. Im Hintergrund 

ein anheimelnder See mit friedlich 
schwimmenden Wasservögeln.
Schon immer hat die totale Lüge 
totalen Kriegen den Boden bereitet. 
Das wissen wir aus der Vergangen-
heit. Zum Einseifen und Irreführen 
gehört auch die Verurteilung des 
völlig anders gearteten Wehrkun-
deunterrichts an den Schulen der 
DDR. Deren Nationale Volksarmee 
stand niemals im Dienst von Kriegs-
vorbereitung und Aggression. Sie 
war die einzige Armee in der deut-
schen Geschichte, die Zeit ihrer 

Existenz an keinen Kriegen gegen andere 
Völker beteiligt war.

Peter Dornbruch, Crivitz
Unser Autor gehört der Leitung der dor-
tigen Basisorganisation der Partei Die 
Linke an.

Mein Sohn ist zehn ...
Lieber Papa, sprichst vom Frieden
überall auf dieser Welt;
ständig höre ich von Kriegen,
Öl und Gas und von viel Geld.

Warum sind denn Kriege heilig?
Jesus sagt doch: Habt euch lieb,
füreinander seid euch einig,
ohne Streit, Gebrüll und Hieb!

Lieber Papa, du magst Kinder,
spielst mit uns und gibst ’nen Rat.
Doch im Fernseh’n zeigt man Bilder:
Feuer! Kinder als Soldat ...!

Warum muß es Kriege geben?
Ist da jemand, der gewinnt?
Brauchen doch das Blut zum Leben,
statt daß es in die Erde rinnt.

Lieber Papa, kann’s passieren,
daß die Bombe auch hier knallt?
Habe Angst, dich zu verlieren
im Atomraketenwald.

Vom Fiskalpakt ist die Rede,
oder wie das Ding so heißt ...!
Geht es da um Gold und Knete,
wie die „Kleinen“ man bescheißt?

Seid ihr „Großen“ nicht die Sünder?
Ist doch schon genug geweint ...!
Kriege macht ihr, nicht wir Kinder!
Eure Gier ist unser Feind!

Peter Dornbruch

Trauerfeier zu Ehren des am Hindukusch für das bundes-
deutsche Kapital gefallenen Hauptgefreiten Sergej Motz 
in der Kirche von Bad Saulgau 

Am 27. Oktober ist unser lieber 
Freund und Genosse

Armin Neumann 
– er war lange Zeit der Vertriebs- 
und Organisationsleiter des RF 
– im Alter von 74 Jahren nach 
schwerer Krankheit gestorben.
Armin gehörte zum Urgestein der 
Zeitschrift und des Fördervereins. 
Ein erfahrener und der Arbeiter-
sache treu ergebener Kommunist, 
setzte er als Major des MfS seine 
ganze Kraft für den Schutz des 
sozialistischen Vaterlandes – der 
DDR – ein. 
Wir werden Armins Andenken in 
Ehren halten und drücken seinen 
Töchtern Katrin, Antje und Ilka in 
fester Verbundenheit die Hand.
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Vom Sinn unseres Lebens
Späte Antwort auf eine Frage Walter Ruges

Walter Ruge, dem zu begegnen ich 
das Glück hatte, hegte in einem RF-

Artikel wenige Monate vor seinem Tode 
Zweifel daran, ob das Buch „Weltall, Erde, 
Mensch“ für die Herzensbildung der jun-
gen DDR-Bürger ausgereicht habe. Es war 
seinerzeit allen Teilnehmern der Jugend-
weihe überreicht worden.
Rückschauend muß ich dazu sagen: Nein, 
es war nicht ausreichend. Obwohl so vie-
les für uns Kinder und Jugendliche getan 
wurde, haben wir es nicht in dem Maße zu 
würdigen gewußt, wie das nötig gewesen 
wäre. Trotz bester Startbedingungen hat 
kein geringer Teil von uns die Arbeit der 
vorausgehenden Generationen 1989 lei-
der mit Füßen getreten. Ich frage mich: 
Warum ist das so gewesen?
Von 1977 bis 1987 habe ich die 106. Poly-
technische Oberschule (POS) „Albert 
Hensel“ in Dresden besucht. Diese Zeit 
ist mir noch in sehr guter Erinnerung. Bis 
auf einige Ab- und Zugänge blieb unsere 
Klasse bis zum Schulende zusammen. Ich 
empfand das als sehr positiv. Wir wurden 
gemeinsam erwachsen. Im nachhinein 
kann man die Entwicklung jedes einzel-
nen nachvollziehen. Die meisten Lehrer 
waren uns Freunde und Helfer. Wir hatten 
zu ihnen ein gutes Verhältnis und besa-
ßen überdies auch ein rühriges Elternak-
tiv. Von der 5. Klasse an fuhren wir jedes 
Jahr ins Landheim. Erinnern kann ich 
mich nicht zuletzt an das hohe Niveau der 
Bildungsabfrage in der 10. Klasse. Wir 
alle waren froh, als die nervenaufreiben-
den Prüfungen ein Ende gefunden hatten.
Die ideologische Bevormundung, von der 
heute ständig die Rede ist, hielt sich an 
unserer Schule durchaus in Grenzen. Man 
war stolz, wenn die Klassenlehrerin als 
Respektsperson zu einem nach Hause kam 
und die Eltern von den  Lernleistungen 
in Kenntnis setzte. Das gleiche Gefühl 
bewegte jene, welche bei Appellen vor 
versammelter „Mannschaft“ ausgezeich-
net wurden – sei es für gute schulische 
oder sportliche Leistungen oder beim Alt-
stoffsammeln.
Leistungsstarke Schüler übernahmen für 
lernschwächere gerne die Patenschaft. 
Das bedeutete, daß man diese nachmit-
tags zu Hause aufsuchte, um ihnen bei der 
Wiederholung des in der Schule behan-
delten Stoffes zu helfen.
Dieser Beistand war keinesfalls perfekt, 
da die zur Unterstützung Eingeteilten 
nichts von Didaktik verstanden. Den-
noch lernte der eine Part dabei das Erklä-
ren, während der andere die Erfahrung 
sammelte, nicht allein gelassen worden 
zu sein. 
Erziehungsprobleme konnten im Kol-
lektiv viel effektiver bewältigt werden, 
als das heute in Schulen möglich ist, in 
denen nicht mehr erzogen werden darf. 
In unserer Klasse gab es    auch manches 

Unerfreuliche. Doch im Klassenverband 
konnten die Probleme meist gelöst wer-
den, so daß wir in der 10. Klasse eine 
wirklich gute Truppe waren. Leider 
mußten wir dann auseinandergehen – 
in verschiedene Betriebe oder auf die 
EOS (Erweiterte Oberschule mit Abitur). 
Die Einheit von Bildung und Erzie-
hung war allen Beteiligten selbstver-
ständlich, auch wenn das pädagogische 
Reglement den schlechteren Schülern 
oft nicht paßte und sie sich gegängelt 
fühlten. Doch verglichen mit heutigen 
Zuständen herrschte ein gutes, ruhiges 
Lernklima. Natürlich gab es auch Schlä-
gereien auf dem Schulhof – doch wenn 
jemand am Boden lag, fand die Gewalt 
ihr Ende, zumal dann auch meist ein 
Lehrer zugegen war, der eingriff. 
In der DDR zu leben bedeutete ja nicht, 
daß dort alle Übel bereits ausgemerzt 
waren. Einerseits verhielten wir uns wie 
alle Kinder, die sich streiten und bei feh-
lenden Argumenten auch mal zuhauen, 
andererseits gab es keineswegs jenen 
Grad der Verrohung, von dem heute 
allenthalben die Rede ist. 
Unsere Lehrer haben stets versucht, 
auch die schwächeren Schüler mitzu-
nehmen, um ihnen mehr Wissen und 
nicht zuletzt auch eine höhere Sensibi-
lität zu vermitteln. Keiner sollte zurück-
bleiben, was nicht immer gelang, da die 
Einflußnahme auf das Elternhaus und 
dessen Umfeld nur begrenzt möglich 
war. Wer dort nicht zu Hilfsbereitschaft 
und Sparsamkeit erzogen wurde, konnte 
solche Eigenschaften meist auch in der 
Schule nicht unter Beweis stellen. Es 
waren überwiegend solche Schüler, die 
dann ein Hakenkreuz an die Tafel mal-
ten oder antisemitische Witze erzählten. 
Sie waren nicht klug genug, das Klas-
senziel zu erreichen, aber hinreichend 
dumm, um solcherlei auszuhecken.
Sie gehörten dann 1989 zu den ersten, 
die auf die Straße gingen, um sich gegen 
vermeintliche „Gängelei“ in den Schulen 
der DDR aufzulehnen und „Freiheit“ ein-
zufordern. Diese genießen sie heute nicht 
selten als Hartz-IV-Empfänger.
Das durch Walter Ruge erwähnte Jugend-
weihebuch „Vom Sinn des Lebens“ oder 
„Weltall, Erde, Mensch“, wie es später 
hieß, nahm man dankend in Empfang 
und stellte es anschließend ins Regal. 
Gelesen hat es wohl kaum einer, höch-
stens durchgeblättert. Also blieb vielen 
der Sinn des Lebens fremd ... 
Leider beschäftigen sich sehr viele Men-
schen überhaupt nicht mit Büchern und 
schon gar nicht mit solchen, welche die 
Geschichte betreffen. Auch wurde nicht 
bewußt genug mit unserer schweren Erb-
last umgegangen. Die meisten von uns, 
die wir in einem antifaschistischen Staat 
aufwuchsen, verdrängten einfach die 

Tatsache, daß unsere eigenen Großväter 
noch Soldaten in einem faschistischen 
Raubkrieg gewesen waren. 
Schüler in Wolgograd, das als Stalingrad 
in die Geschichte einging, mußte man 
nicht überzeugen, am Mahnmal für die  
Opfer Ehrenwache zu halten. Dort hatte 
nicht nur jede Familie Tote zu beklagen, 
sondern auch das Geschehen zutiefst 
verinnerlicht. 
Heute – 28 Jahre nach meiner Jugend-
weihe – sage ich mir: Hätten wir doch das 
von Walter Ruge erwähnte Buch in der 
Schule zeitnah gelesen und diskutiert! 
Dann wären wir für auf uns zukommende 
Situationen besser gewappnet gewesen.
Vierzehnjährige Jugendweiheteilnehmer 
machten sich über den Sinn des Lebens 
leider noch keine Gedanken. Sie nahmen 
alles als selbstverständlich hin. Eigene, 
vor allem auch negative Erfahrungen, 
sollten ihnen erst später die Augen öff-
nen.
Der Sinn des bewußten Lebens besteht 
darin, anderen Leben zu schenken und es 
vor allem zu bewahren. Denn die Spanne 
ist kurz und – wenn man am Ende seines 
Weges steht – unwiederbringlich.

Andrea Wohlfahrt, Hemmingen

Erinnern an Walter Ruge
Vor einem Jahr – am 9. Dezember 2011 – 
wurde der im Alter von 96 Jahren ver-
storbene kostbare Mensch, unbeirrbare 
Kommunist und von allen verehrte Nestor 
der „RotFuchs“-Autoren Walter Ruge auf 
dem Neuen Friedhof an der Potsdamer 
Heinrich-Mann-Allee von einer großen Trau-
ergemeinde zu Grabe getragen.
Wir grüßen Tatjana, Ina und alle, die Walter 
nahestanden, in herzlicher Verbundenheit 
und setzen den Kampf in seinem Geiste fort.

Foto: Carsten Fleck
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Kundschafter an der unsichtbaren Front
Vor 70 Jahren starben Helden der Schulze-Boysen/Harnack-Organisation 

Im November 1942, vier Wochen vor 
seiner Ermordung, schrieb der Ober-

leutnant in Görings Reichsluftfahrt-
ministerium Harro Schulze-Boysen 
die folgenden Zeilen, welche 1945 in 
Dielenritzen der Zelle 2 des Gestapo-
hauptgefängnisses in der Berliner Prinz-
Albrecht-Straße von Günther Weisenborn 
gefunden wurden.

Der Wind schlug naß ans Fenster
und heulend schlägt’s Alarm!
In Deutschland gehn Gespenster um
Hier drinnen ist es warm ...

Sie nennen es Gefängnis,
der Leib ist auch gebannt
und doch ist das Verhängnis, ach, 
dem Herzen noch kaum bekannt.

Mir scheint’s wie Klosterzelle:
Die hellgetünchte Wand
hält fern mir jede Welle, die
mich sonst so jäh berannt.

Der Geist schweift frei ins Leben,
die Fesseln scher’n ihn nicht
und Zeit und Raum, sie heben sich
hinweg im blassen Licht.

Und sind wir losgeschnitten
von unruhvoller Welt,
so ist auch abgeglitten all
das Beiwerk, das nicht zählt.

Es gilt nur letzte Wahrheit
dem überscharfen Blick,
und ungetrübte Klarheit wird
stolz zum Daseinsglück.

Der Stunde Ernst will fragen:
Hat es sich auch gelohnt?
An Dir ist’s nun zu sagen: Doch!
Es war die rechte Front.

Das Sterben an der Kehle
hast du das Leben lieb ...
und doch ist Deine Seele satt,
von dem, was vorwärtstrieb.

Wenn wir auch sterben sollen,
so wissen wir: Die Saat
geht auf. Wenn Köpfe rollen, dann
zwingt doch der Geist den Staat.

Die letzten Argumente 
sind Strang und Fallbeil nicht,
und uns’re heut’gen Richter 
noch nicht das Weltgericht.

Am 22. Dezember – dem 70. Jahrestag ihrer 
Hinrichtung in Plötzensee – ehren wir 
Harro Schulze-Boysen und seine ermor-
deten Kampfgefährten.
Die deutschen Antifaschisten gedenken 
der mutigen Widerstandskämpfer Dr. 
Arvid Harnack, Ilse Stöbe, John Grau-
denz, Kurt Schulze, Elisabeth Schumacher, 

Kurt Schumacher, Hans Coppi und Horst 
Heilmann. Wir erinnern uns an Dr. Adam 
Kuckhoff, Anna Krauss, Rose Schlösin-
ger, Oda Schottmüller, Ingeborg Kumme-
row, Hilde Coppi, Emil Hübner, Else Imme, 
Klara Schabbel, Frida Wesolek, Stanislaus 
Wesolek, Dr. Erhard Tohmfor, Richard 
Weißensteiner, Karl Behrens, Erika von 
Brockdorff, Dr. Hansheinrich Kummerow, 

Dr. Mildred Harnack und Albert Hößler, 
die später von den Faschisten ermordet 
wurden. Auch John Sieg und vielen ande-
ren, die im Kampf gegen die Hitlerfaschi-
sten gefallen sind, gilt unsere Ehrung. Sie 
alle gehörten zu einer der bedeutendsten 
antifaschistischen Widerstandsorganisa-
tionen, die während der ersten Jahre des 
Zweiten Weltkrieges in Nazi-Deutschland 
aktiv waren.
Die Anfänge der Organisation lagen im 
Jahre 1938, als zwischen Arvid Harnack 
und John Sieg (er wurde nach seiner Ver-
haftung von der Gestapo grausam gefoltert 
und ging am 15. Oktober 1942 in den Frei-
tod), eine enge Zusammenarbeit begann.
Sie umfaßte einige hundert Antifaschi-
sten. Seite an Seite kämpften hier Kom-
munisten und Sozialdemokraten mit oder 
ohne Parteibuch, Gewerkschafter, bürger-
liche Demokraten, Gläubige und Atheisten. 
Keiner von ihnen hatte daran gedacht, 
einmal Kundschafter an der unsichtba-
ren Front zu sein. Niemand war irgend-
wann darauf vorbereitet oder gar an einer 
Spezialschule ausgebildet worden. Doch 
angesichts der zunehmenden Kriegsge-
fahr, die Ende der 30er Jahre vom faschi-
stischen Deutschland ausging, wuchs 
die Bereitschaft, alle Formen des illega-
len Kampfes anzuwenden, darunter auch 
die Kundschaftertätigkeit für die aufs 
äußerte bedrohte Sowjetunion. Die Mit-
glieder der Organisation nutzten ihre Posi-
tionen im Reichsluftfahrtministerium, im 
Reichswirtschaftsministerium und im 
Reichspropagandaministerium, in den 
Oberkommandos der Wehrmacht, des Hee-
res und der Marine, im geheimdienstlichen 
Amt Canaris, in der Dolmetscherkompa-
nie, im Auswärtigen Amt, im Reichsrund-
funk, im Rassepolitischen Amt der NSDAP 
und in der Reichskulturfilmzentrale. Sie 

sabotierten die Rüstungsproduktion in 
der Opta Radio AG, in den Mechanischen 
Werkstätten Berlin, in der AEG und bei 
Telefunken.
Die wichtigsten Meldungen, die Mitglieder 
der Organisation an die UdSSR sandten, 
betrafen den Zeitpunkt des faschisti-
schen Überfalls auf die Sowjetunion; 
Görings Luftaufklärung über ihrem Ter-
ritorium, Pläne und Maßnahmen der im 
Mai 1941 gebildeten Okkupationsverwal-
tung zur Ausbeutung und Verwendung 
von Bodenschätzen und anderen Ressour-
cen in eroberten sowjetischen Gebieten; 
Maßnahmen zur schnellen Besetzung 
der Ukraine, zur Abtrennung des Kauka-
sus und zur Ausbeutung der Erdölfelder 
Galiziens; Hauptrichtungen des Vorsto-
ßes der faschistischen Wehrmacht; Stärke 
und Standorte der Nazi-Luftwaffe; Treib-
stofflage, Entwicklung und Einsatz chemi-
scher Kampfstoffe in Deutschland; Pläne 
zur Bombardierung sowjetischer Städte 
und Gebiete.
Die furchtlosen Widerstandskämpfer um 
Harro Schulze-Boysen und Dr. Arvid Har-
nack, deren Handeln lange Zeit unentdeckt 
blieb, dienten in der DDR als Leitbilder bei 
der Erziehung der heranwachsenden Gene-
ration im allgemeinen und der Mitarbeiter 
der Sicherheitsorgane im besonderen. Ihr 
Mut, ihre Kühnheit und Standhaftigkeit, 
ihre unerschütterliche Treue zur Sache 
des proletarischen Internationalismus 
und die Verbundenheit mit dem ersten 
sozialistischen Staat inspirierten auch 
spätere Generationen unter veränderten 
Umständen für dieselbe Sache kämpfen-
der Kundschafter des Ministeriums für 
Staatssicherheit der DDR. Schulen, Einhei-
ten der bewaffneten Organe, Kollektive in 
Betrieben und Institutionen, Straßen und 
Plätze der DDR trugen die Namen ermor-
deter Kämpfer der Organisation.
Walter Husemann faßte das Credo seines 
Lebens vor der Hinrichtung in die Worte: 
„Es ist leicht, sich Kommunist zu nennen, 
solange man nicht dafür bluten muß. Ob 
man wirklich einer war, beweist man erst, 
wenn die Stunde der Bewährung gekom-
men ist.“ Konstantin Brandt

Wir trauern um das lang-
jährige Mitglied unserer 
RF-Regionalgruppe Rostock, den 
ideenreichen Autor und aktiven 
Leserbriefschreiber

Hans-Jürgen Bewersdorf 
Der erfahrene und verdiente Päd-
agoge ist am 3. Oktober kurz vor 
Vollendung seines 79. Lebensjahres 
verstorben. 
Unser Mitgefühl gehört seiner 
Witwe Erika und der Familie.

DDR-Briefmarke mit den Porträts Arvid 
Harnacks, Harro Schulze-Boysens und 
John Siegs
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Kein Antifaschismus ohne Thälmann!
Eindringlicher Appell eines Sozialisten aus Niedersachsen

Der PDL-Fraktionsvorsitzende Gre-
gor Gysi hat es unlängst für angera-

ten gehalten, den Zugang einer Genossin 
seiner Partei zu „gehobenen Kreisen“ 
wahrzunehmen. Man sollte den einsti-
gen CDU-Spitzenpolitiker Lud-
wig Erhard lesen und verstehen, 
empfahl er. 
Das erinnerte mich unwillkür-
lich an eine Rede, die Ernst 
Thälmann am 3. März 1932 in 
der Main-Metropole gehalten 
hat. Damals sagte der KPD-Vor-
sitzende: „Glaubt Ihr Genossen, 
daß hier in unserer Versamm-
lung die Direktoren oder die 
Inhaber der kapitalistischen 
Industrie erscheinen würden, 
um mich zu begrüßen? Haltet 
Ihr es für möglich, daß irgend-
ein Frankfurter Industrieller 
es wagen könnte, den Genossen 
Thälmann für heute Abend zum 
Essen einzuladen?“
Man frage politikverdrossene 
Wahlverweigerer unserer Tage, was 
sie von einem selbstlosen und aufrech-
ten Volksvertreter wie Ernst Thälmann 
halten würden. Dessen enorme Zustim-
mungsquoten bei Wahlen und Volks-
abstimmungen sollten jene erst einmal 
nachzuvollziehen in der Lage sein, die 
offen auf „Stöckchen-Springen“ und 
Annäherung an dem Kapital dienstbare 
Parteien setzen!
Leider sind die Zeiten, in denen die PDS 
der 90er Jahre noch zu Thälmann-Kol-
loquien (1994) oder gemeinsamen Fei-
ern aus Anlaß des 80. Jahrestages der 
Oktoberrevolution in das Hamburger 
Thälmannhaus (1997) einlud, inzwi-
schen Geschichte. Nach Arbeiterführern 
benannte Straßen und ihnen zu Ehren 
errichtete Denkmäler fielen vielerorts 
den Bilder- und Schilderstürmern zum 
Opfer. Auch die Gedenkstätte in Ziegen-
hals bei Berlin konnte nicht erhalten wer-
den. Selbst in seiner Vaterstadt Hamburg 
wird das Andenken des großen Arbeiter-
führers Schritt für Schritt getilgt. Das 
tun Leute, die sich der von den Faschi-
sten praktizierten und unter Adenauer 
übergangslos fortgesetzten antikommuni-
stischen Dämonisierungshetze aus oppor-
tunistischen Gründen anschließen. 
Der „historische Schnitt“, den Vertre-
ter rechter PDL-Strömungen im Jahre 
1919 ansetzen, soll sie der unerläßli-
chen Beschäftigung mit dem weiteren 
Verlauf der Geschichte der deutschen 
Arbeiterbewegung und der Chronik der 
DDR entheben. Doch der dadurch legi-
timierten „Totalitarismusdoktrin“, die 
Sozialismus und Faschismus gleich-
setzt, könnten sie im Zuge einer weiteren 
Rechtsentwicklung der BRD selbst ein-
mal zum Opfer fallen. – Im Nürnberger 

Hauptkriegsverbrecherprozeß erklärte 
der später zum Tode verurteilte Hermann 
Göring am 13. März 1946: „Als sich nun 
die Notwendigkeit zeigte, zunächst ein-
mal Ruhe zu schaffen und das gefährlich-

ste Element der Unruhe gegen uns in dem 
neuen Staat zu beseitigen, faßte ich den 
Entschluß, das dadurch zu tun, daß ich 
schlagartig die kommunistischen Funktio-
näre und Führer festsetzen lassen wollte.“
Dennoch konnten die Nazis keinen Pro-
zeß gegen den schon 1933 eingekerkerten 
und am 18. August 1944 in Buchenwald 
ermordeten Vorsitzenden der KPD und 
Vize-Vorsitzenden des Exekutivkomitees 
der Kommunistischen Internationale 
(EKKI) riskieren. Die durch den Reichs-
tagsbrandprozeß alarmierte antifaschi-
stische Öffentlichkeit forderte auf allen 
Kontinenten „Freiheit für Thälmann!“
Während ihn die DDR von der ersten 
Stunde ihrer Existenz an als proletari-
schen Helden und Vorkämpfer für ein 
sozialistisches Deutschland ehrte, wur-
den in der BRD Thälmanns Genossen unter 
sie belastender Anrechnung ihrer „Vor-
strafen“ aus der Nazizeit die Opferrenten 
für Widerstandskämpfer aberkannt. An 
der Spitze dieser Résistance aber hatten 
europäische Kommunisten und Soziali-
sten gestanden. Im Spanienkrieg trug ein 
Bataillon der Interbrigaden nicht zufällig 
den Namen Ernst Thälmanns. 
Demgegenüber heißt es in einer heutigen 
Bundestags-DVD: „Kommunisten unter 
Stalins Sachwalter“ hätten die Weima-
rer Republik „in Kumpanei mit den Nazis“ 
zerstört. Noch schändlicher aber ist es, 
wenn derzeitige „Linkspolitiker“ ohne 
jeden Anflug marxistischer Geschichts-
betrachtung aus reinen Anpassungserwä-
gungen auf den Zug jener springen, die das 
Andenken an den großen deutschen Arbei-
terführer für immer auslöschen wollen. 
Auf einer antifaschistischen Kundgebung 
hielt ich eine Thälmann-Fahne, die an die 
örtliche PDL beim Besuch einer Delegation 

im Hamburger Thälmannhaus überge-
ben worden war. Ein Mitglied der Roten 
Falken fragte mich: „Wer ist denn das 
da auf deiner Fahne?“ Als ich ihm Aus-
kunft gab, war er über seine Wissenslücke 

erschrocken und meinte, man 
müsse wohl mehr über diesen im 
Westen weitgehend unbekann-
ten Gewerkschafter, Arbeiter-
führer, einstigen SPD-Genossen 
und KPD-Vorsitzenden auch im 
Kreis der „Falken“ sprechen. Das 
sollte in allen antifaschistischen 
Bündnissen, sämtlichen PDL-
Kreisverbänden und -Gruppen 
geschehen. Dazu gehört auch die 
Verteidigung von Straßennamen 
und Gedenkstätten zu Ehren von 
Opfern des Faschismus, die heute 
mit ihren Henkern gleichgesetzt 
werden. 
Wo immer wir auf Gleichgültig-
keit oder Unwissenheit stoßen, 
müssen wir dem entgegentre-
ten. Das sind wir Genossen Ernst 

Thälmann schuldig, der sein Leben für die 
Sache des Sozialismus geopfert hat. 
Man darf Antifaschisten nicht nach der 
Methode, „die einen ins Töpfchen, die 
anderen ins Kröpfchen“, wie es gewissen 
Rechtsopportunisten in den Kram paßt, 
auseinanderdividieren lassen. Wer das 
tut, befördert – gewollt oder ungewollt 
– antidemokratische Tendenzen unserer 
Tage, begünstigt das Aufkommen und die 
Stärkung faschistoider Strömungen im 
Machtbereich von NATO und EU. Jene, wel-
che das nicht zu sehen vermögen, leisten 
der linken Bewegung hierzulande keinen 
guten Dienst. Etwas mehr Ehrung von 
Thälmann und etwas weniger Verehrung 
von Leuten, die einen Ludwig Erhard unter 
Linken salonfähig machen wollen, sollte 
es in der PDL schon geben.

Jobst-Heinrich Müller, Lüneburg

Eine Grußkarte der Thälmanngedenkstätte Hamburg

Am 15. Dezember um 10 Uhr findet im 
Jugendbüro „Filler“, Erfurt, Schiller-
straße 44, eine Leserversammlung der 
RF-Regionalgruppe Erfurt-Weimar statt. 
Interessenten sind herzlich eingeladen. 
Thema:

Bilanz der 2012 geleisteten Arbeit  
und künftige Projekte

Die RF-Regionalgruppe Potsdam lädt für 
den 12. Dezember, 18 Uhr, alle Mitglieder 
und Leser in die Alleestraße 3 ein. 

Auf der Tagesordnung stehen die Jah-
resbilanz 2012 und das Abstecken der 
Aufgaben im Wahljahr 2013.
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Almanach zur DDR-Kirchenpolitik läßt  
Lügen über sie wie Seifenblasen platzen

Das Verhältnis der DDR zur protestan-
tischen und zur katholischen Kirche 

hat thematisch Hochkonjunktur. Wer 
Mitte September „googelte“, erzielte bei 
„Kirche in der DDR“ nicht 
weniger als 39, bei „Kirche 
im Sozialismus“ 9 und bei 
„SED und Kirche“ 17 Treffer. 
Spitzenreiter ist natürlich 
das Thema „MfS und Kir-
chen“: 260 Treffer. Allein 
vier Rubriken sind Mitar-
beitern des notorischen 
Dresdner Hannah-Arendt-
Instituts zu verdanken. 
Prof. Dr. Gerhard Besier, 
der zur „Wende“-Zeit als 
Kirchenhistoriker in Frei-
burg tätig war und 2003 
Direktor des Hannah-
Arendt-Instituts wurde, 
veröffentlichte (zusammen 
mit Stefan Wolf) einen 960 
Seiten umfassenden Wäl-
zer über die Zusammen-
arbeit von Bischöfen und 
Pfarrern mit dem MfS. Derselbe Besier 
lieferte (mit Hermann Lübbe) in den 
Schriften des Instituts die Studie „Poli-
tische Religion und Religionspolitik. Zwi-
schen Totalitarismus und Bürgerfreiheit“. 
Clemens Vollhals, stellvertretender 
Direktor des Hannah-Arendt-Instituts, 
bediente auftragsgemäß das Thema „Kir-
chenpolitik der SED und Staatssicher-
heit“. Pfarrer, die ihre eigene Rolle in 
der „friedlichen Revolution“, welche ja 
in Wirklichkeit eine klassische Konter-
revolution war, gewürdigt wissen wol-
len, veröffentlichten am laufenden Band 
Autobiographien. 
Ich habe mich mit „Bürgerrechtlern“ 
dieses Schlages in meiner polemischen 
Arbeit „Unter dem Dach der Kirche“ (Ber-
lin 2010) auseinandergesetzt.
Klaus Emmerich beginnt sein hier vor-
zustellendes Buch mit einer Äußerung 
Walter Ulbrichts aus dem Jahr 1960: 
„Christentum und humanistische Ziele 
im Sozialismus sind keine Gegensätze. 
Die alte Sehnsucht der christlichen Bevöl-
kerung, die sich in der Botschaft ,Friede 
auf Erden und den Menschen ein Wohl-
gefallen’ äußert, kann ja ihre Erfüllung 
nur durch die Verwirklichung der hohen 
Ideen des Humanismus und Sozialismus 
finden.“
Die Erkenntnis und DDR-Erfahrung, daß 
Christen und Marxisten zusammenar-
beiten können und müssen, wenn Frie-
den und sozialer Fortschritt eine Chance 
haben sollen, durchzieht des Buch in 
allen zwölf Kapiteln. Die Gliederung 
erlaubt es geradezu, Emmerichs Schrift 
als Standardwerk zu empfehlen. Sie sei 
deshalb hier vollständig wiedergege-
ben: Gemeinsamkeiten und Unterschiede 

zwischen Staat und Kirche in der DDR. 
Gemeinsamkeiten zur Friedenserhaltung. 
Das Verhältnis von Staat und evangeli-
scher Kirche vor und nach dem Anschluß 

der DDR. Das Darmstädter Wort der 
Evangelischen Kirche von 1947. Skizze 
der Kirchenpolitik der SED, beginnend 
mit der Errichtung der antifaschistisch-
demokratischen Ordnung für die SBZ/
DDR. Kirchen und Religion in der DDR. 
„Gott mit uns“ – Leitmotiv der deutschen 
faschistischen Soldaten im zweiten Welt-
krieg. Christliche Werte und Gesellschaft 
in der DDR. Exkurs: Die Politik und Pra-
xis des jungen Sowjetstaates gegenüber 
der Kirche und ihre vermutliche Umset-
zung in der SBZ/DDR. Atheismus. Die 
Militärseelsorge (MSS) in der alten BRD. 
Kirchen und Bildung. Staatsleistungen 
(Bundes- bzw. Landeszuschüsse) an die 
Kirchen. Beispiel Mecklenburg-Vorpom-
mern. Zusatzliteratur- und Presseüber-
sicht.
Indem sich der Jurist Klaus Emmerich 
strikt an Tatsachen und Dokumente hält, 
widerlegt er Legenden, die heutzutage 
staatlicherseits verbreitet werden: Das 
MfS habe die Kirchen drangsaliert und 
gesteuert; nach 1945 sei in der Sowjet-
zone kirchlicher Besitz enteignet wor-
den; die SED habe die Religion durch 
Jugendweihe und atheistische Propa-
ganda abschaffen wollen.
Der jetzt in Kassel lebende Autor markiert 
unmißverständlich seinen Standpunkt: 
„Die Heuchelei, man hätte 41 Jahre auf die 
Einheit Deutschlands gewartet, um dem 
,Gefängnis DDR’ zu entkommen, kann und 
will ich nicht unterstützen.“ 
Es ist auch begrüßenswert, daß Em- 
merich einen Blick auf die verurtei- 
lenswerte Haltung der Kirchenführun-
gen gegenüber dem Faschismus und der 
heutige Kriegseinsätze „begleitenden“ 
BRD-Militärseelsorge wirft. Diese stellt 

zweifellos Beihilfe zu Kriegsverbrechen 
und Völkermord dar.
Die Tatsache, daß jetzt mit Joachim 
Gauck ein Pfarrer als Bundespräsident 

an der Spitze des impe-
rialistischen deutschen 
Staates steht, der sich in 
Wort und Schrift wider 
besseres Wissen an der 
Verleu mdu ng der K i r -
chenpolitik der DDR aktiv 
beteiligt, macht Emme-
richs Arbeit noch notwen-
diger. 
 Prof. Dr. Horst Schneider

Klaus Emmerich: Glaube 
und Kirche im Sozialis-
mus. Die Trennung von 
Kirche und Staat. Books on 
Demand, Norderstedt 2012, 
128 Seiten, 6,90 Euro, ISBN 
978-3-8448-9578-0

Am 14. Dezember wird 

Bruni Büdler 
75. Jahre alt. Ihr ständiges Engagement  
ist für die Berliner RF-Regionalgruppe 
von besonderem Wert. Wo und wann 
immer tatkräftige Hilfe und Einsatzbe-
reitschaft gebraucht werden, ist die 
einstige Lehrerin mit bedingungsloser 
Selbstverständlichkeit zur Stelle. Nicht 
zuletzt zählt Bruni zu dem inzwischen 
etwa 40köpfigen Kreis derer, welche 
Monat für Monat unsere Zeitschrift 
verpacken und auf den Weg bringen.
Wir gratulieren der standhaften und 
erfahrenen Kommunistin, die sehr früh 
zu den RotFüchsen stieß, von ganzem 
Herzen. Sei umarmt, liebe Bruni!

Seit vielen Jahren gehört 

Christel Burchard 
zu den Eckpfeilern der Berliner 
RF-Regionalgruppe und zu den Ein-
satzbereitesten im großen Vertriebs-
Kollektiv unserer Zeitschrift.
Am 25. Dezember begeht sie ihren 
75. Geburtstag. In der DDR vielfach 
bewährt und allen Stürmen des kon-
terrevolutionären Umbruchs trotzend, 
beweist sie, daß auf sie jederzeit  
Verlaß ist.
Wir gratulieren Dir, liebe Christel, in 
herzlicher Freundschaft und Verbun-
denheit!
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Ein Prediger, der aller Ehren wert ist
Pastor Erich Arndt war ein Christ der Tat ohne Wenn und Aber

Pastor Erich Arndt ist im Mai 2012 – 
nur wenige Monate vor seinem 100. 

Geburtstag – gestorben. Er hätte sein 
Jahrhundert verdient, denn er hat ein 
Leben vollendet, das Aufmerksamkeit 
und Respekt herausfordert. 
In Parchim als Sohn eines Zugführers 
geboren, studierte er nach 
dem Abitur Evangelische 
Theologie. 1933 trat er der 
NSDAP bei, von der er sich 
eine Verbesserung der sozi-
alen Lage in Deutschland 
erhoffte. Doch bereits 1936 
schloß ihn die Nazipartei 
wegen seiner Tätigkeit in der 
Bekennenden Kirche aus. 
Die Kriegsjahre prägten und 
veränderten sein Leben auf 
besondere Weise. Im Januar 
1943 geriet Erich Arndt als 
Pfarrer der 24. Panzerdivision 
bei Stalingrad in sowjetische 
Gefangenschaft. Die Men-
schenopfer, das Leid und der 
Wahnsinn des Krieges forder-
ten sein christliches Pflicht-
gefühl zu bisher ungekanntem 
Widerspruch gegen die beste-
hende Weltordnung heraus. Nun wollte er 
keine Waffen mehr segnen, junge Männer 
beim Sterben begleiten und das Völker-
gemetzel als unvermeidbar hinnehmen.
Als sich ein „Antifa-Lager-Aktiv“ bildete, 
war er dabei und seit der Gründung des 
„Nationalkomitees Freies Deutschland“ 
Lagergeistlicher in Krasnogorsk. Wer 
weiß eigentlich, daß es so etwas unter 
dem Schirm des NKFD in Kriegsgefan-
genenlagern der atheistisch orientierten 
Sowjetunion gegeben hat? 
Als Mitbegründer des Arbeitskreises für 
kirchliche Fragen beim Nationalkomitee 
sowie des Bundes Deutscher Offiziere 
gehörte Pastor Arndt zu den Unterzeich-
nern des Aufrufs der Geistlichen „An die 
Christen an der Front und in der Heimat“.
Als Lagergeistlicher hielt er mehr als 250 
Predigten. Jene vom 9. Mai 1945 verdient 
besondere Aufmerksamkeit. Sie begann 
mit den Worten: „Als in der Nacht vom  
8. zum 9. Mai der Rundfunk auch uns 
Gefangenen die schon lange ersehnte 
Nachricht vom Ende der Kampfhandlun-
gen auf dem europäischen Kriegsschau-
platz brachte, da hat es wohl im ganzen 
Lager niemand gegeben, durch dessen 
Herz nicht ein Funke freudiger Dankbar-
keit gezuckt wäre.“
Pastor Arndt fuhr fort: „Andere haben 
noch stärkere Freude empfunden bei dem 
Gedanken daran, daß nun nicht mehr die 
eherne Sprache der Kanonen als letztes 
Verständigungsmittel der Völker gehört 
werden soll, sondern die Sprache des 
Herzens und des Gemüts, auch die Spra-
che der Vernunft … Anderen trieb die 

nächtliche Stunde, die uns das Kriegs-
ende verkündigte, Freudentränen in die 
Augen bei dem Gedanken, daß nun für die 
Völker Europas und damit für die noch 
überlebenden Lieben daheim wieder das 
durch sechs lange, bange und leidvolle 
Kriegsjahre gestörte und zerstörte fried-

liche Leben an die Stelle eines menschen-
unwürdigen Lebens in Luftschutzkellern, 
Bunkern und Erdlöchern treten soll.
Und wiederum andere waren von ehr-
licher Freude darüber erfüllt, daß der  
8. Mai 1945 an einer Stelle der Welt wie-
derum aufräumte mit einem militärischen 
und politischen System, das so vielen 
Völkern und Menschen und nicht zuletzt 
dem deutschen Volke und den deutschen 
Menschen zum unglücklichen Verhäng-
nis wurde“. Pastor Arndt nahm seine 
Gemeinde ins Gebet: „Wir alle, die wir 
hier versammelt sind, wir können uns ja 
nicht freisprechen von Schuld vor unse-
rem Gotte. Oder wer wollte aufstehen und 
behaupten, er habe ein gutes Gewissen?“
Der Geistliche machte klar, daß aus 
Schuld Verantwortung erwächst: „Der 
Tag der Beendigung eines Krieges ist 
für alle, ob nun unmittelbar oder mit-
telbar beteiligt, wie ein unübersehbarer 
Felsblock mitten auf der Fahrbahn des 
Lebens. Es ist nicht möglich, daß jemand 
so tut, als wäre er nicht da. Der Augen-
blick, da nach Gottes heiligem Willen und 
aufgrund menschlicher Übereinkunft 
die Waffen schweigen, darf mit Fug und 
Recht als die Geburtsstunde des jungen 
Friedens angesehen werden. Manche mei-
nen, schöne und edle Gefühle seien die 
Kost, die den jungen Frieden zum starken 
Mann heranwachsen lassen, der mögliche 
menschliche Konflikte mit starker, aber 
unblutiger Hand löse. 
Andere meinen, große Worte seien die 
rechte Speise für den jungen Frieden. Wir 
und mit uns sehr viele Menschen sind 

solcher Speise gegenüber sehr voreinge-
nommen, nachdem wir es erlebt haben, 
wie sehr Worte Schall und Rauch sind. 
Wiederum andere meinen, man müsse 
den jungen Frieden mit allerlei mensch-
lichen Künsten ernähren, um ihn stark zu 
machen. Wo immer diese Künste hand-

feste Gestalt annehmen in 
Organisationen aller Art zur 
Sicherung des Friedens, so 
sind sie sicherlich von bedeu-
tendem Wert, wo immer sittli-
cher Ernst und Verantwortung 
ihren Trägern eigen sind und 
bleiben.“ Im September 1948 
kehrte Pastor Arndt aus der 
Gefangenschaft nach Deutsch-
land zurück – als Antifaschist. 
Er wollte auch in diesem 
Sinne wirken. Neben seinen 
Amtspflichten – zunächst als 
Pastor in Parchim, danach 
von 1975 bis 1990 als Lan-
deskirchlicher Beauftragter 
für Gefängnisseelsorge in 
den Strafanstalten Bützow, 
Neustrelitz und Warnemünde 
– arbeitete er im Deutschen 
Friedensrat und ließ sich mit 

einem Mandat des Kulturbundes in den 
Schweriner Bezirkstag wählen. Überdies 
engagierte er sich auf nationalen und 
internationalen Tagungen, bei denen es 
um Frieden, Menschenrechte und Völker-
verständigung ging.
Erich Arndt war ein unbequemer Bezirks-
tagsabgeordneter. Er soll von allen Man- 
datsträgern die meisten Eingaben und 
Widersprüche verfaßt haben. Sein öf-
fentlich ausgetragener Widerspruch zu 
gesellschaftlichen Verwerfungen und 
dogmatischer Enge hat ihn nicht daran 
gehindert, sich das sozialistische Ideal 
als Auftrag zu bewahren.
Als die DDR 1990 ihr Ende fand und im 
Schweriner Bezirkstag der Antrag auf 
Selbstauflösung gestellt wurde, stimmten 
alle Fraktionen bis auf die des Kulturbun-
des zu. Pastor Arndt erklärte unbeein-
druckt von den Vorgängen auf der Straße, 
dem Chor der Medien und dem Tanz um 
das Goldene Kalb: „Ich liebe den Sozialis-
mus, weil ich der Überzeugung bin, daß 
er von allen zur Zeit angebotenen Gesell-
schaftsordnungen diejenige ist, die mei-
nem christlichen Glauben und der in ihm 
begründeten Ethik und Moral am näch-
sten kommt.“
Sich so zu bekennen, war in der wilden 
Zeit der sogenannten Wende mutig. Aber 
so war der Tatchrist ohne Wenn und Aber. 
Er hatte seinen Lebenssinn gefunden und 
ließ daran von niemandem rütteln. 
Übrigens sah man Pastor Arndt auch bei 
einigen Güstrower „RotFuchs“-Veranstal-
tungen im Publikum.

Prof. Dr. Benno Pubanz, Güstrow

Tagungsleiter Pastor Erich Arndt auf einem Friedenskongreß neben 
dem DDR-Staatsratsvorsitzenden Walter Ulbricht und Volkskam-
merpräsident Johannes Dieckmann
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Zucker für den „RotFuchs“

Gruß an eine 
große Könnerin

Die namhafte Malerin und Grafikerin Ger-
trud Zucker aus Bad Saarow – sie zählte 
zu den beliebtesten und erfolgreichsten 
Kinderbuch-Illustratoren der DDR und ist 
inzwischen eine ebenfalls renommierte 
Karikaturistin – hat dem „RotFuchs“ ihre 
gelegentliche Mitarbeit angeboten. Wir 
danken Gertrud Zucker für ihre Bereit-
schaft und zeigen – gewissermaßen als 
Auftakt – eine Auswahl ihres vielfältigen 
buchkünstlerischen Schaffens.

Repros: Tatjana-Mawrina-Bibliothek, Bln.
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Das Wunder von Vippachedelhausen
Als Eberhard Herr den Herren die Suppe versalzen half (2)

Stand man auf der höchsten Erhebung 
des Ettersberges bei Weimar, wo 

die Faschisten das Konzentrationslager 
Buchenwald errichteten, und blickte nord-
wärts, so konnte man im Frühjahr, Sommer 
und Herbst in der nahen Ferne silberne 
Rohrschlangen auf riesigen Flächen erken-
nen. Aus ihnen stiegen hunderte Fontänen 
auf und bewässerten die Felder der 5144 
Hektar großen LPG Pflanzenproduktion 
„Vereinte Kraft“ Vippachedelhausen. Doch 
bis es dazu kam, mußte viel Wasser die 
kleine Vippach hinunterfließen. 
Den größten Einschnitt in seiner Geschichte 
erlebte das Dorf im Jahr 1945. Der Sieg der 
Antihitlerkoalition, vor allem aber der Bei-
trag der Sowjetunion zur Niederwerfung 
des deutschen Faschismus, leitete eine neue 
Ära ein. Auf die demokratische Bodenre-
form folgte die sozialistische Umgestal-
tung der Landwirtschaft in der DDR. Als 
Antwort auf den Beschluß der II. Partei-
konferenz der SED zur Förderung landwirt-
schaftlicher Produktionsgenossenschaften 
wurden auch in Vippachedelhausen erste 
Schritte in dieser Richtung getan. Schon 
im Juli 1952 gründeten sieben fortschritt-
liche Bauern eine LPG, als deren Vorsitzen-
der Heinrich Nentwich gewählt wurde, der 
die Hölle von Buchenwald überstanden 
hatte und nach seiner Befreiung im Früh-
jahr 1945 in Vippachedelhausen geblie-
ben war. Doch erst 1961 wurde das Dorf 
vollgenossenschaftlich. Am 1. Januar 1969 
bildete sich schließlich eine spezialisierte 
LPG Pflanzenproduktion. Damit begann die 
völlige Umgestaltung des ganzen Land-
strichs. Ein sozialistisches Ackerbau- und 
Meliorationssystem mit durchschnitt-
lich 152 Hektar großen Feldern entstand. 
Ich habe diese Entwicklung seit 1961 als 
Augenzeuge und Beteiligter miterlebt. Mein 
Bericht setzt an jenem Tage ein, an dem ich 
mit einem besonderen Auftrag in das Dorf 
an der Vippach entsandt wurde.
Es ist der 28. November 1961. Aus Berlin 
komme ich, ein geborener Thüringer, wieder 
zurück ins Thüringer Land, nach Weimar. 
An diesen Tag werde ich wohl ewig denken. 
Im Zimmer des 1. Kreissekretärs höre 
ich mir an, was er über die LPG „Vereinte 
Kraft“ Vippachedelhausen sagt. Es klingt 
nicht gerade erhebend. „Hilf den Genossen 
da draußen!“ Wie der sich das vorstellt, 
denke ich. „Wir können der LPG vorläufig 
noch keine andere Unterstützung geben. 
Zunächst mußt Du die Hauptarbeit machen. 
Der 2. Kreissekretär fährt mit Dir nach 
Vippachedelhausen in die Parteiversamm-
lung. Wir empfehlen den Genossen, Dich 
zum hauptamtlichen Sekretär zu wählen. 
Geh mal in die Abteilung Landwirtschaft 
und informiere Dich über die Parteiorga-
nisation und die Produktion der LPG. Vor-
läufig haben sie wenig Einnahmen. Sieh zu, 
daß auch Gemüse angebaut wird, da kommt 
ihr schneller zu Geld.“ – Mit gemischten 

Gefühlen verlasse ich die Kreisleitung. In 
einer LPG habe ich überhaupt noch nicht 
gearbeitet und nun gleich als Parteisekre-
tär. Ob das gutgeht?
Unterwegs nach Vippachedelhausen 
gibt mir „Stacho“, so nennt man den  
2. Kreissekretär wegen seines langen Vor-
namens Stanislaus, noch einen Tip. „Bleib 
standhaft in jeder Beziehung“, meint er und 
zwinkert dabei mit dem rechten Auge. Da 
sagt der Fahrer in unsere Unterhaltung hin-
ein, am Ortsschild von Vippachedelhausen 
wären wir gerade vorbeigefahren. Draußen 
steht ein nebliger, mieser Novembernach-
mittag. Das drückt regelrecht aufs Gemüt. 
Die Dorfstraße ist voller Löcher, das schüt-
telt unser Auto durch.
Bis hierher habe ich das alles noch ver-
kraftet. Aber im Hof der LPG-Verwaltung 
läuft mir der Dreck in den Halbschuh hin-
ein. Unwahrscheinlich, was für ein zäher, 
klebriger Brei das ist. Der Stallmist liegt 
bis vor die Treppe. Ein unordentlicher fla-
cher, in der Mitte etwas ansteigender Hau-
fen, aus dem weißer Dampf aufsteigt. Eine 
düstere Perspektive.
Wenn wenigstens ein hübsches Mädchen 
da wäre. Ein paar weibliche Wesen stehen 
herum, kaum zu erkennen in Gummistie-
feln, Wattejacken und Kopftüchern. Die 
weiblichen Attribute sind versteckt.
Am liebsten wäre ich wieder umgekehrt, 
zurück nach Weimar. Aber die Partei hat 
mich ja hergeschickt um zu helfen. Also 
Zähne zusammenbeißen. Im Kulturraum 
sitzen die Genossen und warten. Die Ein-
führung ist kurz. Wer ist für den neuen 
Parteisekretär? Alle. Sie sehen mich so 
erwartungsvoll an, als ob ich Wunder voll-
bringen könnte.
Da fährt das Auto mit dem 2. Kreissekretär 
schon durchs Tor. Er hat es wohl eilig, aus 
dieser Gegend wieder wegzukommen. Ich 
bin nun Parteisekretär und bleibe hier. An 
diesem Tag beginne ich meine neue Arbeit 
in Vippachedelhausen.
Tags darauf stehe ich mit meinen Halb-
schuhen im Novemberdreck. Einige lachen 
etwas schadenfroh, wie der Parteisekretär 
herumläuft. Der Vorsitzende hat ein Herz 
für mich und gibt mir Gummistiefel. „So, 
jetzt siehst Du schon fast wie einer von uns 
aus“, meint er. Das ist beinahe ein Witz. Ich 
und Genossenschaftsbauer, wo ich doch so 
stolz auf meine Arbeitereltern bin.
In den neuen Gummistiefeln mache ich 
mich auf und besichtige das Dorf und die 
LPG-Ställe.
Diese Arbeit ist anders als meine bishe-
rige in Berlin. Manche sprechen mich als 
den neuen Parteisekretär an und wollen 
etwas von mir. Ich muß mir nicht wenig 
merken. Damit ich nichts vergesse, gibt mir 
der Buchhalter ein dickes Notizbuch. Da 
schreibe ich alles hinein. Wann die Kühe 
kalben, wieviel Weizen gedrillt ist. Es gibt 
viele Dinge, die in einem Dorf passieren. 

Man darf nichts Wesentliches aus dem 
Auge verlieren. 
So beginne ich neu in Vippachedelhausen. 
Viel Optimismus gehört dazu. Vertrauen in 
die Menschen hier ist wichtig.
Gut zehn Tage später treffe ich Berlstedts 
Bürgermeister Wichmann, von dem ich 
schon gehört habe. Nach den Erzählun-
gen ist das ein ganz energischer Mann, der 
die Gemeinde in Schuß hat. Obendrein ist 
er noch Mecklenburger. Wie so einer hier-
herkommt? An diesem Tag lerne ich ihn 
persönlich kennen, nachdem wir schon 
mehrmals miteinander telefoniert haben.
Das Zustandekommen dieser Begegnung 
liegt einfach daran, daß er zugleich Par-
teisekretär der LPG „Vorwärts“ ist. Ich bin 
der Jüngere und halte mich zurück. Dafür 
erzählt Alfred, so heißt er, um so mehr. Er 
ist groß und etwas dürr. Manchmal unter-
bricht ihn der Husten – Bronchitis. 
„Ja, weißt Du …“ Diese Redewendung 
gebraucht er oft im Gespräch. Sie hat sich 
mir besonders eingeprägt. Der Genosse 
macht großen Eindruck auf mich. Berlstedt 
war ja auch mal so in der Patsche wie jetzt 
Vippachedelhausen. Mich interessiert vor 
allem, wie es Alfred angestellt hat, die LPG 
voranzubringen. „Ja, weißt Du …“. Da ist 
es schon wieder. Beeindruckend sind seine 
politische Urteilsfähigkeit, Konsequenz 
und die sprichwörtliche Mecklenburger 
Unaufgeregtheit. Da kann ich mir so man-
ches abgucken. 
Wir besprechen die engere Zusammenarbeit 
unserer beiden Parteiorganisationen und 
Genossenschaften. Die LPG Berlstedt ist 
mit 10 Mark pro Arbeitseinheit schon aus 
dem Gröbsten heraus, während meine noch 
bei 7 Mark herumkrebst, und die sind noch 
nicht einmal sicher. So ist die Begegnung 
nicht nur für mich ein Gewinn, sondern 
auch für die beiden Betriebe von Vorteil. 
Wir planen nämlich einen Wettbewerb zwi-
schen ihnen im Frühjahr 1962. Doch das 
alles muß ich erst einmal in der Parteilei-
tung beraten. 

Eberhard Herr, Herzberg/Elster
(wird fortgesetzt)

Von ganzem Herzen beglückwünschen 
wir Genossen 

Horst Remest 
aus Neubrandenburg zu seinem  
60. Geburtstag am 17. Dezember.
Der verdienstvolle einstige Offizier 
der Deutschen Volkspolizei berei-
chert das Vorstandskollektiv des 
RF-Fördervereins durch sein ruhiges 
und ausgewogenes Urteilsvermögen 
sowie durch seine Solidität beim Ein-
satz für unsere gemeinsame Sache.
Herzliche Grüße, lieber Horst!
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Siamesische Zwillinge: Arbeits- und Altersarmut

Denn eins ist sicher: die Rente“, behaup-
tete Norbert Blüm im April 1986 auf 

Plakaten, die überall geklebt wurden. Als 
Arbeitsminister der CDU-Regierung Helmut 
Kohls legte er 1992 mit dem Rentenreform-
gesetz dann selbst die Axt an das System 
der Alterssicherung. Es handelte sich um 
die einschneidendste Veränderung seit 
1957. Als Begründung hieß es: zuviel Alte, 
zuwenig Junge. So wurde die Rentenan-
passung von der Bruttolohn- auf die nied-
rigere Nettolohnentwicklung umgestellt. 
Bei vorzeitigem Eintritt in die Altersrente 
müssen deren Bezieher seitdem Abschläge 
in Kauf nehmen. Auch Ausbildungszeiten 
werden inzwischen kürzer angerechnet. Die 
Mindestrente wurde mit der Begründung 
abgeschafft, daß der Niedriglohnsektor ja 
verschwinde. Heute taucht sie im Zusam-
menhang mit der vielen drohenden Alters-
armut wieder auf. 
Den nächsten schweren Schlag gegen die 
gesetzliche Altersrente führte die Schröder-
Regierung aus SPD und Grünen in Jahre 
2003. Die Große CDU/SPD-Koalition setzte 
noch eins drauf, als sie im März 2007 die 
Rente mit 67 beschloß. 
Schröders Agenda 2010 untergrub die 
Arbeits- und Sozialsysteme total. In ihr 
wurde festgelegt, das heute 51 % betragende 
Rentenniveau von 67 auf 43 Prozent des 
durchschnittlichen Einkommens bis 2030 

abzusenken. All diese Entscheidungen ver-
schlechtern das Lebensniveau von Ren-
tenempfängern und lassen die Gefahr der 
Altersarmut zunehmen. Das erkennen jetzt 
sogar die SPD-dominierten Gewerkschaf-
ten, die zur Agenda 2010 den Mund hielten. 
Obersozialdemokrat Sigmar Gabriel vertei-
digt jedoch die Rentenabsenkung und die 
Rente ab 67 nach wie vor. 
Die Agenda-Beschlüsse betreffen den 
Arbeitsmarkt mit verheerenden Folgen für 
die Rente. Bei der gern als „Jobwunder“ 
bezeichneten trickreichen Reduzierung 
der Arbeitslosigkeit handelt es sich um 
die zynische Vorbereitung von Arbeitsar-
mut! Sie hat immer mehr schlecht bezahlte 
„atypische Beschäftigungen“ wie Mini-
jobs, Teilzeitarbeit, Leiharbeit, befristete 
Arbeitsverhältnisse und Scheinselbständig-
keit mit sich gebracht. Heute arbeitet jeder 
fünfte Beschäftigte im Niedriglohnsek-
tor mit einem Stundensatz unter 10,36 € 
brutto. Dieser Bereich wuchs von 18,7 Pro-
zent (2006) auf 20,7 Prozent. Der Präsident 
des Statistischen Bundesamtes, Roderich 
Egeler, stellte am 10. September dazu fest, 
dieser Anstieg sei ein langfristiger Trend. 

„Niedriglohn heute bedeutet niedrige Rente 
morgen“, schlußfolgerte er. Der Niedrig-
lohnsektor dürfte noch wesentlich größer 
sein, als die Behörde zugibt, da nur Unter-
nehmen mit mehr als 10 Arbeitskräften 

erfaßt wurden. 2010 betrug die absolute 
Zahl der Niedriglohnempfänger in der BRD 
acht Millionen. Sie nahm zwischen 1995 
und 2010 um 2,3 Millionen zu. Als Nied-
riglohnbranchen bezeichnet man Gastro-
nomie und Hotelwesen, Friseurhandwerk, 
Kinos, Wachschutz und andere Bereiche. 
Zugleich wächst die Zahl der Menschen 
mit gebrochenen Arbeits- bzw. Erwerbs-
biographien. Und die Einkommensschere 
öffnet sich weiter. 
Am langfristigen Abbau der staatlichen 
Rente sind bis auf den heutigen Tag alle 
„staatstragenden“ Parteien – SPD, CDU/CSU, 
FDP und Grüne – beteiligt. Die gewollte 
Absenkung der Einkommen in Form von 
Arbeitsarmut ist die Ursache für die vor-
programmierte Armut im Alter und das 
Angewiesensein auf soziale Unterstützung. 
Anstelle der eher kosmetischen Zwecken 
dienenden Diskussion über Altersarmut, 
die insbesondere durch Arbeitsministe-
rin von der Leyen angestoßen wurde, muß 
eine tatsächliche Außerkraftsetzung der 
Agenda 2010, von Hartz IV und den Ren-
tensenkungsverfügungen erfolgen. Über-
dies ist die Rente ab 67 zurückzunehmen. 
Ein würdiges Leben der wachsenden Zahl 
älterer Menschen von der staatlichen Rente 
ist durch die gestiegene Arbeitsprodukti-
vität in den letzten Jahrzehnten durchaus 
finanzierbar.  Dr. Ulrich Sommerfeld, Berlin

Flucht in den „demographischen Faktor“

Politiker, Medien und auch einige 
Wissenschaftler behaupten, daß die 

Ursachen für Altersarmut und sinkende 
Renten darin zu suchen seien, daß die 
Menschen immer älter werden, während 
in der BRD zugleich die Geburtenrate 
sinkt. Das sind Faktoren, die man 
zweifellos in Rechnung stellen muß. 
Die Hauptursachen für Altersarmut 
aber sind die niedrigen Löhne und 
Gehälter. 
Altersarmut und sinkende Renten 
kann man durch Zahlung existenz-
sichernder Einkommen verhindern. 
Das sind Löhne und Gehälter, die 
mindestens dem Wert der Ware 
Arbeitskraft entsprechen. Im Kapi-
talismus handelt es sich ja bei der 
Arbeitskraft tatsächlich um eine 
Ware, deren Preise – Löhne und 
Gehälter – allein durch Angebot und 
Nachfrage bestimmt werden. 
Für die materiellen Güter ist das in der 
kapitalistischen Warenwirtschaft im all-
gemeinen sinnvoll, für die Bezahlung der 
Arbeitskraft aus ökonomischen, sozialen, 
gesundheitlichen und kulturellen Grün-
den aber nur dann, wenn sich Preis und 
Wert mindestens decken.
Auf keinen Fall dürfen Löhne und Gehäl-
ter unter dem Wert der Arbeitskraft 

liegen. Anderenfalls entstehen Dumping-
und Hungerlöhne. Wie aber kann man den 
Wert der Arbeitskraft ermitteln?
Er wird durch die Kosten aller Lebens-
bedingungen, die zur Existenz und Wei-
terentwicklung des Menschen notwendig 

sind, bestimmt. Dazu gehören nicht nur 
materielle Güter, sondern auch Bildung 
und Erziehung, Aus- und Weiterbildung 
sowie Kultur- und Freizeitbetätigung. 
Der Wert der Arbeitskraft ist nicht immer 
gleich. Abgesehen von nationalen Unter-
schieden hängt er auch von der Qualifi-
kation und dem Niveau der erlernten oder 
auszuführenden Tätigkeiten ab, die in 

einem bestimmten Arbeitsbereich gefor-
dert werden. Daraus ergeben sich unter-
schiedliche Löhne und Gehälter.
Welche Vorteile hätten existenzsichernde 
Einkünfte? 
Erstens würden die Kaufkraft der Bevöl-

kerung und damit die Binnennach-
frage steigen. Zweitens würde bei 
der Rentenversicherung eine deut-
liche Einnahmeerhöhung erfolgen, 
die ausreichte, gute Renten zu garan-
tieren. 
Wer aber soll das Ganze bezahlen? 
Eine Erhöhung der Preise materiel-
ler Güter wäre der falsche Weg, weil 
das ja den Absatz der Waren ein-
schränken würde. Die in der Regel 
hohe Einnahmen erzielenden bun-
desdeutschen Unternehmen können 
höhere Löhne und Gehälter durch-
aus aus ihren Gewinnen bezahlen. 
Die teilweise Absenkung der Profite 

wäre zweifellos gerechtfertigt, zumal der 
größte Teil der Wertschöpfung durch die 
Arbeitenden erfolgt. Sie haben durch ihre 
Leistung nicht nur einen Anspruch auf 
angemessene Löhne und Gehälter, son-
dern auch auf abgesicherte Renten, die 
ihnen ein menschenwürdiges Leben im 
Alter ermöglichen.

Dr. Ernst-Ludwig Hischer, Rostock

Karikatur von Thomas Plassmann (ver.di NEWS)
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Rentnermobbing in der BRD
Was sich hinter dem Generalangriff  

auf die sozialen Sicherungssysteme verbirgt

Kernpunkt rechtskonservativer An-
griffe auf eine gerechtere Verteilung 

des gesellschaftlichen Reichtums ist 
die Beseitigung der bestehenden sozi-
alen Sicherungssysteme. Sogar der im 
Grundgesetz formal festgeschriebene 
Begriff „sozialer Rechtsstaat“ wird als 
Attacke auf das kapitalistische System 
verstanden. Davon lassen sich die FDP, 
aber auch andere bürgerliche Parteien 
sowie Unternehmerverbände leiten. Die 

„Zwangsmitgliedschaft“ in den sozialen 
Sicherungssystemen wie Arbeitslosen-, 
Gesundheits- oder Rentenkasse müsse 
langfristig durch „individuelle“ Verant-
wortung der Bürger und deren Pflicht 
zur privaten, kapitalgedeckten „Vorsorge“ 
ersetzt werden, verkünden sie. Die rabi-
aten Angriffe der Republikaner Rom-
ney und Paul in den USA gegen die unter 
Obama verfügte Einführung einer staat-
lichen Gesundheitspflichtversicherung 
sprechen Bände. 
Die gesetzliche Rente (GRV) bildet in 
Deutschland die Grundlage des Renten-
systems. Dieses durch eine Umlage finan-
zierte System der Alterssicherung stellt 
den überwiegenden Teil der dafür erfor-
derlichen Mittel bereit. 92 % der Renten-
leistungen im Osten und 59 % im Westen 
– hier ergänzt durch Beamtenpensionen, 
betriebliche oder private Versorgungs-
systeme – werden von der GRV erbracht.
Seit den 70er Jahren stand die GRV in der 
BRD im Zentrum der sozialpolitischen 
Auseinandersetzung. Ab 1989 gilt das 
auch für das angeschlossene Gebiet der 
DDR. Dem relativ stabilen und effekti-
ven Rentensystem wird immer aufs neue 
die privat finanzierte, kapitalgedeckte 
Finanzierung der Altersversorgung als 
alternativlos entgegengestellt. Die bür-
gerlichen Parteien, Institutionen und 
wechselnden Regierungen haben die-
ses Konzept massiv gefördert. Seit 1996 
wurden auch die gesetzlichen Grundla-
gen der GRV zuungunsten der Empfän-
ger von Altersbezügen verändert. Hierzu 
trugen die Verkürzung der Rentenbezugs-
zeiten, die Senkung der Zahlbeträge, die 
Abkopplung des Rentenniveaus von der 
Lohnentwicklung und das Abrücken von 
der lebensstandardsichernden Rente im 
Alter bei. 
Teil dieses Konzepts ist auch das Abge-
hen vom Prinzip der paritätischen Ren-
tenfinanzierung durch „Arbeitgeber“ und 
„Arbeitnehmer“. Deshalb muß der Staat 
zur Entlastung der Konzerne jährlich 
etwa 40 Mrd. € aus Steuergeldern an die 
GRV einzahlen. Die Rentenkasse kann 
nur noch zu 65 % durch die Erwerbstä-
tigen selbst gefüllt werden. Hinzu kam 
die kapitalgedeckte, ergänzende „Rie-
sterrente“, die unter dem SPD-Kanz-
ler und heutigen Gazprom-Magnaten 

Gerhard Schröder eingeführt und von 
CDU/CSU mitgetragen wurde. Durch die 
von Arbeitsminister Scholz im Jahr 2009 
verkündete „Rentengarantie“ sind Kür-
zungen keineswegs abgewendet worden. 
Das jetzt geplante „Alterssicherungsstär-
kungsgesetz“ (!) der Frau von der Leyen 
würde der GRV durch die Beitragssen-
kung von 19,6 % auf 19 % eine Summe von 
jährlich 7,2 Mrd. € entziehen. Es sieht 
vor, daß eine Zusatzrente nur demjenigen 
gezahlt wird, der gleichzeitig eine private 
Rentenversicherung abgeschlossen hat. 
Das wirkt der Altersarmut nicht entgegen.
Das bestehende Rentensystem wird auf 
diese Weise beschädigt und der Beitrags-
zahler verunsichert. („Wer weiß, ob ich 
noch mal was herausbekomme.“) Schon in 
den 80er Jahren wurde massiv begonnen, 
kapitalgedeckte betriebliche und indivi-
duelle Versicherungsformen steuerlich zu 
begünstigen. Damit wurden insbesondere 
Kapitaldienstleister in die Lage versetzt, 
beachtliche „Kundengelder“ am Finanz-
markt profitorientiert anzulegen. Der 
Glanz ging mit der Währungskrise teil-
weise verloren, als Renten- und Pensions-
fonds sowie andere Anlageformen ihren 
Börsenwert bis zum Totalverlust einbüß-
ten und fulminante Renditeversprechen 
ins Leere gingen. Die „Versicherer“ nutzen 
die Gefahr, daß künftig die Alterssiche-
rung nicht mehr die Sozialhilfe überstei-
gen wird, womit für sie die Legitimität 
der GRV weiter gefährdet wäre. 
Geschwächt wird die GRV vor allem durch 
die zunehmende Anzahl der Billigarbeits-
verhältnisse und Hartz IV. Ein Drittel 
der Erwerbstätigen unter 35 ist derzeit 
prekär beschäftigt, was als erfolgreiche 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit gefeiert 
wird. Daraus folgen geringe Beitragszah-
lungen und spätere Rentenminderun-
gen für Angehörige dieser Altersgruppe. 
Sie haben lohnabhängige Beitragsdefi-
zite und -ausfälle zum Ergebnis. Die GRV 
bedarf eines stabilen Arbeitsmarktes mit 
gut bezahlter Arbeit, wie sie die Gewerk-
schaften fordern.
Besonders bemerkenswert ist die Auf-
hebung des bis dato geltenden wertneu-
tralen Rentenrechts mittels politisch 
und sozial motivierter Rentenkürzun-
gen für ehemalige DDR-Bürger. Seit 1992 
erhalten sie alle (aktuell 11,2 %) weniger 
Rente als Bürger im Westen. Die Ostrent-
ner sind also weder gegenwärtig noch 
in der Zukunft die „Rentengewinner der 
deutschen Einheit“, wie immer behaup-
tet wird. Die Langzeitarbeitslosigkeit im 
Osten und die allgemeine Steigerung der 
Lebenshaltungskosten werden viel Alters-
armut mit sich bringen. Dieses Risiko 
betrifft dort derzeit 43,5 % der Männer 
und 84 % der Frauen. Ihre soziale Benach-
teiligung wirkt rentenrechtlich über viele 

Jahre hinaus. Zahlreiche Rentner müs-
sen durch Minijobs zuverdienen. Eine 
Angleichung der Ost- und Westrenten ist 
in dieser Wahlperiode trotz des heuch-
lerischen Versprechens von Frau Merkel 
nicht zu erwarten. Auch das politische 
Rentenstrafrecht gegen DDR-Funktio-
näre oder Mitarbeiter der Sicherheits-
organe wird unvermindert angewendet, 
obwohl dessen Unzulässigkeit mehrfach 
verfassungs- und menschenrechtlich fest-
gestellt worden ist und korrigiert wer-
den mußte. 
Fundierte Initiativen der Betroffenen, 
der Gewerkschaften, von Sozialverbän-
den und der Linkspartei im Interesse 
der Menschen aus Ost und West sind 
bisher ohne grundlegende Wirkung 
geblieben. Die Regierungsverantwort-
lichen setzen vor allem auf den „biolo-
gischen Faktor“.
Wie andere Politikbereiche auch ist die 
GRV in die massive Diskreditierung 
sozial Schwacher und das „Rentnermob-
bing“ einbezogen. Die Angriffe auf sozial 
Benachteiligte werden mit Begriffen wie 
„Auflösung des Generationenvertrages“ 
und „Kampf um Generationengerechtig-
keit“ verschleiert. Unzweifelhaft wird es 
in Folge der Verlängerung der Lebens-
zeit und des Rückgangs von Geburten zu 
einem Ansteigen der Rentnerzahlen kom-
men. Mit einer Übertragung der bevölke-
rungs- und sozialpolitischen Situation 
von heute auf die Zeit ab 2030 wird ver-
sucht, die jetzt lebende Rentnergeneration 
als soziale Schmarotzer an der Zukunft 
ihrer Kinder und Enkel darzustellen. Pro-
duktivitätszuwächse, unabdingbare Ver-
änderungen der Sozial- und Rentenpolitik 
sowie der Einnahmesituation der sozi-
alen Sicherungssysteme (von einer Rei-
chensteuer ganz zu schweigen) oder eine 
Verbesserung der Lage am Arbeitsmarkt-
werden bis 2030 ausgeschlossen. Gezielt 
wird Angst verbreitet, um die Genera-
tionen gegeneinander auszuspielen. Die 
gesamte Rentenpolitik zielt darauf ab, 
eine kapitalgedeckte Rente als „alterna-
tivlos“ zu suggerieren. 
Sie bedeutet die Abkehr vom derzeitigen 
Umlagesystem. Jüngste Vorschläge der 
FDP folgen dem Konzept „Sparen - Inve-
stieren - Wachstum“, wodurch die Vor-
stellung eines automatischen Zuwachses 
durch Kapitalanlage der Versichertenbei-
träge suggeriert wird. Eine solche Politik 
kann nur dazu führen, daß die sozialen 
Lebensbedingungen der Menschen weiter 
untergraben werden. Diese Ideen fördern 
allein die profitorientierte, krisenanfäl-
lige Versicherungswirtschaft und wirken  
nicht gegen die zunehmende Altersarmut 
vieler Menschen in der BRD. Die Rente ist 
und bleibt im Zentrum der Verteilungs-
frage! Ingo Hähnel, Berlin
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Der Menschen Feind (2)
Polemischer Essay über einen weichgeklopften spanischen Literaten und 

einen knallharten deutschen Kommunistenhasser

Was für ein schöner Sonntag … Nichts 
kann ich vergessen. Ich liege wie-

der an jenem eisigen Morgen im „Hürt-
genwald“. Die Feuerwalze der feindlichen 
Artillerie rückt näher. Die Erde bricht 
auf. Eine glühend heiße Druckwelle wirft 
mich im Geschrei der Verwundeten ins 
Unterholz. GIs greifen an. Wir schlagen 
sie in einem mörderischen Feuergefecht 
und metzeln sie nieder. Muß ich das Aus-
maß einer viehischen Orgie beschreiben 
und die Leiber wie in einer Schlächte-
rei mit letzten Zuckungen verenden las-
sen? Soldatischer Mord. Keiner von uns 
Totschlägern wußte und sah das so. Ich 
auch nicht. Wir schleppten die Toten 
zusammen. Und die Haufen von Fleisch 
und Knochen, nicht mehr verwertbarer 
Menschenreste wuchsen in den franzö-
sischen und US-Gefangenenlagern zu 
Bergen. 
Wir wurden auf den Rheinwiesen wie 
Schüttgut von den Sattelschleppern 
gekippt, verbrachten Tage und Nächte 
bei Regen, Schnee und im Schlamm unter 
freiem Himmel. Kein Wasser, kein Brot, 
keine Toiletten. Gras, Busch und Strauch 
waren  wie von einer Herde abgefressen. 
Nicht Zehntausende, nahezu eine Million 
deutsche Gefangene starben an Seuchen 
und Unterernährung, von US-General 
Eisenhower eingeplant. Es war nicht eine 
russische, sondern eine amerikanische 
Hölle der Vernichtung. 
Nein, ich werde nichts vergessen, weder 
die späteren Gefangenenlager in Frank-
reich noch die riskante Flucht 1946 über 
Grenzen und Rhein heimwärts durch 
das zerstörte Deutschland. Ich erinnere 
mich, und mir wird weich in den Knien. 
Aber zu Hause im Dorf empfing mich der 
Rotarmist mit dem Stern an der Mütze. 
Zugleich sah ich ein „Stalin verrecke!“ 
an der Bretterwand. Und ich Wegloser, 
was dachte, was wußte ich von meinem 
Glück? 
Wem schmeckt schon das bittere Brot 
verlorener, besetzter Heimat, bevor er 
erwacht und begreift? Doch ohne Sta-
lin und die Sowjetunion existierte das 
heutige Europa nicht, noch hätte es die 
DDR gegeben. Der Kommunismus holte 
Generationen aus blutigen Irrgärten, aus 
Reichweite des Mammons, der Generale, 
der Pfaffen und des Pfuhls verschlisse-
ner Werte und mich, einen erbärmlich 
Geschlagenen, aus mörderischem Elend. 
Der rauhe Wind des einmaligen revo-
lutionären Neubeginns fegte durch 
die Ruinen eines von Deutschen verge-
waltigten Deutschlands, wie schmerz-
lich, rücksichtslos und doch heilsam. 
So haben die Bolschewiken auch mich 
zum Menschen werden lassen. Ohne sie 
wäre ich ein Eroberer geblieben, bereit, 
als Proletarier den anderen Proletarier 

zu erschlagen, und läge als Held unter 
dem Rasen, verdienterweise. Denn der 
Zweite Weltkrieg, vor dem Thälmann 
bereits 1932 warnte, war von Anfang 
an auf die Vernichtung der Sowjetunion 
ausgerichtet und trug Klassencharakter. 
Das aber stellte Spaniens Literat Jorge 
Semprùn in seinem Buch „Was für ein 
schöner Sonntag“ nicht in Rechnung. 
Statt die daraus resultierende Härte zu 
analysieren, moralisierte er und fand 
„eine gemeinsame Essenz der Terrorsy-
steme der Nazis und der Sowjets“. Er ver-
kannte Ursache und Wirkung, rückte in 
die Nähe des „Absurden“ eines Albert 
Camus, schwor der kommunistischen 
Partei ab und glaubte „den Menschen 
aushalten zu müssen, ohne ihn einem 
gesellschaftlichem Ziel, sei es noch so 
edel, unterzuordnen“.

„Was für ein schöner Sonntag“ ist das 
schwächste Werk des Dichters, weniger 
weil antikommunistisch, sondern weil im 
Sinne der Klassik unfertig und unwahr. 
Der verkohlte Goethe-Baum in Buchen-
wald erinnert ihn als KZ-Häftling zwar 
an die großen Weimaraner, nicht aber an 
ihre Maxime: sich nach Goethe aus dem 
Inneren hinaus in die Welt zu bewegen, 
in ein Epochedenken und Gestalten, das 
nur aus Weitsicht und kollektiver Kraft 
erwachsen kann, wie es auch dem sozia-
listischen Realismus eigen ist. 
Jorge Semprùn aber blieb dem dunkel-
sten Inneren verhaftet, dem Schmutz der 
Erniedrigung des Menschen durch den 
Menschen. Er verließ und verurteilte ihn, 
anstatt das, was ihn zerstört. Ja, er ver-
riet ihn gar aus „Treue zur Freiheit“. Er 
hat aus Not und Härte des Erlebens her-
aus den sozialistischen Traum als Halte- 
und Steigseil verloren und stürzte tief. 
Diesen Zustand auszubreiten und ihn als 
die Wahrheit des Lebens zu servieren, ist 
unästhetisch und steht keinem Schreiber 
gut an, Semprùn nicht, geschweige denn 
ihm. ER folgte dem Spanier bis ins Wort, 
obgleich ER nie einer solchen Destrukti-
vität ausgesetzt war, noch die Völker und 
Klassen begriff, die in der Geschichte um 
ihre Freiheit kämpften, unterlagen und 
dennoch nicht aufsteckten. 
Ich habe fast ein halbes Leben gebraucht, 
um diese durchgehende Linie unmensch-
licher Gewalt ganz zu begreifen, die seit 
Jahrhunderten jegliche Versuche, eine 
gerechtere Weltordnung zu schaffen, 
erstickte oder im Blut ertränkte. Das 
barbarisch unterdrückte Urchristentum, 
die Bauernaufstände des 16. Jahrhun-
derts mit Thomas Müntzer, die Massa-
ker an den Kommunarden von Paris als 
auch an den deutschen Revolutionären 
der Jahre 1848 und 1918 bezeugen es. 
Als Karl Liebknecht 1914 der einzige 
Sozialdemokrat war, der gegen die 

Kriegskredite stimmte, wurde er aus der 
Partei ausgeschlossen, ins Gefängnis 
geworfen und später mit Rosa Luxem-
burg und vielen anderen ermordet. Nach 
1933 geschah den Kommunisten und 
anderen Antifaschisten das gleiche in 
unglaublicher Roheit und Größenord-
nung. Der Sowjetunion erging es nicht 
anders. Sie erhielt ihre Feuertaufe im 
Bürgerkrieg aus den Gewehren und Kano-
nen von mehr als zehn Interventionsar-
meen und im Großen Vaterländischen 
Krieg aus den Geschützen der materiell 
überlegenen deutschen Wehrmacht und 
der Japaner.
Seit dem Roten Oktober existierte sie 
bei anhaltender feindlicher Umkrei-
sung de facto unter den Bedingungen 
eines Kriegskommunismus. Und keine 
Angriffe solcher Wucht konnten bei Ver-
lust ihrer Existenz ohne gravierende 
Gegenmaßnahmen bleiben. Der Kapita-
lismus ist Gewalt in Aktion. In welcher 
Gegengewalt auch immer der Kommunis-
mus zurückschlägt, er bleibt Reaktion, 
Verteidigung. Das aber ignoriert auch 
ER. Brauchte es doch ein Übel, das die 
Brutalität der Angreifer als notorische 
Totschläger übertrifft und sich billig 
gegen die Verteidiger selber richtete: 
ihre angebliche Roheit und Unmensch-
lichkeit, ihre Verbrechen von Staat und 
Partei. Damit verurteilt auch ER die bis 
zum letzten Atemzug bedrängte Union 
und nagelt sie wie Semprùn als einen 
allein mit unschuldigem Blut befleck-
ten Kommunismus ans Kreuz.
Gleiches übt ER auch an der DDR, die 
wie die große Schwester von Beginn an 
Angriffs- und Vernichtungsobjekt war. 
Auch ihre Geschichte impliziert zugleich 
die Brutalität der Feinde. Doch ER verur-
teilt alles an ihr, was jeder andere Staat  
für seine Sicherheit benötigt und sie noch 
mehr. Aber von der Orgie der Besetzer 
und Plünderer, die weit mehr zerstörten 
und den Osten der generellen Auszeh-
rung überlassen, schweigt ER tunlichst, 
denn Strafe für solch eine Gesellschaft 
muß sein.
Hitler verheerte auf unerhörte Weise die 
Sowjetunion, indem er sengen, brennen 
und morden ließ. Kanzler Kohl fügte die 
zerrissene Nation mit der Axt zusam-
men, die lieben christlichen und libera-
len Brüder fielen wie die Kreuzritter in 
das sozialistische Land ein, raubten es aus 
und besetzten es wie eine Kolonie. Dieser 
Gewaltakt ist vom Wesen her kein anderer 
Antikommunismus – nur in Kleidern las-
ziver Freiheit, darin auch ER sich wärmt, 
während die NPD agiert und der National-
sozialistische Untergrund (NSU) prügelt, 
Bomben legt und tötet. Gäbe es Gedanken-
übertragung, müßte es Richard von Weiz-
säcker ob seiner großmütigen Erklärung 
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zur Befreiung vom Faschismus schmerz-
haft laut hinter den Rippen pochen. 
Was für ein schöner Sonntag, als ER in 
diesem diffusen Licht heutiger deutscher 
Realität den Titel des Semprùn-Romans 
ins Geschirr seiner Antrittsrede spannte. 
War ER bislang als Aktenverwalter ein 
Inquisitor, der im „Schwarzbuch des Kom-
munismus“ als militanter Antikommunist 

die Hüllen fallen ließ, so steigt ER jetzt mit 
christlichem Führer- und staatlichem Per-
silschein zum Exekutor materialistischer 
Wahrheiten auf und darf auf Besorgnis 
erregende Weise Keile statt Bande schnei-
den. Dafür und als Autor seines Allwet-
terbuches avanciert er in den Zeitungen 
zum „friedlichen Revolutionär“, und Frau 
Merkel sieht ihn „als politischen Aufklärer 

und Freiheitsdenker, als Versöhner und 
Einheitsstifter in unserem jetzt gemein-
samen Land.“ Rudi W. Berger

 (wird fortgesetzt)

Leicht gekürzter exklusiver Vorabdruck 
aus „Dran, dran, solang ihr Tag habt“. 
Schlachtfeld Literatur, Schlachtfeld 
Deutschland. Essayistische Exkurse

Schütt, schütterer, am erschütterndsten
Geschichtsbilder eines Feuilletonisten 

Das ND legt Wert auf die Feststellung, 
„die einzige unabhängige linke sozia-

listische Tageszeitung“ zu sein. Weil ich 
da meine Zweifel habe, lese ich als Sozia-
list lieber die „junge Welt“, dazu auch 
einiges im ND. Besonders aufmerksam 
verfolge ich dort die täglich – manchmal 

auch im Doppelpack – erscheinenden Bei-
träge des Feuilleton-Chefs Hans-Dieter 
Schütt. Obwohl deren Zahl Legion ist, hält 
er seine Linie inhaltlich konsequent durch. 
Zu DDR-Zeiten Chefredakteur der „Jun-
gen Welt“ des FDJ-Zentralrates, gehörte 
er damals wohl eher zu jenen, welche den 
Aufbau des Sozialismus am liebsten über-
sprungen und sofort den Kommunismus 
errichtet hätten. Solche Art zu denken hat 
hds inzwischen weit hinter sich gelassen. 
Heute schreibt er mit besonderer Vorliebe 
über antikommunistische Finsterlinge 
oder die Sowjetunion wie Rußland her-
absetzende Berichte.
H.-D. Schütt, der seine wundersamen 
Feuilletons zu Geburtstagen von Schau-
spielern und Schriftstellern wie der nicht 
gerade zu den Verehrern des Sozialismus 
zu zählenden Monika Maron oder Politi-
kern vom Schlage Gorbatschows, aber auch 
zu anderen beliebigen Anlässen schreibt, 
will mit einer nebulösen Sprache offen-
bar erreichen, daß ihn möglichst keiner 

versteht, zumindest aber nicht erkennt, 
in welchem Maße er sich gewendet hat.
Skribenten dieser Art können ihr wah-
res Denken indes auf Dauer nicht glaub-
würdig verschleiern, auch wenn sie sich 
eines noch so hochgestochenen Vokabu-
lars bedienen. 
Besonders einprägsam war für mich 
Schütts „Gesinnungszuwachs“, daß der 
Kommunismus nur  e i n e  Denkrichtung 
sei. Inzwischen fühlt sich Herr Schütt 
offensichtlich zu höheren Weihen beru-
fen und bastelt wie der inzwischen pensio-
nierte ZDF-Historiker Guido Knopp emsig 
an Geschichtsbildern.
Ich habe mir den für Arte im Auftrag des 
ZDF produzierten eineinhalbstündigen 
Filmessay „Hitler und Stalin. Porträt einer 
Feindschaft“ angesehen, der am 28. August 
gesendet wurde. Hier werden Wahrheit, 
Halbwahrheit und Lüge raffiniert ver-
mischt. An diesem Werk hat auch Herr 
Schütt, dem das ND die Zustimmung zur 
Mitwirkung erteilte, eine Aktie. 
Der von Hans-Dieter Schütt formulierte 
Stalingrad-Beitrag „Memorial Mamai“ (ND 
28.  8.) soll ebenfalls den Eindruck von Sach-
lichkeit erwecken. Auch wenn der Autor 
immerhin darauf verweist, daß die Deut-
schen die Aggressoren im Krieg gegen die 
Sowjetunion gewesen seien, empört mich 
seine Unverfrorenheit zu sagen, „… wenn 
alles vorbei ist, geht die Barmherzigkeit 
übers Feld und durch die Gemüter, und einst 
so erbitterte Feinde dürfen sich, Untote noch 
immer, ins gemeinsame Los teilen, sinn-
los geopfert zu sein“. Welch ein Sarkasmus, 
bestand doch das Ziel der Roten Armee und 
ihrer Verbündeten darin, die Menschheit 
vor der faschistischen Barbarei zu retten. 
So war kein Opfer der Alliierten – ob Rus-
sen, Amerikaner, Engländer oder Franzosen 
– sinnlos. Allein die Opfer der Hitler folgen-
den Deutschen waren es.
Wie viele andere DDR-Bürger habe auch 
ich als Berliner Bezirkssekretär der Gesell-
schaft für Deutsch-Sowjetische Freund-
schaft die Heldenstadt Stalingrad besucht. 
Ein Teilnehmer der Schlacht – Oberst der 
Sowjetarmee – erklärte uns das furcht-
bare Geschehen. 
Wer sich mit dem seinerzeitigen Ablauf 
der Ereignisse näher vertraut machen 
möchte, sollte unbedingt zu dem Buch „Die 
Schlacht des Jahrhunderts“ von Marschall 

Wassili Tschuikow greifen. Der erfahrene 
Militär beschreibt dort, was die deutschen 
Faschisten durch einen Sieg in Stalingrad 
erreichen wollten:

„Mit seinem Feldzug gegen den Kaukasus 
beabsichtigte Hitler, sich der dortigen Erd-
ölquellen zu bemächtigen, bis zur Wolga 
und nach Iran vorzustoßen. Offenbar rech-
nete er damit, daß der Widerstand der 
sowjetischen Truppen in dem Maße nach-
lassen werde, in dem sie sich vom Zentrum 
des Landes entfernen.“
In seiner umfangreichen historiographi-
schen Arbeit „1939–1940. Der Zweite Welt-
krieg in Chronik und Dokumenten“ erteilte 
Hans A. Jakobsen dem Naziführer selbst 
das Wort: „Ich wollte zur Wolga kommen, 
und zwar an einer bestimmten Stelle. … 
Zufällig trägt diese Stadt den Namen Sta-
lins. … Aber nicht deshalb strebte ich 
dorthin. Ich ging dorthin, weil dort ein 
ganz wichtiger Punkt ist. Dort schneidet 
man nämlich 30 Millionen Tonnen Verkehr 
ab, darunter fast neun Millionen Tonnen 
Ölverkehr. Dort floß der ganze Weizen aus 
diesen gewaltigen Gebieten der Ukraine, 
des Kuban-Gebietes zusammen, um nach 
Norden transportiert zu werden. Dort ist 
das Manganerz gefördert worden. Dort 
war ein gewaltiger Umschlagplatz. Den 
wollte ich nehmen. …“ 
Wie man sieht, gibt es keinen Grund, das 
seinerzeitige Geschehen seiner tatsächli-
chen Inhalte zu entkleiden. 
Hoffen wir, daß immer mehr Leser der 
„Sozialistischen Tageszeitung“ das höchst 
unsozialistische Spiel des auf einen ande-
ren Zug umgestiegenen Feuilletonisten 
durchschauen!  Günter Bartsch, Berlin

Stalingrad wurde ihr Grab

Wir machen auf 
das unlängst 
erschienene 
autobiogra-
phische Buch 
unseres Autors 
aufmerksam.
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Über die Grenze gehen, um Grenzen  
zu überschreiten!

Rote Fahnen auf der Schneekoppe

Unterhielt ich mich nach dem Anschluß 
der DDR an die BRD mit Westdeut-

schen und war dabei auch von Görlitz, 
wo ich lebe, die Rede, dann erhob sich im 
Gedankenbild meiner Gesprächspartner 
gleich hinter dem Grenzfluß Neiße ein 
gewaltiges Gebirge. Denn dort 
endete die EU und damit für nicht 
wenige auch „Europa“. Das aber 
erstreckt sich bekanntlich bis zum 
Ural. Natürlich waren die Leute 
gebildet genug, um diese Gebirgs-
kette lokalisieren zu können. Doch 
selbst nach dem 2004 erfolgten 
Beitritt Polens zum Europa der 
Monopole blieb in den Augen vieler 
alles hinter der „teutschen“ Grenze 
unbekanntes Terrain. Nur West-
deutschen?
Ich will meinen guten Görlit-
zern auf keinen Fall zu nahe tre-
ten, aber es gibt auch unter ihnen 
etliche, für die sich der Blick auf 
die Zgorzelec genannte polnische 
Seite der „Europastadt Görlitz/
Zgorzelec“ in Sprit und billigen 
Zigaretten erschöpft. Der Jour-
nalist Randy Braumann – einer 
der klugen Zuwanderer aus der Alt-BRD 
– nannte sie zugespitzt „Apartheid-Stadt“. 
Man bringe sich zwar nicht gegenseitig 
um, nehme aber einander auch nicht so 
richtig zur Kenntnis.
In diesem Jahr rückte ich den Vorsitzenden 
des PDL-Kreisverbandes mit der Frage zu 
Leibe, wie es denn um die Zusammenar-
beit mit linken Kräften jenseits der Neiße 
bestellt sei. „Mit wem sollen wir denn 
dort zusammenarbeiten – da ist nichts!“, 
erhielt ich zur Antwort. Ich zweifelte an 
dieser Auskunft. Daß da doch etwas sein 
müßte, wurde mir spätestens klar, als ich 
durch die überaus rührige Sprecherin der 
AG Dreiländereck der Linkspartei vom 
Traditionstreffen in Malá Úpa am Fuße 
der Schneekoppe erfuhr, das 2012 seinen  
90. Jahrestag begehen konnte. 1922 hatten 
sich dort erstmals tschechische, polnische 
und deutsche Kommunisten getroffen, um 
gemeinsam gegen kapitalistische Ausbeu-
tung und reaktionäre Gewalt zu demon-
strieren. 1927 nahm auch Ernst Thälmann 
daran teil. Nach der Machtauslieferung 
an die braunen Banditen in Berlin schleu-
sten tschechische Genossen dann deut-
sche Antifaschisten und andere gefährdete 
Bürger über Schleichwege dieses Grenz-
bereichs in ihre Republik. 
Seit 1972 treffen sich in Wahrung dieser 
Tradition Jahr für Jahr deutsche, tsche-
chische und polnische Antifaschisten im 
Riesengebirge. Die diesjährige Begegnung  
konnte mit etwa 400 Kundgebungsteilneh-
mern rechnen. Im Mittelpunkt der Reden 
standen der Kampf gegen den weiteren 

Abbau sozialer Standards, Armut und Per-
spektivlosigkeit vieler Menschen sowie der 
Widerstand gegen imperialistische Mili-
täreinsätze. Dort sprachen aus Tschechien 
ein Europaabgeordneter der Kommuni-
stischen Partei Böhmens und Mährens 

(KSČM) und der Vorsitzende ihres Jugend-
verbandes, ein Genosse der Linkspartei 
aus Berlin-Lichtenberg sowie die Vor-
sitzende der KP Polens. Ohne Illusionen 
zu hegen, wurde in Malá Úpa politisches 
Engagement für ein Aktionsbündnis lin-
ker Kräfte unter Beweis gestellt. 
Wenn unsere Görlitzer PDL-Monatszeitung 
traurig fragte, wo denn bei dem Treffen 
Mitglieder auch von Basisgruppen gewe-
sen seien, so haben zumindest wir „Rot-
Füchse“ durch die Teilnahme einer kleinen 
Schar der Regionalgruppe Bautzen/Nieder-
lausitz und unserer Görlitzer Lesergruppe 
Flagge gezeigt. Dabei empfanden wir uns 
keineswegs als Lückenbüßer für andere, 
die dort fehlten, sondern als Bewahrer 
einer uns teuren Tradition. 
Das diesjährige Riesengebirgstreffen 
erschöpfte sich nicht in der eindrucks-
vollen Kundgebung. Wer es sich zutraute, 
„stürmte“ unter roten Fahnen den Gipfel 
der 1605 m hohen Schneekoppe. Am Abend 
saßen dann alle bei guten Gesprächen 
und einem Gläschen zusammen. Und wer 
konnte, fuhr überdies mit nach Královec, 
wo im Mai 1927 mehr als 6000 Kommuni-
sten Ernst Thälmann stürmisch begrüßt 
hatten. 
Wichtig waren mir und anderen Gleich-
gesinnten die Gespräche mit „Unsrigen“ 
im weitesten Sinne. Sehen wir doch die 
Dinge, wie sie sind: Wie oft liegt noch zwi-
schen uns, die wir doch im Grunde das-
selbe wollen, ein trennendes „Gebirge“ im 
Kopf. Da trifft man sich trotz weitgehen-
der Übereinstimmung mit anderen nur 

in eigenen Grüppchen und Zirkeln. Und 
das, obwohl fast alle glauben, das zusam-
menführende Wort von der Aktionsein-
heit begriffen und verinnerlicht zu haben. 
Doch oft genug werden aus Eitelkeiten 
einzelner Funktionäre persönliche Ani-

mositäten. Das Bedürfnis nach 
Selbstdarstellung errichtet unnö-
tige Schranken. Kleine Steine, die 
auf dem Wege liegen, türmen sich 
dann zu scheinbar unüberbrück-
baren Hindernissen. Man macht 
nicht mit, weil es nicht die „eigene“ 
Veranstaltung ist. Klar, auch ich 
habe in Malá Úpa die Interessen 
des „RotFuchs“ vertreten und für 
ihn geworben, aber zugleich auch 
den anderen aufmerksam zugehört. 
Beim steilen Aufstieg kann man 
ohnehin nicht unentwegt reden, 
sonst bleibt einem ja die Luft weg. 
Da muß man auch die Ohren auf-
machen, was nicht nur am Berg zu 
empfehlen ist.
Das Wichtigste: Ich habe wunder-
volle Genossen aus verschiedenen 
Regionen und Parteien getroffen. 
Wieviel Übereinstimmung gab es 

im Gespräch mit „Teddys“ Enkeltochter 
Vera Dehle-Thälmann, wieviel Tiefe lag 
den Grübeleien darüber zugrunde, daß 
wir versuchen müssen, uns immer mehr 
Menschen verständlich zu machen. 
Die hier zu Papier gebrachten persönlichen 
Eindrücke dürften auch durch andere Teil-
nehmer bestätigt werden. Wir alle sind 
mit guten Gefühlen nach Hause gefahren. 
Vielleicht finden sich im nächsten Som-
mer weit mehr „RotFüchse“ ein, um über 
die Grenze zu gehen und damit Grenzen 
zu überschreiten. Und vielleicht werben 
dann die Organisatoren dieses wundervol-
len Treffens in unserer Zeitschrift dafür, 
denn man kann sich auch fremd bleiben, 
wenn man zu wenig voneinander weiß.
 Bernd Gutte

Die „Gipfelstürmer“ von Malá Úpa

Am 4. November verstarb im Alter 
von 85 Jahren unser treuer und 
verläßlicher  Mitstreiter

Rudi Janert 

aus Berlin. Der einstige Redakteur 
der durch die DDR-Blockpartei 
NDPD herausgegebenen „Natio-
nalzeitung“ gehörte mehr als ein 
Jahrzehnt dem RF-Vertriebskol-
lektiv an. Wir kondolieren seiner 
ebenfalls um den „RotFuchs“  
sehr verdienten Lebensgefährtin  
Christa Heyer.
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Imposantes Wahlergebnis der PTB
Belgiens Kommunisten legten landesweit erheblich zu

Bei den Stadtrats- und Provinzialwah-
len am 14. Oktober hat die noch rela-

tiv junge Partei der Arbeit Belgiens (PTB) 
– sie gibt die international Maßstäbe set-
zende Wochenzeitung „Solidaire“ heraus 
– ihre Positionen deutlich verstärken kön-
nen. Die am Wahltag 
5569 Mitglieder zäh-
lende Partei benannte 
diesmal 1321 Kandi-
daten. Hatte sie 2006 
erst 40 000 Stimmen 
erhalten, so errang 
d ie  P T B d ie s m a l 
das Vertrauen von  
145 685 Wählern. Eine 
Steigerung auf 263 %! 
Entfielen damals auf 
die PTB erst 15 Sitze in 
lokalen Vertretungs-
körperschaften, so 
verfügt sie nunmehr 
über 52 Mandate in 
Stadt-, Regional- und 
Provinzialräten.
In der f lämischen 
Metropole Antwerpen 
stimmten 8 % der am Wahlakt teilneh-
menden Bürger für die PTB, die jetzt lan-
desweit den vierten Rang unter Belgiens 
Parteien einnimmt. Peter Mertens, Vor-
sitzender dieser vom Marxismus inspi-
rierten Partei – er hatte durch seinen zu 
Jahresbeginn erschienenen Bestseller 
„Comment osent-ils?“ (Wie können sie es 
wagen?) im In- und Ausland große Popu-
larität erworben – errang in Antwerpen 
8976 Präferenzstimmen. Diese gelten 
in Belgien als Gradmesser persönlicher 
Beliebtheit. Das war Platz vier unter allen 
dort angetretenen Bewerbern. In der Pro-
vinz Antwerpen kam die PTB-Kandida-
tin Nadine Peeters sogar auf 9 %. In den 
Städten Herstal (13,93 %), Seraing (14,07 %) 
und Zelzate (22 %), wo der Arbeiteranteil 
an der Bevölkerung besonders hoch ist, 
stieß die PTB jeweils auf Rang 2 vor. Die 
belgischen Kommunisten konnten sowohl 
im niederländischsprachigen als auch 
im frankophonen Teil des Landes zule-
gen. Im urbanen Ballungsgebiet von Liège 
(Lüttich) gewann sie 12 Mandate. Wäh-
rend die PTB in ihren Hochburgen wie 
Genk die Zahl ihrer Sitze sogar verdrei-
fachen konnte, hielt sie auch im Hainaut, 
wo die Bevölkerung französisch spricht, 
Einzug in die Kommunalparlamente der 
drei größten Städte: Charleroi, Mons und 
La Louvière. 
Ein Paukenschlag erfolgte in der Landes-
hauptstadt Brüssel, wo sich zum ersten 
Mal seit der Wahl eines KPB-Politikers 
vor 30 Jahren wieder ein links von den 
Sozialdemokraten verorteter Bewerber 
durchsetzen konnte. In den Stadtbezir-
ken Molenbeek (90 000 Einwohner) und 
Schaerbeek (125 000 Einwohner) zogen 

Kommunisten in die Kommunalparla-
mente ein. „Es gibt in Molenbeek einen auf 
der PTB-Liste Gewählten – das ist keines-
wegs nur ein lokales Phänomen“, erklärte 
der bisherige sozialistische Bürgermeister 
Philippe Moureaux. „Das müßte gewisse 

Leute in der PS zum Nachdenken veran-
lassen.“
Alexander De Croo von der Liberalen 
Partei Open VLD bemerkte in einer noch 
am Wahlabend ausgestrahlten Talk-
show: „Der Erfolg der PTB ist der Tatsa-
che geschuldet, daß sie eine glaubhafte 
Linkspartei ist.“
Man würde indes ein einseitiges und 
unvollständiges Bild des belgischen 
Wahlresultats zeichnen, verschwiege 
man die Tatsache, daß die sich neu grup-
pierende extreme Rechte und deren auf 
eine Lostrennung Flanderns vom fran-
kophonen Teil des kleinen westeuropä-
ischen Königreichs hinarbeitende Partei 
N-VA mit einem Stimmenanteil von 28,6 % 
bedrohlich gestärkt wurde. Unter fakti-
scher Vereinnahmung des faschistischen 
Vlaamse Belang wurde die N-VA in 48 
von 259 Kommunen des Landes stärkste 
Kraft. Sie errang landesweit mehr als 
1600 Mandate. 
„Der Sieg der N-VA ist eine schlechte 
Nachr icht“, wertete der führende 
marxistische Theoretiker und frü-
here „Solidaire“-Chefredakteur Herwig 
Lerouge das Ergebnis. Ihr Führer Bart De 
Wever spreche in einer an die 30er Jahre 
erinnernden Wortwahl von „unserem 
Flandern“ und – in bezug auf Antwer-
pen – von „unserer Stadt“. Er behaupte, 
„die Flamen“ strebten nach einer „konfö-
deralen Reform“ mit dem Ziel des Aus-
schlusses der frankophonen Regionen 
Belgiens aus dem Staatsverband. „Die 
N-VA spielt auf dem Klavier des Natio-
nalismus und nutzt die Unzufriedenheit 
weiter Bevölkerungskreise mit ihrer sozi-
alen Lage wie der Politik der einander in 

Regierungsverantwortung ablösenden 
traditionellen Parteien geschickt aus“, 
bemerkte Lerouge. De Wever nannte die 
in Brüssel regierenden Sozialisten unter 
dem französischsprachigen Di Rupo ein 
„Kabinett der Steuereintreiber“, Dabei 

genießt er selbst die 
volle Unterstützung 
f l ä m i s c h e r  K ap i -
talkreise, die gegen 
eine angeblich mar-
xistische Regierung 
kämpfen. Die N-VA sei 
– nach dem Debakel 
der Liberalen – neue 
Hoffnungsträgerin 
der belgischen Groß-
bourgeoisie. Diese 
wollte mit ihrer Hilfe 
Di Rupo noch mehr 
nach rechts drängen, 
stellte Lerouge fest.
Nach den Wahlen hat 
sich das Lager der 
Opposition in Belgien 
neu sortiert . Wäh-
rend der Vorsitzende 

der Grünen Partei Wouter Van Besien 
eine Koalition mit der N-VA auf kommu-
naler Ebene nicht ausschloß, verkörpert 
die PTB – sie ist vor allem für klassenbe-
wußte Arbeiter, junge Leute, fortschrittli-
che Frauen sowie Immigranten aus Afrika 
und dem Nahen Osten zur politischen Hei-
mat geworden – den Kern aller antikapi-
talistischen Kräfte des Landes. 
Den Genossinnen und Genossen dieser 
revolutionären, klassenkämpferischen 
und zugleich modernen Partei gilt unsere 
Gratulation.

RF, gestützt auf „Solidaire“, Brüssel

PTB-Vorsitzender Peter Mertens: „Danke! Und jetzt laßt uns gemeinsam für 
ein wahres Linksprojekt arbeiten – als Gegenströmung.“

Die KSČM auf  
dem Vormarsch

Am 21. Oktober fanden in 13 Regionen der 
Tschechischen Republik Wahlen statt. 
Die KP Böhmens und Mährens (KSČM) 
konnte dabei ihren Stimmenanteil von  
15 % auf 20,5 % erhöhen. Sie errang ihr 
bestes Ergebnis seit dem Sieg der Konter-
revolution in der ČSSR. In den Regionen 
Karlovy Vary und Usti nad Labem wurde 
die KSČM mit einem Anteil von 23 bzw. 
26 % stärkste politische Kraft.
Glückwunsch, tschechische Genossen!
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Präsidentenkür war eine Klassenoption
Das bolivarische Venezuela hat gesiegt, ist aber nicht außer Gefahr

Am 7. Oktober hat der Antiimperialist, 
mit Kuba wie mit Befreiungsbewegun-

gen in aller Welt eng verbundene Inter-
nationalist und Patriot Hugo Chávez die 
Präsidentschaftswahlen im ölreichsten 
Staat der westlichen Hemisphäre 
einmal mehr gewonnen. Gegen sei-
nen Verbleib an der Staatsspitze 
waren durch Washington und die 
einheimischen Oligarchien alle 
Register der Irreführung, Ver-
leumdung und Panikmache gezo-
gen worden. 
Mit dem Gegenkandidaten Hen-
rique Capriles hatten die reaktio-
nären Kräfte des In- und Auslandes 
einen ihrer versiertesten und 
erfahrensten Politiker aufgebo-
ten. Als einstiges Mitglied der 
faschistischen Bewegung „Tradi-
tion, Familie und Eigentum“ hatte 
der Sproß einer der kapitalstärk-
sten und einflußreichsten Familien 
Venezuelas auch seine Sporen in 
der äußersten Rechten erworben. 
Für die proimperialistische Christ-
demokratische Partei war er später 
in das Parlament eingezogen und in 
den 90er Jahren sogar als dessen 
Präsident gewählt worden. Capri-
les ist Gouverneur einer wichtigen 
Provinz im Umkreis von Caracas.
Weitaus interessanter als das aber 
ist die Tatsache, daß der Chávez-
Gegenspieler mehrere Jahre auf 
den Gehaltslisten der US-Botschaft 
gestanden hat. So muß man nicht drei-
mal raten, mit wessen Segen er ins Ren-
nen geschickt wurde. 
Anfang September besuchte Carolus 
Wimmer, Sekretär für Internationale 
Beziehungen der KP Venezuelas (PCV), 
die noch vor der durch Chávez ins Leben 
gerufenen Sozialistischen Einheitspartei 
Venezuelas (PSUV) zur Wiederwahl des 
Präsidenten aufgerufen hatte, einer Ein-
ladung australischer Kommunisten fol-
gend, den fünften Kontinent. Er sprach 
dort in mehreren Städten vor einem enga-
gierten Publikum und gewährte vor sei-
ner Abreise der KP-Wochenzeitung „The 
Guardian“ ein Interview. 
Am 7. Oktober gehe es in Venezuela um 
die Frage, ob der Kandidat der Revolu-
tion oder der Frontmann der Konter-
revolution den Sieg davontrage, hatte 
Wimmer darin konstatiert. Doch auch 
bei einem Sieg des Chávez-Lagers sei die 
über seinem Land schwebende Gefahr 
keineswegs gebannt. Washington gehe 
es um die Rückeroberung seines latein-
amerikanischen „Hinterhofes“. Teil die-
ser Strategie sei die ständige Erhöhung 
des militärischen Drucks auf Venezuela. 
Die Zahl der vom Pentagon auf dem Sub-
kontinent eingerichteten Militärbasen 
nehme ständig zu. Derzeit bestünden 

in Lateinamerika 47 (!) US-Stützpunkte, 
davon sieben im Venezuela benachbar-
ten Kolumbien. Gegenwärtig würden in 
Panama elf neue „Einrichtungen“ die-
ser Art geschaffen, um Caracas in die 

Zange nehmen zu können. Auch auf den 
Venezuelas Küsten vorgelagerten Inseln 
Aruba und Curaçao befänden sich Instal-
lationen der Streitkräfte des NATO-
Mitglieds Holland. All das richte sich 
gegen den revolutionären Prozeß in sei-
nem Land, konstatierte Carolus Wim-
mer. Washington seien besonders die 
brüderlichen Beziehungen vielfältiger 
Art zwischen Venezuela und Kuba ein 
Dorn im Auge.
Der erfahrene Marxist – übrigens Leser 
des RF – äußerte sich auch zum Verhält-
nis zwischen der Präsidentenpartei PSUV 
und der PCV. Diese habe dem ursprüng-
lichen Alleinvertretungsanspruch der 
PSUV innerhalb der venezolanischen Lin-
ken widerstanden und sich als mit den 
Sozialisten verbündete unabhängige Par-
tei in der Überzeugung behauptet, daß 
ein Sieg der Revolution ohne eine prole-
tarische Vorhutpartei marxistisch-leni-
nistischen Typs nicht möglich sei. Bei 
der vor 13 Jahren eingeleiteten Bolivari-
schen Revolution gehe es noch nicht um 
den Aufbau einer sozialistischen Gesell-
schaft, sondern um die Behauptung und 
Stärkung antikapitalistischer Kräfte.
Was die durchaus uneinheitlichen innen-
politischen Beschlüsse der Regierung 
betreffe, nehme die Reaktion besonders 

an dem durch Chávez Ende April unter-
zeichneten neuen Arbeitsgesetz Anstoß, 
das die Rechte der Werktätigen wesent-
lich erweitert und auch die Möglichkeit 
der Schaffung Sozialistischer Arbeiter-

räte in kapitalistischen Unterneh-
men vorsieht. 
Schon während seiner Rundreise 
durch Australien hatte Carolus 
Wimmer die Wahrscheinlichkeit 
von Provokationen und Zwischen-
fällen vor und nach der Wahl ange-
deutet. Der Klüngel um Capriles 
werde bei einer Niederlage natür-
lich nicht aufstecken, sondern 
seine starken Positionen im Land 
für eine Fortsetzung konterrevolu-
tionärer Aktivitäten nutzen. Diese 
Prognose bleibt gültig, auch wenn 
der Rechtspolitiker noch am Wahl-
tag seine Niederlage eingestehen 
mußte. 
Die über Venezuela schwebende 
Gefahr ist also keineswegs ge-
bannt. Dabei muß man die be-
reits um Jahre zurückliegenden 
Geschehnisse in Honduras, die zur 
Verdrängung des dortigen frei-
gewählten Staatschefs führten, 
ebenso in Betracht ziehen wie die 
jüngste Parlamentsintrige in Para-
guay, durch die Präsident Fernando 
Lugo ausgeschaltet wurde.
Zweifellos ist die Situation in Vene-
zuela, dessen herrschende Klas-
sen in ihrer Macht eingeschränkt 

worden sind und von der Revolution hart 
bedrängt werden, ohne bereits kapitu-
liert zu haben, damit nicht vergleichbar. 
Dort gibt es – wie in Bolivien und Ekua-
dor – nicht nur einflußreiche antiimpe-
rialistische Kräfte an der Spitze und in 
den Strukturen des Staates, sondern auch 
ein zwar nicht konfliktfreies, aber ins-
gesamt solidarisches Zusammenwirken 
politisch erfahrener Parteien der Arbei-
terklasse mit den Regierenden. PSUV und 
PCV bemühen sich als den revolutionä-
ren Prozeß am stärksten vorantreibende 
Kräfte um ein breitestmögliches Bündnis 
linker politischer Parteien und Massen-
bewegungen.
Angesichts der permanenten Drohung, 
die als Damoklesschwert über dem revo-
lutionären Prozeß in Venezuela schwebt 
– Hillary Clinton hatte schon Monate vor 
der Wahl die Möglichkeit „unvorherseh-
barer Ereignisse“ angekündigt, die sich 
dann in der Ermordung zweier Opposi-
tionspolitiker materialisierten – muß 
das Lager um Präsident Chávez auf der 
Hut sein. So gilt es, die Freude über den 
Befreiungsschlag am Wahltag mit einem 
Höchstmaß an revolutionärer Wachsam-
keit zu verbinden.

RF, gestützt auf „The Guardian“, Sydney

Freude über den Wahlsieg von Hugo Chávez
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Diskussionsangebot polnischer Professoren
Aussagen und Prognosen zu Chinas Gegenwart und Zukunft

Wie im RF 178 bereits kurz vermerkt, 
haben der Politologe Prof. Zbigniew 

Wiktor und der Ökonom Prof. Mieczysław 
Rakowski im polnischen Verlag Adam 
Marszałek, Torún, ein analytisch-pro-
gnostisches Werk über „Chinas Ent-
wicklung in einer sich wandelnden Welt“ 
herausgegeben. Bestandteil des 512 Sei-
ten umfassenden Buches ist auch ein the-
matischer Überblick in englischer 
Sprache, der dem des Polnischen 
nicht Mächtigen eine gewisse Vor-
stellung verschafft. 
Die beiden Wissenschaftler gelten 
in Polen als gute Kenner der von 
ihnen behandelten Materie. Zbi-
gniew Wiktor – er war Vorsitzender 
des Bundes Polnischer Kommu-
nisten und gehört auch dem RF-
Autorenkreis an – hielt im vierten 
Quartal als Gastprofessor einmal 
mehr Lektionen an der Universität 
Wuhan in der zentralchinesischen 
Provinz Hubei. 
Das hier zu besprechende Buch 
definiert den weltpolitischen 
Rang der Volksrepublik China 
nach der Niederlage der durch die 
UdSSR und die mit ihr verbunden 
gewesenen sozialistischen Staa-
ten Europas entstandenen Situa-
tion. Es analysiert die im Verlauf 
von mehr als sechs Jahrzehnten 
vollzogenen tiefgreifenden gesell-
schaftlichen Veränderungen im 
volkreichsten Land der Welt. Dabei 
werden sowohl bereits zurücklie-
gende als auch langfristig ins Auge 
gefaßte soziale und ökonomische 
Transformationsprozesse der heu-
tigen Weltwirtschaftsmacht Nr. 2 
in wesentlichen Zügen dargestellt.
Der auf persönlichen Einschät-
zungen der beiden polnischen Gelehrten 
beruhenden Arbeit liegen offizielle Doku-
mente der KP Chinas, die mit 81 Millionen 
Mitgliedern weit mehr Menschen als alle 
anderen kommunistischen Parteien der 
Welt zusammengenommen in ihren Rei-
hen vereint, sowie Materialien aus staat-
lichen Quellen der VR China zugrunde. 
Die Verfasser des in sechs Kapiteln geglie-
derten Buches bekennen sich zur Methode 
des dialektischen und historischen Mate-
rialismus. 
Nach einer Charakterisierung der wich-
tigsten Veränderungen in der interna-
tionalen Konstellation seit Beginn der 
90er Jahre und einer Darstellung der 
bereits durchlaufenen oder perspekti-
visch angedachten Entwicklung Chinas 
im ersten Viertel des 21. Jahrhunderts 
werden Fragen aufgeworfen, die in der 
aktuellen Debatte über den weiteren Weg 
des asiatischen Riesenlandes eine Rolle 
spielen. Die Autoren erörtern u. a., aus 
welchen Gründen sich die Volksrepublik 

der Weltöffentlichkeit noch immer als 
Entwicklungsland präsentiert. Sie ver-
treten den Standpunkt, daß sich die KPCh 
in der internationalen kommunistischen 
Bewegung isoliert habe. 
Nachdrücklich wird der dramatische Auf-
stieg Chinas auf vielen Gebieten gewür-
digt. Sein Brutto-Inlandsprodukt (BIP) 
wird im Buch mit sechs Billionen Dollar 

angegeben, während die vorerst noch den 
ersten Platz in der Weltwirtschaft ein-
nehmenden USA ca. 14 Billionen Dollar 
ausweisen. Allerdings ist die Differenz 
zwischen beiden Staaten und auch im 
Verhältnis zu anderen hochentwickelten 
kapitalistischen Ländern im Hinblick auf 
das Pro-Kopf-Einkommen der Bevölke-
rung noch erheblich. 
Die Autoren verweisen überdies auf die 
trotz einer Tendenz zu allmählicher 
Angleichung nach wie vor in China zwi-
schen Stadt und Land bestehenden erheb-
lichen Einkommensunterschiede und 
benennen hier ein Verhältnis von 3 : 1. 
Auch sei das Gefälle zwischen küsten-
nahen und zentralen Provinzen, die seit 
Jahren einen außergewöhnlichen wirt-
schaftlichen Aufschwung erlebten, und 
rückständigeren westlichen und nördli-
chen Landesteilen noch immer beachtlich.
Die VR China – konstatieren die Autoren 
– sei längst für am Transfer von Hoch-
technologien interessierte kapitalistische 

Unternehmen zu einem erstrangigen 
Anziehungspunkt geworden. Jährlich 
flössen etwa 100 Mrd. Dollar Direkt-
investitionen von Konzernen der USA, 
Japans und Westeuropas in das einstige 
„Reich der Mitte“. Dabei spiele der nach 
wie vor bewußt niedrig gehaltene Kurs 
des Yuan, dessen realer Wert deutlich 
höher zu taxieren sei, keine geringe Rolle. 

Chinesische Wissenschaftler ver-
träten die Auffassung, referieren 
Wiktor und Rakowski, daß Beijing 
die derzeitige Finanzpolitik noch 
etwa 20 Jahre durchhalten müsse, 
um die industrielle Basis des Lan-
des annähernd zu verdoppeln und 
weiter zu modernisieren.
Nach einem Exkurs in die soziolo-
gische Problematik der in China 
weiterhin angestrebten Ein-Kind-
Familie wenden sich die beiden 
Professoren der kontrovers dis-
kutierten  Thematik der Klas-
senstruktur der chinesischen 
Gesellschaft zu. Während nach 
staatlichen Vorgaben und Par-
teibeschlüssen der Aufbau einer 
harmonischen sozialistischen 
Gesellschaft angestrebt werde, 
sei die Praxis differenzierter zu 
beurteilen. Wiktor und Rakowski 
gehen davon aus, daß es derzeit 
in China 1,2 Millionen Millionäre 
und einige Milliardäre sowie 10,1 
Millionen größere und 37,7 Mil-
lionen mittlere und kleine Privat-
unternehmen gäbe. Sie vertreten 
den Standpunkt, daß sich in der 
Volksrepublik eine neue nationale 
Bourgeoisie formiert habe.
Ohne Zweifel sei die KP Chinas 
mit ihren vier Millionen nach dem 
Betriebs- und Territorialprinzip 

gegliederten Grundorganisationen nach 
wie vor die führende Kraft in Staat und 
Gesellschaft. Die Arbeiterklasse umfasse 
derzeit etwa 300 Millionen Menschen, 
davon mehr als 160 Millionen in indu-
striellen Großbetrieben Tätige. 240 Mil-
lionen Chinesen seien gewerkschaftlich 
organisiert.
Gegenwärtig fände in der KP Chinas eine 
lebhafte Diskussion über die weitere Ent-
wicklung der Partei, der Volksrepublik 
und der Welt statt. Die Dokumente des  
18. Parteitags – vor allem der Entwick-
lungsplan – würden den Zeitraum der 
nächsten fünf Jahre abstecken.
Soviel zum Buch der Professoren Wik-
tor und Rakowski. Da das Gesamtwerk 
vorerst nur auf Polnisch vorliegt und die 
Autoren noch nach einem deutschen Ver-
lag Ausschau halten, mußte sich diese 
Zusammenfassung, die keine Rezen-
sion sein kann, auf ein Referieren der 
in Deutsch und Englisch zugänglichen 
Textauszüge beschränken. K. S.
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Trumans General MacArthur rief im  
Koreakrieg nach Kernwaffen

Anfang 1951 erreichten die militä-
rischen Auseinandersetzungen in 

Korea, wo Washington seine erste große 
Aggression seit dem Ende des Zweiten 
Weltkriegs in Szene gesetzt hatte, ihren 
Siedepunkt. Am Neujahrsvorabend hatten 
die Koreanische Volksarmee und die ihr 
zu Hilfe geeilten zwei Millionen chinesi-
schen Volksfreiwilligen den US-Truppen 
und deren mit der UNO-Flagge getarn-
ten Verbündeten eine schwere Niederlage 
beigebracht und sie in einer gewaltigen 
Offensive bis hinter den 38. Breitengrad 
– den Ausgangspunkt ihres Überfalls auf 
den Norden – zurückgeworfen. Doch der 
beiderseits opfer- und verlustreiche Krieg 
sollte noch zwei weitere schreckliche 
Jahre andauern.
Die erlittene Schlappe löste im Pentagon 
geradezu panikartige Reaktionen aus. 
General Douglas MacArthur, Präsident 
Trumans Oberbefehlshaber auf dem ost-
asiatischen Kriegsschauplatz, gab später 
in seinen Memoiren zu Protokoll, er habe 
die Regierung um deren Zustimmung zum 
Abwurf von Atombomben ersucht, um 
durch radioaktive Verseuchung Nordko-
reas einen weiteren Vormarsch der geg-
nerischen Kräfte zu verhindern.
Erst unlängst fand man in Archiven 
der US-Bundesuntersuchungsbehörde 
FBI äußerst brisante Papiere, die nach 
Ablauf der Geheimhaltungsfrist durch 
diese ins Internet gestellt wurden. Sie 
werfen ein bezeichnendes Licht auf die 

Völkermordpläne des Pentagons. Mit 
Gewißheit wäre das Dokument 100 – HQ 
– 93216 serial 461 wie viele andere Materi-
alien einfach geschreddert worden, hätten 
die U.S. Army und die Atomenergie-Kom-
mission der Vereinigten Staaten (AEC) hier 
das Sagen gehabt.
Wie sich erwies, spielte das FBI auch in 
dieser Angelegenheit die Rolle eines Bin-
deglieds zwischen den beteiligten US-
Regierungsinstanzen. Bekannt wurde in 
diesem Zusammenhang ein an den Abge-
ordneten des US-Repräsentantenhauses Al 
Gore gerichtetes Memorandum. Der spä-
tere US-Vizepräsident hatte im Kongreß 
eine besonders scharfmacherische Rede 
gehalten und dadurch extreme Kreise auf 
sich aufmerksam gemacht. In dem Doku-
ment ging es um „einen Gürtel aus radio-
aktivem Material quer durch Korea zur 
Entvölkerung des gesamten Gebiets“.
Offensichtlich handelte es sich um einen 
Widerhall auf MacArthurs Ersuchen, 
durch Atombombenabwürfe „tote Zonen“ 
zu schaffen, „um Nachschub und Verstär-
kungen für die gegnerische Front zu ver-
hindern“.
Gore lancierte das Memorandum in die 
Presse. Schon 1948 hatte Dr. Paul McDa-
niel von der AEC ein „Gremium zur Prü-
fung von Möglichkeiten radioaktiver 
Kriegsführung“ ins Leben gerufen. Am 
11. April 1951 stellte dieses in einem 
Abschlußbericht fest, daß „die vollstän-
dige Dehumanisierung einer Region durch 

radioaktive Träger zwar möglich, aber 
nicht praktikabel“ sei. Die AEC, die sich 
zu diesem Zeitpunkt ganz auf die Ent-
wicklung der Wasserstoffbombe konzen-
trierte, bemerkte ihrerseits, es stünde 
„nicht genügend Material für einen sol-
chen Zweck zur Verfügung“. Überdies, so 
fügte McDaniel hinzu, würde „die Schaf-
fung entmenschlichter Zonen“ gegebe-
nenfalls auch den Vormarsch der eigenen 
Truppen zu Lande und in der Luft unmög-
lich machen.
Die Verfasser des erwähnten Memoran-
dums, das Albert Gore unterbreitet wor-
den war, zeigten sich da optimistischer. 
Sie empfahlen, „eine endgültige Entschei-
dung über die Verwendung radioaktiver 
Trägermittel im Kopf zu behalten und 
künftigen Diskussionen zu überlassen“.
Unter dem republikanischen Präsidenten 
Ronald Reagan entwickelte das Pentagon 
dann die Neutronenbombe, um – wie es 
hieß – „Menschen zu vernichten, ohne 
deren Eigentumsumfeld zu zerstören“.
Das streng geheime US-Regierungsme-
morandum passierte von April bis Mai 
1951 etliche Washingtoner Dienststellen, 
wobei der Empfang überall mit Stempeln 
und Unterschriften bestätigt wurde. Einer 
der in das Dokument Eingeweihten fügte 
handschriftlich die Empfehlung hinzu: 
„Man sollte nicht auf biologische Kriegs-
führung verzichten.“ 
RF, gestützt auf „The New Worker“, London

Vietnams Kinder trotzten dem US-Bombenhagel

In der  v ie t na mesischen Haupt-
stadt Hanoi wurde unlängst eine 

die Besucher erschütternde und 
viele an eigenes Leid erinnernde 
Fotoausstel lu ng „Tre En Thoi 
Chien“ (Kinder im Krieg) eröffnet.  
70 histor ische Aufnahmen von 
Journalisten der vietnamesischen 
Nachrichtenagentur VNA, Repor-
tern der Zeitung der Jungen Pioniere 
des südostasiatischen Landes und 
Berichterstattern der japanischen 
Fotoagentur NDN sind einer Gene-
ration gewidmet, die im Bombenha-
gel der U. S. Air Force aufwuchs und 
sich sogar in den zu Schutzbunkern 
gewordenen Felsenhöhlen und Erd-
löchern ein Lächeln bewahrte.
„Wir lernten damals die Anfertigung 
von Strohhüten gegen umherflie-
gende Splitter und nahmen Erste-
Hilfe-Taschen in den Unterricht mit“, 
sagte VNA-Generaldirektor Nguyen 
Duc Loi bei der Eröffnung der bewe-
genden Fotoschau. „Die Kinder der 

Kriegsgeneration besaßen oft keine 
Eltern, die für sie sorgen konnten. Den-

noch lernten sie hart und kamen auch 
im Alltag zurecht. So symbolisierten sie 
auf ihre Weise die Willenskraft und den 
Lebensmut des vietnamesischen Volkes.“

Die japanische Agentur NDN hatte 
bereits 1964 ihr Büro in Hanoi eröffnet. 

Mehr als 2000 authentische Fotos 
sowie von ihr produzierte Dokumen-
tarfilme und Rundfunkprogramme 
über das Land am Mekong zeugen 
von einer ebenso engagierten wie 
qualifizierten Arbeit. Darunter 
befindet sich der einzige in Farbe 
gedrehte Filmbericht von der Bei-
setzung des schon zu seinen Leb-
zeiten legendären vietnamesischen 
Präsidenten und Parteiführers Ho 
Chi Minh.
Die für „Kinder im Krieg“ ausgewähl-
ten Aufnahmen zeigen das tägliche 
Leben der damals jüngsten Viet-
namesen unter den unablässigen 
Terrorangriffen der durch das Pen-
tagon ausgesandten todbringenden 
Bombergeschwader, zu deren Pilo-

ten auch der vor vier Jahren durch die 
Republikanische Partei als US-Präsi-
dentschaftskandidat aufgestellte John 
McCain gehörte. RF, gestützt auf VNA

Felsenhöhlen dienten als Schutzräume.
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Das kleinere von zwei Übeln
Barack Obama bleibt im Weißen Haus

Bei den US-Präsidentschaftswahlen hat 
sich der bisherige Amtsinhaber Barack 

Obama gegen seinen republikanischen 
Herausforderer Mitt Romney durchset-
zen können. Die Demokratische Partei 
vermochte sich allen Unkenrufen zum 
Trotz zu behaupten. In seiner zweiten 
und letzten Amtszeit wird Obama weni-
ger taktische Rücksichten nehmen müs-
sen als in den vergangenen vier Jahren.
Auch wenn seine Wiederwahl als poli-
tisches Stimmungsbarometer durchaus 
von Bedeutung ist, muß 
festgestellt werden, daß 
sich den US-Bürgern – sieht 
man von der chancenlosen 
Kandidatin der Grünen ab –  
keine tatsächliche Alterna-
tive bot. Dennoch ist das 
Votum gegen Romney und 
für Obama eine Entschei-
dung für das kleinere von 
zwei Übeln. Dabei muß man 
vor allem die unterschiedli-
che soziale und politische 
Unterstützerbasis beider 
Kandidaten in der minde-
stens 5,8 Mrd. Dollar ver-
schlingenden Wahlschlacht 
im Auge haben.
Unter der Schlagzeile „Zwei 
Parteien zur Verteidigung 
ein und derselben Klasse“ 
schrieb Bert de Belder am  
18. Oktober in der belgischen 
Wochenzeitung „Solidaire“: 
„Man kann nicht sagen, daß die Ameri-
kaner die Qual der Wahl hätten. Denn 
Demokraten wie Republikaner vertei-
digen gleichermaßen die Interessen der 
Reichsten des Landes, die nicht mehr als 
1 Prozent der Bevölkerung ausmachen.“ 
Und Harvard-Ökonom Joeffrey Sachs 
bemerkte: „Nur allzuoft besteht die ein-
zige Differenz zwischen beiden Parteien 
darin, daß die Republikaner die Eigen-
tümer der großen Ölkonzerne sind, wäh-
rend die Demokraten in der Wall Street 
den Ton angeben. Beide sind politische 
Formationen der rechten Mitte und hän-
gen von mächtigen Interessengruppen ab: 
dem militärisch-industriellen Komplex, 
dem Komplex Wall Street/Washington, 
dem Komplex Großes Öl/Transportwe-
sen/Rüstungsindustrie sowie dem Kom-
plex Pharmazie und Gesundheitswesen.“ 
Im Urteil von Kommunisten des Lan-
des sind Romney und die Republikaner 
weitaus reaktionärer und aggressi-
ver als Teile der Demokratischen Par-
tei, die – angesichts des Fehlens einer 
an europäischen Maßstäben meßbaren 
Sozialdemokratie – deren Funktion mit 
übernommen haben. Die Republikaner 
müßten als die gefährlichere Fraktion 
der US-Kapitalistenklasse – nicht zuletzt 
auch wegen ihres rabiaten Rassismus 

und ihrer potenzierten Kriegslüstern- 
heit – betrachtet werden. 
Dabei hat sich Barack Obama in seiner 
ersten Amtszeit keineswegs als Frie-
denstaube erwiesen. Er brach fast all 
seine Versprechen und verspielte so den 
Anfangskredit einer allzu erwartungs-
frohen Wählerschaft. Wie konnte diese 
auch nur annehmen, daß der Einzug eines 
schwarzen Politikers in das Weiße Haus 
die Vereinigten Staaten weniger imperia-
listisch machen würde!

Obamas Zusage, das berüchtigte Folter-
lager Guantánamo zu schließen, wurde 
ebenso in den Wind gesetzt wie seine 
Ankündigung, das US-Interventionskorps 
aus Afghanistan abzuziehen. Als seine 
einzige Trumpfkarte wird mit Vorliebe 
das Gesetz über die Gesundheitsreform 
angeführt. Dieses kommt vor allem den 
Profitinteressen der Arzneimittelkon-
zerne und des privaten „Health Business“ 
zugute, während mittellose Patienten erst 
in zweiter Linie begünstigt werden. Den-
noch hatte es Romney als Nr. 1 auf seine 
innenpolitische Abschußliste gesetzt. 
Angesichts der trotz eines gewissen Auf-
schwungs der US-Wirtschaft nach wie 
vor gravierenden Lage der Mehrheit der 
Landesbürger bröckelt deren für uner-
schütterlich gehaltenes Vertrauen in die 
Überlegenheit des Kapitalismus. Vor zehn 
Jahren hatten bei Meinungsumfragen vier 
von fünf US-Bürgern die „freie Marktwirt-
schaft“ für das beste aller ökonomischen 
Systeme gehalten. Wie das Meinungsfor-
schungsinstitut GlobeScan ermittelte, sind 
es jetzt weniger als drei.
Zwei von jeweils drei Befragten erklär-
ten ihre „Unzufriedenheit mit dem Gang 
der Dinge“. Das ist zweimal mehr als vor 
15 Jahren. Dabei spielen gravierende Tat-
sachen die entscheidende Rolle: Seit 2007 

haben vier Millionen Menschen infolge des 
Immobiliencrashs ihre Häuser oder Woh-
nungen verloren. 97 Millionen von heute  
314 Millionen US-Bürgern gelten als ein-
kommensschwach, 46,2 Millionen – dar-
unter 22 Millionen Kinder – zählen zu den 
Armen. 44,6 Millionen Amerikaner – 15 % 
der US-Bevölkerung – sind derzeit auf staat-
liche Lebensmittelhilfe angewiesen. Von 
neun Millionen durch die Rezession arbeits-
los Gewordenen haben nur 3,4 Millionen 
einen neuen Job gefunden. Der offizielle 

Erwerbslosenanteil beträgt 
7,8 %, bei Afroamerikanern  
15 %. Ein Fünftel aller US-
Lohnempfänger ist zu Teil-
zeitarbeit gezwungen. 2011 
lag das durchschnittliche 
Realeinkommen der Bevöl-
kerung um 8,1 % unter dem 
des Jahres 2007. Andererseits 
bezogen die Topmanager der 
Konzerne, die in den 70er Jah-
ren „nur“ das 40fache eines 
Arbeiters erhielten, im Jahr 
2000 ein 1000fach höheres 
Einkommen. 
In den USA wird das Votum 
nicht zuletzt durch unzäh-
lige Political Action Commit-
tees (PACs) „vorbereitet“, die 
außer den direkt von Kon-
zernen, Banken und ande-
ren „Mäzenen“ spendierten 
Geldern nicht nur Unsum-
men für die von ihnen favori-

sierten Kandidaten einsammeln, sondern 
auch den größten Teil ihrer den Ausgang 
entscheidenden TV-Propaganda finanzie-
ren. Um die Wähler in sogenannten Swing-
Staaten, wo der Ausgang nicht absehbar 
ist, an die Hand zu bekommen, wurden in 
Iowa 97 000mal und in Ohio 115 000mal 
Werbespots der PACs in die regulären 
Programme eingeblendet. Freie Wahlen –  
made in U.S.A.
Zweifellos setzt Obama einige Akzente 
etwas anders als Romney. Durchaus kein 
Lamm, orientiert er die USA auf den ent-
scheidenden Wachstumspol des nächsten 
Jahrzehnts. Im November 2011 erklärte 
er vor dem australischen Parlament: 

„Die Vereinigten Staaten richten jetzt ihr 
Augenmerk auf das große Potential der 
asiatisch-pazifischen Region.“ Dabei geht 
es um die Aufrechterhaltung, den Ausbau 
und die Neueinrichtung von US-Militär-
stützpunkten. Obama verfolgt vorran-
gig das Ziel, die VR China als künftige 
Weltwirtschaftsmacht Nr. 1 weiter ein-
zukreisen. 
Alles in allem: Der Sieg des demokra-
tischen Bewerbers ist mit gemisch-
ten Gefühlen aufzunehmen. Vor einer 
Euphorie, wie wir sie 2008 erlebten, muß 
gewarnt werden. 

RF, gestützt auf „Solidaire“, Brüssel

Das nächste Menü, bitte! Zeichnung von Matiz in „Solidaire“
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„Weiße Tschechen“ und braune Deutsche
Faschistischer Abschaum produziert sich im Dreiländereck bei Zittau

Mitglieder und Anhänger der DSSS – 
einer faschistischen Gruppierung 

aus Tschechien – randalieren nicht nur 
in Sluknov, Rumburk und Varnsdorf auf 
ČR-Staatsgebiet, sondern erhalten auch 
Schützenhilfe von ihren Gesinnungsgenos-
sen jenseits der Grenze. 
Das Fiasko, welches die DSSS („Arbeiterpar-
tei der sozialen Gerechtigkeit“) bereits in den 
Städten Česká Lípa und Nový Bor erleben 
mußte, setzte sich auch in Sluknov und Rum-
burk fort. Das dortige „Publikum“ bestand 
fast ausschließlich aus Polizeiangehörigen 
und sensationslüsternen Journalisten. 
In Sluknov blieben die DSSSler wiederum 
fast unter sich, und auch in Rumburk sah 
es für sie nicht viel besser aus. Dort hat-
ten sich etwa 30 Anhänger und Schaulu-
stige eingefunden. Einige Mitglieder der 
NPD durften dieses Desaster live miterle-
ben. Torsten Hiekisch, Kreisgeschäftsfüh-
rer der NPD, dessen Frau Stadträtin dieser 
rechtsradikalen Partei in Zittau ist, sowie 
der NPD-Kreisvorsitzende Ralf-Michael 
Gläßer waren eigens angereist, um ihre 
tschechische „Schwesterpartei“ im Wahl-
kampf zu unterstützen. 
Hiekisch war bereits während der Feier 
zur Grenzöffnung 2007 in Zittau aufgefal-
len, als er im Gewand des Gevatters Tod 
mit einem Pappschild „Ich kriege alle Sinti 
und Roma“ die Öffentlichkeit provozierte. 
Dafür wurde er vom Amtsgericht Zittau zu 
sieben Monaten Haft auf Bewährung und 

einer Geldstrafe von 500 Euro verurteilt. In 
zweiter Instanz reduzierte das Landgericht 
das Strafmaß auf eine Geldbuße von 1350 
Euro. Die den Vorgang verharmlosende Ent-
scheidung wurde damit begründet, Hiekisch 
habe ja mit seiner „Botschaft“ nur wenige 
Personen erreicht. In der Gerichtsverhand-
lung verzichtete dieser auf kernige Sprüche 
und behauptete, seine ausländerfeindliche 
Parole sei „falsch interpretiert“ worden.
Im letzten Januar beteiligte sich das 
genannte Trio schon einmal an einer gegen 
Roma gerichteten Demo in Varnsdorf. Anlaß 
war dort die durch einen Privatsender ver-
breitete Behauptung, eine Ortseinwohne-
rin sei an den Folgen eines Roma-Überfalls 
gestorben. 
Die DSSS greift jede sich bietende Gelegen-
heit auf, um Stimmung gegen „Zigeuner“ 
zu machen. So bediente sie sich auch der 
erwähnten Meldung, ohne den Sachverhalt 
zu prüfen. NPD-Stadträtin Antje Hiekisch 
ließ unbekümmert verlauten: „Es ist für 
mich eine Selbstverständlichkeit, gemein-
sam mit den Opfern von Kriminalität auf 
die Straße zu gehen.“ 
Zunächst waren in Varnsdorf etwa 20 „an-
ständige Bürger“ oder „weiße Tschechen“, 
wie sich die Nazis aus dem Nachbarland 
gerne nennen, erschienen. Als die Kundge-
bung schließlich mit Verspätung begann, 
hatten sich etwa 150 bis 200 Personen auf 
dem Beneš-Platz zusammengerottet. Der 
erste Redner sprach deutsch und bedankte 

sich bei den „Kameraden der NPD“ für deren 
Unterstützung. Allerdings konnten diese das 
ihnen geltende Lob nicht mehr vernehmen, 
da sie sich bereits aus dem Staub gemacht 
hatten. 
Der durch die Neonazipartei aufgestellte 
Kandidat Tomas Vandas hielt eine end-
lose Wahlkampfrede, in der er nicht dar-
auf verzichtete, die Roma in krimineller 
und rassistischer Manier als „Parasiten“ zu 
beschimpfen. Er und seine Partei würden 
für eine Veränderung der Situation sorgen, 
weshalb man unbedingt Liste 53 wählen 
solle. 
Am späteren Nachmittag folgte dann ein 
Marsch durch die Stadt. Inzwischen hatten 
sich etwa 250 „anständige Bürger“ einge-
funden. Die Teilnehmer zogen zum Sportho-
tel und den Neubaublöcken an der Zittauer 
Straße, in denen seit einiger Zeit Roma-
Familien leben, die aus dem Städtischen 
Wohnheim dorthin umziehen durften. Wie 
immer skandierten die Nazis chauvinisti-
sche Parolen. Als die „anständigen Bürger“ 
vor dem Neubaublock auftauchten und die 
Roma zum Herauskommen aufforderten, 
entflammten heftige Auseinandersetzun-
gen. Einer der Nazis warf etwas in Richtung 
der Balkone. Die Roma stellten ihrerseits 
Lautsprecher in ein Fenster und spielten 
ihre Musik. Nach etwa 10 Minuten war der 
Spuk vorbei. Im Abziehen riefen die „wei-
ßen Tschechen“ noch einmal rassistische 
Schmähworte. Ramona Gehring

Philatelie statt Pinke
Wie das BRD-Finanzministerium die Sorben zum Narren hält

In Bautzen wurde der sorbischen Volksor-
ganisation Domowina im September eine 

aus Anlaß ihres 100jährigen Bestehens in 
der BRD erschienene Sonderbriefmarke fei-
erlich überreicht. Darüber berichtete die 
deutschsprachige Monatsausgabe der sor-
bischen Abendzeitung „Serbske Nowiny“ in 
Bild und Text. „SN“-Chefredakteur Janek 
Schäfer schrieb zu der noblen Geste der 
Merkel-Regierung einen sarkastischen 
Kommentar „Zukunft nicht aus den Augen 
verlieren“, den wir im Wortlaut zitieren.

„Eine Briefmarke mit sorbischem Motiv und 
zweisprachiger Aufschrift – das ist doch 
was zum 100. Bestehen des sorbischen 
Dachverbandes. So eine hat unlängst der 
parlamentarische Staatssekretär im Bun-
desfinanzministerium Hartmut Koschyk 
der Domowina in Bautzen überreicht. Aber 
ehrlich: Fünf Millionen Euro wären nicht 
nur der Stiftung für das sorbische Volk lie-
ber als fünf Millionen Briefmarken. Das war 
zumindest nach der Feierstunde in vielen 

Gesichtern zu lesen. – Sicherlich unbewußt 
hatte Staatssekretär Koschyk die sorbischen 
Anwesenden mit einem einzigen Satz aus der 
Freude über den 100. Geburtstag der Domo-
wina in die schmerzliche Realität zurück-
gerissen. Seine Aussage, daß 8,2 Millionen 
Euro jährlicher Förderung durch den Bund 
genug seien, trübte die Stimmung gehörig 
ein. Manch einen traf dieser Satz wie ein 
Schlag … Schon im Juni hatte der Direktor 
der Stiftung für das sorbische Volk Marko 
Suchy drastische Einsparungen für die 
folgenden Jahre angekündigt. Steigende 
Tarife und Kosten stehen gleichbleibenden 
Zuwendungen des Bundes sowie der Län-
der Sachsen und Brandenburg gegenüber 
und zwingen zum radikalen Sparen. Schade 
eigentlich, daß die Stiftung für das sorbi-
sche Volk keine Bank ist. Als solche hätte sie 
wenigstens noch eine theoretische Chance 
auf staatliche Hilfe. Aber die Ausführungen 
des Staatssekretärs klangen so gar nicht 
nach Hilfe. –  Die schmerzliche Realität, der 
sich einige bei der Briefmarkenübergabe in 

Bautzen wieder bewußt wurden, ist, daß wir 
Schwierigkeiten nicht vor uns herschieben, 
sondern an deren Lösung arbeiten sollten, 
auch wenn es etwas zu feiern gibt. Unter 
den gegebenen Umständen bleiben den Sor-
ben nur zwei Möglichkeiten: entweder alles 
mühsam Aufgebaute Stück für Stück selbst 
zu zerstören – auch die sorbischen Insti-
tutionen – oder zu kämpfen. Ich empfehle 
Letzteres, denn jeder, der nicht kämpft, hat 
bereits verloren. Wir geben uns nicht auf, 
sondern kämpfen für unsere Zukunft.“

„Serbske Nowiny“ erscheint in der Nachfolge 
der sorbischen Tageszeitung „Nowa Doba“, 
deren letzter Chefredakteur Sieghard Kosel 
dem Vorstand des RF-Fördervereins und 
dem Redaktionsbeirat des RF angehört. Er 
war etliche Jahre sächsischer Landtagsab-
geordneter der PDS und hat die Stafette an 
seinen Sohn Heiko weitergegeben.

Der RF gratuliert allen sorbischen  
Lesern nachträglich zum großen  

Jubiläum der Domowina.
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Nikaragua-Wandbild zerfällt erneut
Alarm für ein großes Werk der lateinamerikanischen naiven Kunst

Im Auftrag des Berliner Magistrats 
und des DDR-Kulturministeriums 

schuf der Nikaraguaner Manuel García 
Moia ein monumentales Giebelwand-
Gemälde an der Lichtenberger Brücke. 
Es trägt den Titel „Nikaraguanisches 
Dorf – Monimbo 1978“ und wurde am 
27. August 1985 dem Stadtbezirk Berlin-
Lichtenberg übergeben. Das Werk stellt 
auf einer Fläche von 
255 Quadratmetern in 
vielen Episoden Leben 
und Kampf der unter-
drückten Bevölkerung 
dar. Man zählt es zu 
den größten Wandma-
lereien naiver Kunst in 
der Welt.
Nikaraguas Demokra-
tische Befreiungsfront 
UDEL forderte Ende 
1977 die Aufhebung des 
Belagerungszustandes 
und der Pressezensur, 
die Einführung bürger-
licher Freiheiten und 
eine Amnestie für poli-
tische Gefangene. Unter 
militärischer Bedräng-
nis durch die Sandini-
sten und politischem 
Druck der UDEL ver-
suchte Diktator Anasta-
sio Somoza „die Flucht 
nach vor n“. Auf sei-
nen Befehl hin wurde 
am 10. Januar 1978 der 
UDEL-Vorsitzende und 
Verleger der Oppositi-
onszeitung La Prensa, 
Joaquin Chamorro, auf 
offener Straße ermor-
d e t .  M i t  d e r  B lu t -
tat wollte Somoza die 
Opposit ion entschei-
dend treffen. Doch das 
Gegenteil trat ein: Jahr-
zehntelang aufgestau-
ter Unmut brach sich 
Bahn. Zum ersten Mal 
beteiligten sich Massen 
des nikaraguanischen 
Volkes an einem landes-
weiten Generalstreik. 
In diese Zeit fiel auch 
eine spontane Volkser-
hebung in Masaya, der 
fünftgrößten Stadt des Landes. Etwa 
20 000 indianische Einwohner, die im 
Bezirk Monimbo unter besonders elen-
den Bedingungen vegetieren mußten, 
nahmen am 20. Februar 1978 den Kampf 
auf. Nur im Besitz einiger Macheten, 
Feuerwerkskörper und Pistolen, began-
nen sie mit der Verbarrikadierung ihres 
Viertels. Erst nach über einer Woche 
konnte Somozas Nationalgarde den 

verzweifelten Widerstand der Bevöl-
kerung niederschlagen. Für die Straßen-
kämpfe in Monimbo setzte das Regime 
überwiegend in den USA angeworbene 
ausländische Söldner ein. Die Indios 
beklagten 343 Tote, mehrheitlich Frauen 
und Kinder. Obwohl der Aufstand schei-
terte, wurde Monimbo zum nationa-
len Fanal. 

Der Maler Manuel Garcia Moia, Natio-
nalpreisträger für naive Kunst, wurde 
in diesem indianischen Stadtteil gebo-
ren und wuchs dort unter ärmlichsten 
Verhältnissen auf. Er verarbeitete das 
mörderische Bürgerkriegstrauma in sei-
nem Antikriegswandbild „Nikaraguani-
sches Dorf – Monimbo 1978“.
Im Herbst 2003 befand sich das Monu-
mentalgemälde in einem sehr schlechten 

Erhaltungszustand. Überdies sollte es 
bei der geplanten Sanierung des Wohn-
hauses unter einer Wärmedämmung 
verschwinden. Nach langem und beharr-
lichem Ringen erreichte eine Berliner 
Kunstinitiative mit Unterstützung vie-
ler Bürger, Förderer und Sponsoren, daß 
dieses außergewöhnliche Kunstwerk 
nicht verlorenging. 

Mit dem Einverständ-
nis des Künstlers und 
des Hauseigentümers 
gelang es, im Sommer 
2004 die Rettung des 
Wandbildes einzuleiten. 
Nachdem das Original 
zeichnerisch, fotogra-
fisch und durch Abpau-
sen einzelner Details 
genau erfaßt worden 
war, trugen der Kreuz-
ber ger  M a ler  G er d 
Wulff und sein Ham-
burger Kol lege Ma x 
Michael Holst das Bild-
nis in weitgehend werk- 
und farbgetreuer Form 
neu auf. Zuvor war die 
Giebelwand des Hau-
ses mit Spezialschich-
ten saniert worden. 
Auf diese Weise konnte 
das ursprüngliche Werk 
zunächst erhalten wer-
den. Die Kosten für die 
Restaurierung betru-
gen mehr als 100 000 
Euro, wobei rund 80 
Prozent aus Sponsoren- 
und Spendengeldern 
kamen. Die künst le-
r ische Reproduktion 
erstrahlte nach ihrer 
feierlichen Übergabe 
am 30. September 2005 
in neuer Farbenpracht.
Am 70. Geburtstag des 
Künstlers erhielt die 
Fläche zwischen der 
Lichtenberger Brücke 
u n d  d e m  K u n s t e n -
semble offiziel l den 
Namen Monimboplatz. 
Leider verfällt das in 
seiner Art einmalige 
und für Berlin geschaf-
fene Kunstwerk jetzt 

erneut. So muß wieder Alarm getrom-
melt werden, um es vor vollständiger 
Vernichtung zu bewahren.

RF, nach einem Material der  
Initiative für den Erhalt des  

Nikaragua-Giebelwandgemäldes

Kontakttelefon: Christel Schemel
Tel. 030 - 559 87 33

Nach der im Jahre 2005 erfolgten Restaurierung Foto: G. Senft

Heutiger Zustand des Werkes Foto: W. Metzger
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Adieu, Märchenprinz
Ein aufschlußgebendes Buch über den wechselvollen  

Lebensweg des Malers und Grafikers Heinrich Vogeler

Was ist ein „weißer Rabe“? Das ist 
jemand, der zwar als Sohn einer 

wohlhabenden Kaufmannsfamilie auf-
wächst, dann aber – im Ergebnis eigener 
Lebenserfahrung und tieferer Einsicht – 
seiner Klasse den Rücken kehrt, um sich 
auf die Seite der Ausgebeuteten und Unter-
drückten zu schlagen. Mit einem sol-
chen „weißen Raben“ macht uns Renate 
von Rosenbergs Buch „Adieu Märchen-
prinz“, das der Donat-Verlag jetzt heraus-
brachte, bekannt. Es ist ein Roman und das 
Lebensbild eines großen Künstlers. Der am  
12. Dezember 1872 geborene Maler und Gra-
fiker Heinrich Vogeler erfährt eine Wand-
lung vom verwöhnten Söhnchen aus dem 
„gehobenen Bürgertum“ und Kriegsfreiwil-
ligen des Jahres 1914 zum radikalen Pazifi-
sten und überzeugten Kommunisten. Neben 
Käthe Kollwitz, Otto Nagel, Max Lingner, 
Heinrich Zille und George Grosz zählt er zu 
den bedeutendsten Vertretern deutscher 
proletarischer Kunst.
Die Autorin läßt uns die Etappen seines 
Weges verfolgen: die tiefen Veränderun-
gen im Fühlen und Denken während der 
gesellschaftlichen Umbrüche, deren Zeuge 
er war – seine erschreckenden Kriegserleb-
nisse, seinen hilflosen Versuch, mit einem 
Appell an das vermeintlich „christliche 
Gewissen“ Wilhelm II. und seines Gene-
rals Ludendorff etwas zu bewirken, was 
ihm den Zwangsaufenthalt in einer Ner-
venheilanstalt einbringt.  Bis 1924 gehörte 
Vogeler zur Künstlerkolonie Worpswede. 

Seine Werke waren damals noch stark 
vom Jugendstil geprägt und durch seine 
Freundschaft mit Rainer Maria Rilke gei-
stig beeinflußt. Später wirkten auf ihn 
besonders Lew Tolstoi und Maxim Gorki 
ein. Immer wieder geriet Vogeler in den 
Strudel gesellschaftlicher Geschehnisse 
– als Mitglied eines Arbeiter-und-Solda-
ten-Rates, als Gründer einer Arbeitskom-
mune und eines Heims der Roten Hilfe für 
Kinder verfolgter Genossen und Kriegs-
waisen. Seine Agitationsbilder gehören 
zu den stärksten Leistungen proletarisch-
revolutionärer Kunst. Vogelers Werke 
„Bücherverbrennung in Berlin“, „Konzen-
trationslager“, „Folterkammer der SA“ und 
„Einmauerung lebender Kommunisten in 
der Festung Hohenstein“ sowie seine Illu-
strationen zu Johannes R. Bechers Ver-
sen in dem Buch „Das Dritte Reich“ zeigen, 
wie der Antifaschismus mehr und mehr zu 
seinem Hauptthema wurde. Auch mit län-
geren Aufenthalten verbundene Reisen in 
die UdSSR sowie seine 1931 erfolgte Über-
siedlung dorthin, sein Wirken für die Rote 
Hilfe und sein Beitrag zur Erziehung der 
sowjetischen Jugend bestimmten Voge-
lers letzten Lebensabschnitt. Sein 1940 
entstandenes Gemälde „Mittagspause der 
Drescher“ war zu DDR-Zeiten in der Berli-
ner Nationalgalerie zu sehen.
Im Leben und Schaffen des Künstlers spiel-
ten Frauen immer wieder eine bedeutende 
Rolle. Glückliche Stunden und herbe Ent-
täuschungen in der Liebe – auch seinem 

ausgeprägten Individualismus geschul-
det – prägten Vogelers Ehe mit der jungen 
Martha, die er nach seinen Vorstellun-
gen „formen“ zu können glaubte. Seine 
Freundschaft mit der Malerin Paula 
Modersohn-Becker, eine Beziehung zur 
Tänzerin Taka-Taka, die Liebe zur „Roten 
Marie“, einer Bremer Kommunistin, und 
seine zweite Ehe mit Sonja Marchlewska 
beeinflußten Vogelers Schaffen zutiefst. 
Sie vermochten indes seine eigenwillige 
Künstlerpersönlichkeit nicht zu verändern.
Heinrich Vogeler starb im 70. Lebensjahr in 
Kasachstan. In einem Brief an die Töchter 
formulierte er sein politisches Credo, das 
die Autorin an den Schluß ihres Buches 
stellte: „... Ihr seid die kommende Genera-
tion ... Haltet Euch immer vor Augen, daß 
meine ganzen Hoffnungen auf Euch ruhen 
... Euer Leben wird in der zertrümmerten 
Welt stehen wie eine leuchtende Friedens-
warte ...“ Die Zeit sei entsetzlich schwer, 
aber es winke „ein glänzendes hohes Ziel ...“ 
Das Buch vom „weißen Raben“ mit der bun-
ten Palette ist ein wertvoller Beitrag des 
Donat-Verlags zum Verständnis eines gro-
ßen Künstlers und der bewegten Epoche, in 
der er lebte. Dr. Ernst Heinz

Renate von Rosenberg: Adieu Märchen-
prinz – Wandlung des Künstlers Hein-
rich Vogeler. Roman. Donat-Verlag, 
Bremen 2012. Mit Zeichnungen von Peter 
Dangschat. 240 Seiten, 9 Abbildungen,  
14,80 Euro. ISBN 978-3-943425-10-9

Solange das Feuer brennt
Der Mann, der sich mit seinen Arbei-

ten an uns wandte, ist in höchstem 
Maße sensibilisiert – durch das Unrecht, 
das seinem Vater und ihm als Angehörigen 
des MfS nach 1989/90 widerfuhr, durch 
die Schicksalsschläge, die ihn und seine 
Familie trafen, durch existentielle Bela-
stungen, die ihn lange begleiteten, aber 
auch durch kraftspendende Solidarität und 
Hilfe anderer. 
Mit dem Schreiben hat er einen Weg der 
Prüfung und Auseinandersetzung gefun-
den und stellt nun seine im Selbstverlag 
produzierten Erzählungen und Romane der 
Öffentlichkeit vor. Er steht auch anderen 
Autoren zur Seite.
Detlef Mauch (55) ist ein in Ribnitz-Dam-
garten beheimateter Autor. Sein ungewöhn-
lich ausgeprägtes Vermögen, sich in das 
Fühlen anderer hineinzuversetzen, ist mit 
einem beeindruckenden natürlichen litera-
rischen und zeichnerischen Talent gepaart, 
das seine bisherigen Werke lesens- und 
nachdenkenswert macht. 
In der Erzählung „Solange das Feuer 
brennt“ (ISBN 978-3-9815554-5-5 / Preis 

10 Euro) widerspiegelt sich eine Eigenheit, 
die wohl schon immer zu ihm gehörte: sein 
Geist des Aufbegehrens. Er unterwirft 
sich nicht. Er steht zu seiner Vergangen-
heit und hat doch so viele Fragen … Einige 
davon stellt er seinem Vater und plötzlich 
wird, als sie eines Abends gemeinsam am 
offenen Feuer sitzen, alles wieder wachge-
rufen, was ihrer beider Leben ausmachte. 
Das Feuer brennt lange, bis in die Nacht. 
Es wirft seinen Schein auf einen langen 
Weg mit Erfolgen und Niederlagen, Mut 
und Verzagen, Gemeinschaft und Verein-
zelung. Am Ende aber bleiben der Stolz 
und die Überzeugung, einer guten Sache 
gedient zu haben. Sie sind nicht immer 
einer Meinung, auch nicht in der Beurtei-
lung mancher politischen oder philosophi-
schen Frage. Hier bleibt der Autor mitunter 
in einer eher naturbezogenen Sicht stek-
ken, ohne den Fundus des Klassikerwis-
sens zu Rate zu ziehen.  –  Doch das Buch 
ist ein offenes Bekenntnis zur DDR. Der 
Autor setzt damit nicht nur seinem Vater 
ein Denkmal, sondern ermutigt auch alle 
früheren Mitarbeiter des MfS, sich dem 

gegnerischen Kesseltreiben zu widerset-
zen. Es offenbart zudem das Innenleben 
eines Menschen, das reicher an Mitgefühl, 
Hilfsbereitschaft und Wertschätzung für 
andere nicht sein kann. 
In „Keine Tränen, wenn ich weine“, „Das 
zweite Leben“ und „Vierzig Wochen und 
neunzig Tage“ schildert er das Schicksal 
und die außergewöhnliche Biographie 
einer schwerbehinderten Frau, mit der er 
inzwischen verheiratet ist. Gemeinsam 
haben sie eine kleine Tochter. Sein neuestes 
Buch „Schau Mama, ich kann gehen“ hat 
Detlef Mauch dem Europäischen Protesttag 
zur Gleichstellung behinderter Menschen 
gewidmet. Es ist ein berührendes Zeugnis 
vom Kampf zweier Menschen um gesell-
schaftliche Akzeptanz und Unterstützung 
und von der Kraft einer Liebe, die Unmög-
liches zu leisten imstande ist.

Bruni Steiniger

Alle Bücher erhältlich im Direktbezug: Det-
lef Mauch, Körkwitzer Weg 54 a, 18311 
Ribnitz-Damgarten, Tel. 0 38 21/70 64 52, 
E-Mail mauch-ramona@t-online.de
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Ein Klassentreffen der besonderen Art
Klassentreffen haben ja derzeit Hochkon-
junktur. Hier soll allerdings von einer Begeg-
nung berichtet werden, die in ihrer Art 
zweifellos Seltenheitswert besitzen dürfte. 
Am 13. Oktober kamen Schüler der seiner-
zeitigen Grundschule Kriebitzsch mit mir – 
ihrem damaligen Klassenleiter – in einem 
Meuselwitzer Hotel zusammen, um mei-
nen 90. Geburtstag nachzufeiern. Ich war 
dort zwischen 1946 und 1949 als Neulehrer 
tätig und habe die damals 10- bis 11jähri-
gen – heute sind sie 77 und 78 – unterrichtet.
Obwohl die Zusammenkunft für mich nicht 
nur ein Höhepunkt meines Lebens, sondern 
zugleich auch recht strapaziös war, gelang 
es mir, aus diesem Kreis einen weiteren 

ständigen „RotFuchs“-Bezie-
her – den 58. von mir „Ange-
worbenen“ – zu gewinnen!
Als ich im Verlauf des 
Treffens dann auch noch 
eine Geschichte aus mei-
ner „Feder“, die Teil eines 
demnächst im GNN-Ver-
lag erscheinenden Buches 
sein wird, vorlas, bestell-
ten gleich drei weitere „Ehe-
malige“ den Titel. Er lautet: 

„DDR – unser Leben“. 

Mit fuchsroten Grüßen,
Helmuth Hellge

Brillant, aber anders 
Das Alexandrow-Ensemble gastierte wieder in Berlin 

Wenn die berühmte Truppe zum Konzert 
lädt, sind vollbesetzte Säle sicher. So 

auch am 14. Oktober im Berliner Admirals-
palast, wo das „Akademische Ensemble für 
Gesang und Tanz namens A. W. Alexandrow“ 
zwei Vorstellungen gab. Noch im Som-
mer vergangenen Jahres hatte Oberst 
Leonid Malew, der militärische Leiter 
des Ensembles, gegenüber der Mos-
kauer ND-Korrespondentin zum Aus-
druck gebracht, eigentlich über seinen 
mehrfach fehlgeschlagenen Herzens-
wunsch nicht reden zu wollen: „ein neues 
Konzert in Berlin, möglichst auf dem 
Gendarmenmarkt“. Ob für einen Auf-
tritt an geschichtsträchtiger Stelle in 
der Mitte Berlin nur Sponsoren fehlten, 
wie ND-Korrespondentin Irina Wolkowa 
die Eindrücke Oberst Malews damals 
wiedergab, ist nicht bekannt. Denkbar 
erscheint jedoch, daß die BRD-Regierung 
und die Senatoren des Berliner Bürger-
meisters Klaus Wowereit nur ungern an 
das triumphale Konzert des Ensembles 
der siegreichen Roten Armee erinnern wür-
den, das 1946 inmitten der Ruinen des Gen-
darmenmarktes stattfand.
Wenn die lange erwartete Aufführung nun 
auch nicht vor historischer Kulisse statt-
fand, so muß dennoch zumindest erwähnt 
werden, was einige Zuschauer im Programm 
des Ensembles vermißten: Das Lied „Der 
Heilige Krieg“, dessen Noten von Alexan-
der Alexandrow (1883–1946), dem Grün-
der und Namensgeber des Gesangs- und 
Tanzensembles der Roten Armee, stammen. 
„Wstawai, strana ogromnaja, swjaschtschen-
naja woina“ – „Steh auf, du Riesenland, zum 
Heiligen Krieg“ geht der 1941 von Wassili 
Lebedew-Kumatsch nach den Überfall der 
faschistischen deutschen Wehrmacht auf 
die Sowjetunion verfaßte Text. Das Lied, 
das seine Uraufführung einst vor dem Belo-
russischen Bahnhof in Moskau erlebte, als 
Freiwillige der Roten Armee an die Front 

verabschiedet wurden, erklang ab Herbst 
1941 jeden Morgen im sowjetischen Rund-
funk. Deshalb ist es noch heute eine der 
Attraktionen des Alexandrow-Programms, 
obwohl die gesellschaftlichen Verände-

rungen seit Auflösung der UdSSR auch an 
diesem Ensemble nicht spurlos vorüberge-
gangen sind. In Rußland stehen Zuschauer 
wie eh und je bei den ersten Takten spontan 
auf und singen mit. Sollte es eine Geste des 
„guten Willens“ sein, daß die künstlerische 
Leitung es nun beim Berliner Auftritt aus 
dem Programm herausnahm? Etwa als Bei-
trag zur „Stärkung der freundschaftlichen 
Beziehungen zwischen beiden Ländern“, wie 
es in der Konzertankündigung hieß?
Im Saal jedenfalls warteten die russischen 
oder die des Russischen mächtigen deut-
schen Zuschauer geradezu darauf, die 
bekannteren Volksweisen von „Entlang 
der Wolga“ über „Kalinka“ bis „Katjuscha“ 
leise oder inbrünstig mitsingen zu können. 
Gute Laune war unter dem auch altersmä-
ßig gemischten Publikum während des mehr 
als zweistündigen Programms zu spüren, in 
dem das Ensemble seinen bunten Reigen aus 

Gesangs- und Tanzdarbietungen über die 
Bühne ziehen ließ. Leider bot der Admirals-
palast den wunderbar feurigen und akro-
batischen Tänzerinnen und Tänzern viel 
zu wenig Raum. Dennoch gelang es den 120 

Mitwirkenden glänzend, das Verspre-
chen auf der Website des Ensembles 
einzulösen, alle der Einladung Folgen-
den durch die Geschichte Rußlands zu 
führen, dem deutschen Publikum dabei 
„eine Entdeckungsreise“ und den russi-
schen Zuschauern ein „Wiedererleben 
der gemeinsamen Vergangenheit“ zu 
bieten.
Igor Rajewski ist seit vier Jahren 
künstlerischer Leiter und Dirigent des 
Ensembles, das von Alexander Alex-
androw schon 1928 als Chor mit zwölf 
Soldaten gegründet wurde und bald 
ähnlichen Weltruhm wie das Bolschoi-
Ballett errang. Alexandrow hat 1944 
übrigens auch die Hymne der Sowjet-
union komponiert, die 2000 mit geän-
dertem Text wieder in der Russischen 

Föderation eingeführt wurde. 
Daß die heutigen Darbietungen des 
Ensembles auch die politischen Widersprü-
che in diesem Land und dieser Zeit wider-
spiegeln, zeigte sich gleich zu Beginn des 
Konzerts, als der Chor die BRD-Staatshymne 
in deutscher Sprache sang. Die Mehrheit 
im Saal stand beim Deutschlandlied nur 
zögerlich auf, einige wenige applaudierten. 
Als dann aber die russische Hymne erklang, 
erhoben sich auch jene, die zuvor sitzenge-
blieben waren, von ihren Plätzen. Für einen 
meiner Nachbarn war es die Achtungsbezeu-
gung vor der konsequenten Haltung Mos-
kaus zur Verhinderung eines NATO-Krieges 
gegen Syrien, während eine in der DDR auf-
gewachsene Zuschauerin, die sich von der 
Kohl-Republik vereinnahmt sieht, damit ein 
Gefühl innerer Befreiung verband. „Das ist 
die einzige Möglichkeit, hier unsere Haltung 
zu zeigen“, sagte sie mir. Jürgen Heiser

Im September 1948 sang Viktor Nikitin im zerstör-
ten Berlin und im verwüsteten Dresden in deut-
scher Sprache das „Heideröslein“.
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Griff in die literarische Schatztruhe (2)
Einst erfolgreiche DDR-Schriftsteller dem Vergessen entreißen!

Fritz Erpenbeck, Jahrgang 1897, sparte 
sich nach seiner Maschinenschlos-

serlehre Geld für das Schauspielstudium, 
wurde Mime, Dramaturg, Theaterkriti-
ker und schließlich Literat. Seine Bühnen-
laufbahn führte ihn u. a. an das Berliner 
Lessing-Theater. Seit 1929 war er Journa-
list und ab 1931 Chefredakteur der ihrem 
Namen gerecht werdenden Zeitschrift 
„Roter Pfeffer“. Seine Autorenlaufbahn 
begann er mit dem pathetischen Drama 
„Andreas Hofer“. Erpenbeck schrieb poli-
tisch-satirische Stücke, Songs und Sket-
che. Sein Kriegstagebuch „Aber ich wollte 
nicht feige sein“ (1934) galt als die beste 
Antikriegserzählung. Von 1933 bis 1935 
gab er zusammen mit F. C. Weiskopf in Prag 
die Arbeiter-Illustrierte-Zeitung (AIZ) her-
aus. Als deren Sonderkorrespondent reiste 
Erpenbeck 1935 nach Moskau, wo er dann 
zehn Jahre mit seiner Frau, der Schrift-
stellerin Hedda Zinner, lebte. Dort arbei-
tete er für die Zeitschriften „Das Wort“ und 
„Internationale Literatur. Deutsche Blätter“. 
In Moskau erschienen auch seine Erzähl-
bände „Deutsche Schicksale“ und „Kleines 
Mädchen im großen Krieg“ sowie seine 
Romane „Gründer“ (1940) und „Emigranten“. 
Der zweite Titel kam 1965 in Berlin heraus.
Im April 1945 zählten Erpenbeck und Zin-
ner zu den ersten, die in das zerstörte 
Berlin zurückkehrten. Erpenbeck grün-
dete die Monatsschrift „Theater der Zeit“, 
deren Redaktion er zehn Jahre leitete, und 
zugleich den „Theaterdienst“, der ebenfalls 
in seiner Regie lag. Als Theaterkritiker 
setzte er in der Nachkriegszeit Maßstäbe. 
Erpenbeck wurde 1959 zum Chefdrama-
turgen der Volksbühne berufen. Seine Sam-
melbände „Lebendiges Theater“ und „Aus 
dem Theaterleben“ (1959) sind Zeugnisse 
dieser Anfänge. Sie berichten von Erfolgen 
und Problemen der Schauspielkunst jener 
Jahre. Theater-Anekdoten wußte er unter 
dem Titel „Vorhang auf“ zu erzählen. Der 
Autor wandte sich auch dem Genre der Kri-
minalliteratur zu und legte sechs Romane 
vor, darunter „Pension Boulanka“, „Tödliche 

Bilanz“, „Nadeln im Heu“ und „Der Tote auf 
dem Thron“. 
Fritz Erpenbeck starb am 7. Januar 1975 
und wurde auf dem Dorotheenstädtischen 
Friedhof bestattet. Die Straße in Berlin-Nie-
derschönhausen, in der er wohnte, benannte 
die Stadt nach ihm. Drei Jahre später wurde 
aus dem Nachlaß der Roman „Der Tüchtige“ 
veröffentlicht, den sein 1942 geborener Sohn 
John, ebenfalls ein profilierter Autor, bear-
beitet hatte. Auch John Erpenbecks Toch-
ter Jenny – geboren 1967 – die Enkelin Fritz 
Erpenbecks und Hedda Zinners – wies sich 
als erfolgreiche Schriftstellerin aus. Ihre 
Bücher sind bisher in sechzehn Sprachen 
erschienen und wurden mehrfach ausge-
zeichnet. 
Der Arbeiterschriftsteller Hasso 
Grabner (geb. 1911) stammte aus 
Leipzig, absolvierte eine Buchhänd-
lerausbildung und begann früh zu 
schreiben. Wegen antifaschistischen 
Widerstandes wurde er neun Jahre 
ins Zuchthaus Waldheim geworfen 
und anschließend in das Konzentra-
tionslager Buchenwald eingeliefert. 
1942 zwang man ihn in das als Him-
melfahrtskommando berüchtigte 
Strafbataillon 999. Nach 1945 war 
Grabner an leitender Stelle im Braun-
kohlenkombinat „Schwarze Pumpe“ 
tätig. Nachts schrieb er Artikel, Sket-
che und „lyrische Versuche“. Er war 
Rundfunkintendant, Wirtschafts-
funktionär und seit 1958 freischaf-
fender Schriftsteller. Der Lyriker, 
Erzähler, Hörspiel- und Fernsehau-
tor lebte zuletzt in Werder bei Pots-
dam. Hasso Grabner verstarb mit 64 
Jahren am 3. April 1976. Er war mit 
der Schriftstellerin Dr. Sigrid Grab-
ner verheiratet, die u. a. eine Gandhi-
Biographie, den Roman „Christine. 
Rebellin auf Schwedens Thron“ und 
den Erinnerungsband „Jahrgang 42. 
Meine Leben zwischen den Zeiten“ 
vorlegte. –  Hasso Grabner blieben 
nur zwei knappe Jahrzehnte, in denen 

er zunächst drei Lyrikbände veröffentlichte: 
„Fünfzehn Schritte gradaus“ (1958) enthielt 
die Gedichte des Häftlings und 999ers. Zu 
seinem Schaffen gehören sechs Erzählun-
gen und das Kinderbuch „Anka und der 
große Bär“ (1969). Herausragend waren 
die Romane „Geheimsache Norsk Hydro“ 
(1966), „Die Zelle“ (1969), „Makedonisches 
Duell“ und „Kopfsteinpflaster“ (beide 1973). 
Darin berührte der Autor „heiße Eisen“ sei-
ner Zeit. Zu seinem Werkverzeichnis zählen 
Hörspiele, die beiden Fernsehspiele „Wer 
verschenkt schon einen Sieg?“ (1961) und 
„Sacco und Vanzetti“ (1963) sowie sein 1961 
herausgekommener Spielfilm „Die Entschei-
dung des Dr. Arendt“. Dieter Fechner

Herzliche solidarische Grüße gehen an unsere fortan 85jährigen Heinz Ahlig (3. 12.) aus Heringen/Helme, Christa Riemer (26. 12.) 
aus Güstrow und Jasper Oelze (31. 12.) aus Berlin.
Zum 80. Geburtstag wünschen wir Dr. Gerhard Peine (14. 12.) aus Rostock, dem Berliner Arbeiterschriftsteller und RF-Autor Klaus 
J. Hesse (19. 12.) und Helga Glauer (29. 12.) aus Lutherstadt Wittenberg von Herzen alles Gute. 
In fester Verbundenheit gratulieren wir den künftig 75jährigen Hans Gärtner (8. 12.) aus Bestensee, Klaus Geißler (10. 12.) aus 
Plattenburg, Heinz Kaufmann (23. 12.) aus Zeuthen und Werner Bandomir (30. 12.) aus Wismar.
Zum 70. Geburtstag senden wir unseren Gruß und Glückwunsch an Klaus-Peter Schröder (20. 12.) aus Roßlau, Klaus Fischer 
(21. 12.) aus Magdeburg und Erhard Fritza (30. 12.) aus Kapellendorf.
Unsere herzliche Gratulation zum 65. Geburtstag am 19. Dezember gilt Jürgen Mehner aus Königswartha.
Wie immer steht auch diesmal der „Nachwuchs“ bereit: In die Reihen der 60jährigen rücken Klaus Peters (16. 12.) aus Tötenitz und 
Brigitte Streicher (17. 12.) aus Dortmund auf. – Maximale Gesundheit!

Auch alle anderen Geburtstagskinder des Monats sind in diesen Glückwunsch eingeschlossen.

Der „RotFuchs“ gratuliert den Jubilaren des Monats Dezember.
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Helm ab zum Gebet!
Vor einiger Zeit predigte ein Feldgeistlicher 
der Bundeswehr im Rundfunk. Es war der 
Gipfel der Verlogenheit und Heuchelei. Ich 
habe seine Worte etwas verändert, um der 
Wahrheit näher zu kommen.

Ja, meine Arbeit ist für die Soldatin-
nen und Soldaten besonders wichtig. 

Dabei kommt es mir zunächst darauf an, 
den Kameradinnen und Kameraden eines 
klarzumachen: Jesus, unser Herr, kam 
nicht mit Waffen daher, sondern als Hei-
land des Friedens, als Friedensführer und 
Friedensstifter. Und genau so müssen die 
Soldatinnen und Soldaten ihre Aufgabe als 
eine friedensstiftende Mission betrach-
ten. Natürlich ist das gefährlich, denn bei 
dieser Friedensarbeit wird nun mal auch 
geschossen. Aber, das müssen die Solda-
tinnen und Soldaten wissen, sie handeln 
nach dem Willen Gottes, deshalb sollen sie 
erhobenen Hauptes in den mörderischen 
Friedenskampf gehen. Und sie sollen ihr 
Haupt, so will es Gott, mit einem Stahlhelm 
bedecken, damit in dieses nichts hinein-
geht und nichts herauskommt.
Es gibt für mich viele Aufgaben bei der 
geistlichen Betreuung der Kameradin-
nen und Kameraden. Manche von ihnen 
sehen vielleicht Afrika oder Afghanistan 
das erste Mal, erleben dieses schreckli-
che Elend. Da muß ich ihnen den Trost 
des Herrn vermitteln, ihre Seele stärken: 

Alles ist Gottes Wille, und es gab nun ein-
mal immer reiche und arme Länder, Satte 
und Hungernde. Gewiß, in der armen Welt 
stirbt alle fünf Sekunden ein Kind hun-
gers; aber wird das nicht wenigstens zum 
Teil in der westlichen christlichen Werte-
welt gutgemacht? Gerade zu Weihnachten 
erfreuen uns dort doch unzählige leuch-
tende Kinderaugen, die angesichts der 
fürsorglichen Geschenke, der Computer, 
Mopeds, Superhandys, Lagerfeldkleidung 
und Bankkonten heller strahlen als der 
Weihnachtsbaum.
Gewiß, manche Soldatinnen und Solda-
ten werden unter dem stählernen Heili-
genschein doch ein wenig nachdenklich 
sein, wenn sie ausgemergelte schwarze 
Körper sehen, all den Dreck und das Unge-
ziefer, die verschimmelten Behausungen, in 
denen nicht einmal eine klapprige Katze ihr 
Dasein fristen möchte. Sie werden traurig 
darüber sein, daß zwölfköpfige schwarze 
Familien in ein schwitziges Loch gepfercht 
sind, mit dürren Fingern nach den weni-
gen Reisklumpen im Blechnapf haschen, 
die sie mit einer Gier in ihre Münder stop-
fen, die schon an Verfressenheit erinnert. 
Das zu erleben ist hart für die Soldatin-
nen und Soldaten, gerade zu Weihnachten, 
dem Fest des Friedens, der Liebe und der 
Geschenke. Aber da kann ich sie daran erin-
nern, daß alles einen Sinn hat vor dem Auge 
des Herrn, der alles sieht, und die Kame-
radinnen und Kameraden sollen vor ihrem 
inneren Auge die Lieben daheim erblicken, 
wie sie beim Gänsebraten beten für den 
Frieden, für das Wohl der Ihren draußen 
in der Welt.
Ja, ich muß den Soldatinnen und Solda-
ten erklären, daß es dort viel Schönes 
und Bewahrenswertes gibt, das Gott uns 
geschenkt hat und das sie nun verteidigen 
und schützen müssen. Das ist die Aufgabe, 
die Gott den Frauen und Männern im Waf-
fenrock zugedacht hat. Sie sind sozusa-
gen Gesandte Gottes, weil Gott selbst und 
sein Sohn Jesus, unser Herr, ja ohne Waf-
fen daherkamen, als Friedensstifter. Nein, 
sie selbst rührten niemals eine Waffe an, 
keine Maschinenpistole, keine Landmine, 
keine Streumunition, keine Urangranate – 
Ölzweig und Palmwedel waren und sind 
ihre einzigen Waffen. Deshalb müssen ja 
die Soldatinnen und Soldaten die eigenen 
Waffen pflegen und putzen, damit sie stets 
einsatzbereit sind, besonders für den Fall, 
wenn Hungernde, wie in Somalia, zu Rebel-
len, schlimmer noch, zu Piraten werden, 
und das nur deshalb, weil westliche Flot-
ten vor ihren Küsten viele Fische fangen, 
die ja daheim für die christliche Festtafel 
unter dem Tannenbaum dringend benötigt 
werden. So gibt es viele wichtige Dinge, die 
ich den Soldatinnen und Soldaten erklären 
muß zur Vorbereitung auf ihre kriegerische 
Friedensstiftung. Und damit es wirklich 
hineingeht in ihr Haupt, bitte ich sie dann 
auch immer, den stählernen Hut abzuneh-
men: Helm ab zum Gebet! Für Kanzlerin, 
Gott und Ölkonzerne! Manfred Kubowsky 

Assoziation zu Picassos  
Friedenstaube

Die Botschaft, die die Feder bringt
Von sturmgetragnen Schwingen
Mit Worten, die der Tag umringt –
Mir schien, darin die Nacht versinkt –
Läßt uns den Frieden singen

Von Sehnsucht auf dem Erdenrund
Im Völkereinheitswillen,
Denn es gibt wahrhaft keinen Grund,
Nicht für Profit noch eine Stund’
Der Banken Durst zu stillen!

Kein Brandherd mehr mit Kriegsgeläut
Darf aus Intrigendunst
Nicht Herz noch Hirn zerstör’n erneut.
Wer Menschenrecht auf Frieden scheut,
Verliert des Lebens Gunst.

E. Rasmus

Im sozialistischen deutschen Staat 
genossen aufrechte Christen und 
Anhänger anderer Konfessionen, die im 
Kampf gegen Unrecht, Unterdrückung 
und faschistische Gewalt ein hohes 
Maß an Bekennermut und Standhaf-
tigkeit bewiesen, Ansehen und Wert-
schätzung. Gläubige Menschen und 
Atheisten zogen trotz unterschiedlicher 
Weltanschauungen an einem Strang. 
Der Sozialismus bot allen eine Heimat. 
Der Kommunist Ernst Thälmann und 
der Sozialdemokrat Rudolf Breitscheid 
wurden ebenso geehrt wie Pfarrer Paul 
Schneider, den die Faschisten 1939 im 
KZ Buchenwald ermordeten. Die DDR 
gedachte des aufrechten Geistlichen 
auch durch Herausgabe einer Sonder-
briefmarke.

Am 3. Dezember vollendet Genosse 

Jürgen Urbanek 
aus Ratingen sein 70. Lebensjahr. 
Gemeinsam mit seiner Frau Erika hat  
er dem „RotFuchs" in dessen Anfangs-
jahren ein hohes Maß an Solidarität 
und Unterstützung erwiesen.
Zu seinem Jubiläum übermitteln wir 
unserem verläßlichen Freund und För-
derer Grüße herzlicher Verbundenheit. 
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Archie und die Altersarmut

Von 1945 bis in die 50er Jahre und auch 
danach kann Archie – damals Jüng-

ling und Oberschüler – nur an ganz arme 
alte Tanten zurückdenken, die es von sei-
ner Geburtsstadt Breslau über Bautzen 
oder Prag nach Sachsen und Thüringen 
verschlagen hatte. Sie fristeten fast alle 
ein elendes Dasein, lebten von Kartoffeln 
und Quark, Brot und Marmelade, was 
auch nicht immer vorhanden war. Archie 
erinnert sich genau, wie er mit dem quiet-
schenden Rad und knurrendem Magen 
umherfuhr, um Gärten und Felder nach 
Eßbarem abzusuchen. 
Die Altersarmut dieser Frauen war 
dadurch bedingt, daß sie früher alle-
samt keinen Beruf erlernt hatten, „nur“ 
einkaufen gingen, den Haushalt führ-
ten und Kinder großzogen. Später muß-
ten sie in den Rüstungsbetrieben der mit 
Hitler liierten Großkapitalisten für kar-
gen Lohn schuften, gemeinsam mit nach 
Deutschland verschleppten Ausländern, 
die als Fremdarbeiter bezeichnet wur-
den. Ihre Männer waren vermißt, ver-
schollen oder gefallen – natürlich immer 
für „Führer, Volk und Vaterland“ auf dem 
„Felde der Ehre“. 
Die armen alten Frauen gingen später auf 
den abgeernteten Flächen Ähren lesen 
und liegengebliebene Kartoffeln sammeln. 
Das, was sie zusammengesucht hatten, 
schleppten sie mit wackligen Knien und 
schmerzendem Rücken in ihre beschei-
denen Quartiere. Meist trugen sie auch 
noch Holz auf dem Buckel, das sie zum 
Kochen brauchten. Die Belastungen waren 
wirklich ernorm. 
Mit der Zeit besserte sich die Lage hierzu-
lande und anderswo. Doch in jener schwe-
ren Nachkriegszeit nahm Archie viele alte 
Leute wahr, die verelendet, abgerissen 
und ohne Hoffnung dahinstarben. Das 
waren keineswegs nur Menschen, die ihre 
Heimat hatten verlassen müssen, sondern 
auch Alteingesessene, die sich als Knechte 
und Mägde für Großbauern krummge-
schuftet hatten, um am Ende als Dorfar-
mut verspottet zu werden. 
An solche frühen Erlebnisse wird Archie 
erinnert, wenn er an die Absurdität der 
Rente mit 67 oder gar 70 denkt. Vor ein 
paar Jahren wollte man die Menschen 

noch zur Frühberentung mit 60 über-
reden, damit sie nicht den Jüngeren die 
immer knappere Arbeit wegnähmen. Das 
war genauso absurd. 
Wenn es um Arbeit geht, vor allem um 
deren Bezahlung, scheinen die Regierun-
gen im Dienste des Kapitals – gleich wel-
cher parteipolitischen Farbe – total den 
Verstand verloren zu haben.

Als die DEFA aufgelöst wurde, flog Archie 
mit 56 aus dem Beruf. Er machte sich 
dann mit Bewerbungen ohne Ende regel-
recht zum armen Affen. Währenddessen 
saßen die reichen Affen auf der anderen 
Seite des Tisches. In Sätzen, die mit Häme 
gespickt waren, nannten sie ihn „über-
qualifiziert“. Auch sei er als Dramaturg 
und Lektor ein „Ideologieträger des kom-
munistischen Regimes“ gewesen, einer 
aus der „falschen Elite“. 
Archie erwiderte darauf, daß es in seinen 
Augen nur gute oder schlechte Drama-
turgie gäbe. Die zweite Art könne man ja 
heutzutage allenthalben am Bildschirm 
erleben. Manchmal fehle allerdings auch 
jegliche Dramaturgie, so daß in den blu-
tigen Fließbandkrimis am Ende offen 
bleibe, wer eigentlich wen und warum 

erschossen oder erstochen habe. Hier 
war dann das Vorstellungsgespräch 
meist beendet. Verlage, bei denen Archie 
anfragte, führten nur selten persönliche 
Gespräche mit ihm. Da wurde ihm bereits 
am Telefon bedeutet, weder ein Buchhaus 
noch ein Theater der BRD dürften an sei-
nem Mittun interessiert sein. 
Als er merkte, daß die Willkür Methode 
hatte, gab er es auf, sich lächerlich zu 
machen. Sicher hätte er gern bis 67 oder 
gar 70 gearbeitet, wenn er seine beruf-
lichen Fähigkeiten hätte einsetzen kön-
nen, um nicht bei einer so knappen Rente 
zu landen, wie er sie jetzt bezieht. Sie 
schließt Konzert- und Theaterbesuche 
fast gänzlich aus und gestattet es ihm 
kaum noch, sich in ein Restaurant zu 
setzen. Auch Einkaufen ist für seines-
gleichen nur bei den Billig-Milliardären 
ALDI und Lidl angesagt. Reisen kann er 
– wenn überhaupt – nur noch pauschal. 
Weit schlechter ergeht es unzähligen frü-
heren DDR-Bürgern, was in der reichen 
BRD keinen schert.
Jahrgänge, denen es aber objektiv gar 
nicht möglich sein wird, eine „durchgän-
gige Erwerbsbiographie“, wie das heute 
heißt, nachzuweisen – darunter auch 
Archies Kinder –, sind noch viel ärger 
dran. 
All das hat Archie vom Gefühl her noch 
nicht bewältigen können. So tauchen in 
seinen Alpträumen oft Situationen auf, in 
denen er als unerwünschter Outsider stig-
matisiert oder als Emigrant im eigenen 
Land betrachtet wird. Auch die eingangs 
erwähnten armen alten Frauen sieht er 
bisweilen im Schlaf, nur daß sie jetzt 
in Mülltonnen wühlen, im Abfall nach 
Pfandflaschen suchen oder zur „Tafel“ 
schleichen. Bei einigen Eskimo-Stämmen 
wurden solche unnützen Esser einfach 
auf eine Eisscholle gesetzt. Rente mit 67 
– das ist gewissermaßen die Eisscholle 
dieser Ära.  Manfred Hocke

Ein Rotfuchs aus Kanada
Der hier abgebildete Rotfuchs befand sich 
auf dem Umschlag einer aus der kanadi-
schen Provinz Ontario bei uns eingetroffe-
nen Sendung. Diese enthielt die „Deutsche 
Rundschau“ – eine in Kanada erscheinende 
bürgerliche Zeitung –, die uns im Austausch 
mit dem RF regelmäßig zugeht.
Wir danken Chefredakteur Juri Klugmann 
und seiner Gattin für diese liebenswürdige 
Geste der Toleranz.

Allen Leserinnen und Lesern
– den seit langem engagierten wie 
den neu hinzugekommenen, den 
Enthusiasten wie fairen Kritikern – 
wünschen wir erholsame Feier-
tage und ein maximal gesundes, 
von Beharrungsvermögen, Wider-
standswillen und Mut geprägtes 
Neues Jahr.

     Bitte beachtet: 
Der Versand der RF-Ausgabe Nr. 180 
erfolgt erst am 4. Januar.

▲
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Leserbriefe an
RotFuchs

Hallo, liebe „RotFüchse“! Ich habe eine Bitte an 
Euch: Würdet Ihr mir, einem Schüler ohne eigenes 
Einkommen, einen seit langem gehegten Wunsch 
erfüllen? Ich hätte so gerne eine DDR-Fahne aus 
Polyester. Ich weiß, daß es so etwas in Berlin bei 
Mondos Arts in der Schreinerstraße für etwa fünf 
Euro gibt. Leider kommen gepfefferte Versandkosten 
hinzu. Mein Geld geht immer für Lernmittel, Fotoko-
pien u. ä. weg, was Vorrang hat. Da meine Familie 
leider erwerbslos ist, kann sie mir nur wenig geben. 
So würde ich mich riesig freuen, wenn mir jemand 
vom „RotFuchs“ meinen Wunsch erfüllen könnte. 

Raymond Zöllner, Grubenstraße 21, 
37276 Meinhard

14 Tage vor der Kanzlerin waren wir in Griechen-
land – auf Rhodos. Da das Land zum Zentrum der 
europäischen Kapitalismuskrise geworden ist, habe 
ich das Hotelpersonal dazu befragt. 
Der erste Schock trat zu Saisonbeginn ein, als 
die Buchungen im Ergebnis der Griechenland 
diffamierenden Polemik um 60 % zurückgingen. 
Die Leute fürchteten um ihre Arbeitsplätze. Im 
Sommer normalisierte sich dann allmählich die 
Situation. Ab Januar 2013 wird der schwerste Schlag 
erwartet: Den Hotelangestellten werden die sonst 
als Überbrückung gezahlten Arbeitslosengelder 
von 300 Euro monatlich bis einschließlich April 
gestrichen. „Wir hoffen, daß wir irgendwie durch-
kommen“, sagte mir die Frau an der Rezeption in 
fließendem Deutsch.
Nachdem ich einige Nächte schlecht geschlafen 
hatte, erlebte ich auf Rhodos doch noch etwas sehr 
Erfreuliches. In einem Pelzgeschäft lernte ich Theo 
kennen. Als Flüchtlingskind der Bürgerkriegsjahre 
wuchs er in einem Heim in Radebeul auf und wurde 
bei Brühl-Pelz in Leipzig zum Kürschner ausgebil-
det. Noch heute spricht er voller Dankbarkeit von 
der solidarischen Hilfe der DDR. Vom „RotFuchs“ 
hatte er bereits gehört. So bat er mich, alle Leser zu 
grüßen. Ich kann nur sagen: Griechen wehrt Euch, 
laßt Euch von den Friedensnobelpreisträgern der 
EU nicht erdrosseln! Joachim Spitzner, Leipzig

Vor gut einem Jahr nahmen wir von unserem treuen 
Mitstreiter Horst Zimmermann Abschied. Obwohl 
hochbetagt, blieb das Gründungsmitglied der 
RF-Regionalgruppe Cottbus bis zuletzt aktiv. Als 
Kriegsgefangener hatte er sich auf einer sowjeti-
schen Antifa-Schule das politische Rüstzeug für 
sein späteres Wirken in der DDR erworben. Er 
wurde Ingenieur-Ökonom und war in leitenden 
Industriepositionen tätig. Sein tiefes Verständnis 
des Marxismus-Leninismus ließ ihn auch 1989/90 
nicht wanken. Für Horst Zimmermann, der zur 
Kommunistischen Plattform der PDL gehörte, gilt 
das Wort: Der Mensch lebt eigentlich zweimal – 
einmal im tatsächlichen Leben und einmal in der 
Erinnerung anderer. Unsere Regionalgruppe hält 
sein Andenken in Ehren.

Sebastian Zachow-Vierrath, Cottbus

Auch wenn es mich gesundheitlich tüchtig erwischt 
hat, lese ich den „RotFuchs“ wie bisher und will 
Euch – auf Grund der Umstände zeitlich etwas 
verzögert – meine Meinung zur Behandlung 
von „Topas“ durch Dietmar Bartsch (August-RF) 
sagen. Zunächst möchte ich Rainer ganz herzlich 
grüßen. Das Leben der Kundschafter und jener 
Genossen, welche zu ihnen Kontakt hielten, war 
bedauerlicherweise nicht nur von Erfolgen, son-
dern auch von Enttäuschungen geprägt. Einige 
wurden verraten und mit ihren Familien schweren 
Belastungen ausgesetzt. Jene hatten Glück, deren 
Führungsoffiziere solidarisch handelten. Gabriele 
Gast und viele andere mußten Haft- und Geld-

strafen auf sich nehmen.Auch uns traf es. Erst 
wurde der Klarname meines Mannes preisgege-
ben, dann erhielt er vom Karlsruher Gericht eine 
Geldstrafe und die Androhung von sechs Monaten 
Beugehaft wegen Aussageverweigerung. Da wir 
uns beide einig waren, um keinen Preis Verrat 
zu üben, blieb nur der Gang ins Gefängnis. Am 
Tag des Haftantritts erfuhr mein Mann von seiner 
Krebserkrankung. Unser Rechtsanwalt, der PDL-
Landtagsabgeordnete Klaus Bartl – ein wahrer 
Linksanwalt! – hat uns solidarisch begleitet. Die 

„Quadratur des Kreises“ gelang: Mein Mann sagte 
aus, ohne jemanden zu verraten. 
Auch wir erlebten leider einige „Bartschs“. Anderer-
seits erfuhren wir von der Basis viel Unterstützung. 
Aus eigenem Erleben empfinde ich Hochach-
tung vor allen Kundschaftern, die Haft riskieren, 
Strafen einkalkulieren und familiäre Belastungen 
ertragen mußten. 
Unser „zweites Leben“ dauerte mehr als zwei 
Jahrzehnte. Angesichts der Niederlage sind wir 
weder verbittert noch deprimiert. Es war nicht viel, 
vielleicht auch nicht genug, aber wir haben mit 
dazu beigetragen, den Frieden zu erhalten und 
manche politische Entscheidung zu beeinflussen.

Gisela Birkner, Limbach-Oberfrohna

Zum Leitartikel „Nägel mit Köpfen“ möchte ich 
Klaus Steiniger gratulieren. Der Beitrag ist von 
großer Bedeutung für das Zustandekommen einer 
einheitlichen Front der Linkskräfte. Er hat recht: Es 
besteht keine revolutionäre Situation, solange das 
System ein Mindestmaß an Lebensunterhalt sichern 
kann – egal, mit welchen Mitteln. Hinzu kommen 
ein Propaganda-Tsunami an Desinformationen 
und die Gehirnwäsche der Medien. Sie machen 
aus intelligenten, zum Denken fähigen Menschen 
gehorsame Zombies. Die USA und die BRD sind  
dabei die Vorreiter.
Höchste Wachsamkeit ist geboten, um zu ver-
hindern, daß ein möglicherweise entstehendes 
Machtvakuum vom Faschismus ausgefüllt wird.

Dr. Vera Butler, Melbourne

Der Oktober-Leitartikel Klaus Steinigers hat mich 
persönlich berührt, weil ich einen weiteren Weg 
als die meisten von Euch, liebe Genossen, hinter 
mir habe. Deshalb ist die Öffnung, für die der 

„RotFuchs“ so überzeugend plädiert, wichtig und 
richtig. Für mich, einen vom Jahrgang 1937, der 
wesentlich durch die Adenauer-Ära geprägt wurde, 
bringt der „RotFuchs“ mit seinen Berichten über 
das Alltagsleben in der DDR und anderen Artikeln 
wichtigen Nachhilfeunterricht. Meinen politischen 
Standort habe ich inzwischen in der PDL gefunden. 
Mit Dank und solidarischen Grüßen 
                             Dr. Manfred Lotze, Hamburg

Im Oktober sprach Dr. Peter Kirchner, ehemals 
Vorsitzender der Jüdischen Gemeinde Berlin, bei 
uns zum Thema „Neonazismus und Antisemitismus“. 
Die Veranstaltung der RF-Regionalgruppe war 
durch profunde Sachkenntnis des Referenten und 
dessen objektive Bewertung der vielschichtigen 
Problematik von großem Nutzen. Erörtert wurden 
u. a. das Bemühen der DDR, den Antisemitismus 
auszumerzen und zugleich Israels Politik gegenüber 
den Palästinensern zurückzuweisen; die nahtlose 
Übernahme berüchtigter Antisemiten wie Dr. Hans 
Globke in politische Führungspositionen der frühen 
BRD; die seit Jahrzehnten andauernde Entrechtung 
der palästinensischen Bevölkerung durch Israels 
Regierende; Tel Avivs Siedlungspolitik im Westjor-
danland und Teilen Jerusalems; die bedingungslose 
Verteidigung seiner Politik durch offizielle Kreise 
und Medien der BRD; die Diffamierung berechtigter 
Kritik an Israel, nicht zuletzt durch den Zentralrat 
der Juden in Deutschland. 
Dr. Kirchner sei für sein überzeugendes Auftreten 
gedankt. Dr. Gerhard Ferchland, Bernau

Seit Eintritt in das Rentenalter befasse ich mich mit 
der Zeit nach 1945 in BRD und DDR. Ich habe jetzt 
ein anderes Bild über diese Periode als noch vor 

fünf Jahren. Per Zufall hörte ich dieser Tage eine 
Kindersendung auf NDR-Info. Ich bin fassungslos, 
daß man 22 Jahre nach Herstellung der staatlichen 
Einheit Deutschlands Kindern im Alter von sieben 
bis dreizehn Jahren ein solches DDR-„Bild“ ver-
mittelt. Warum tun die Medien so etwas? 

Johann Weber, Ruhstorf (Niederbayern)

Der flotte Sprücheklopfer, SPD-Kanzlerkandidat 
Peer Steinbrück verlangt von seiner Partei „mehr 
Beinfreiheit“. Freilich, ein Kapitalisten-Lakai und 
Hartz-IV-Einpeitscher wie er hat sie nötig.

Günther Röska, Leipzig

33 Genossinnen und Genossen, die ehrenamtlich 
das Erscheinen unserer Zeitschrift gewährleisten 
und sicherstellen, daß sie immer pünktlich in 
den Briefkästen der RF-Leser liegt, folgten einer 
Einladung des Ehepaars Ingrid und Siegfried 
Beuster aus Parstein. In der Bölkendorfer Gast-
stätte „Bauernstübchen“ wurde das Geschenk der 
Gastgeber – ein frisch gegrilltes 40-kg-Schwein, 
das zuvor drei Tage in Rotwein gelegen hatte, mit 
Genuß verzehrt. Siegfried Beuster war zu DDR-
Zeiten LPG-Vorsitzender. Das großzügige Angebot 
löste beim RF-Vertriebskollektiv Begeisterung aus. 
Wir danken unseren Gastgebern für diese Geste 
der Freundschaft. Klaus Baunack, Berlin

Horst Joachimi hat ein Buch unter dem Titel 
„Unschuldig schuldig oder die langen Schatten der 
Geschichte“ geschrieben. Das Drama beginnt bereits 
1939, als der Vater durch eine Kriegsverletzung sein 
Leben verliert. Die Mutter stirbt 1944 an Tuberku-
lose, und die Kinder – Christin und Franzi – werden 
infolge der durch die Hitlerbarbarei ausgelösten 
Vertreibung aus der Tschechoslowakei für lange 
Zeit getrennt. Christin verschlägt es als gerade 
Achtjährige nach Mecklenburg, während ihr Bruder 
bei tschechischen Pflegeeltern in Böhmen bleibt.
Da ich Zeitzeuge von acht Jahrzehnten des            
20. Jahrhunderts und über einem Dezennium des 
21. Jahrhunderts bin, den Beginn des Zweiten 
Weltkrieges bereits bewußt erlebte, um dann seit 
1942 selbst durch dessen Hölle gehen zu müssen, 
hat mich dieses Buch sehr beeindruckt. Es weist 
eindeutig nach, was Richard von Weizsäcker in 
zwei historischen Reden zum Ausdruck brachte: 

„Alles begann am 30. Januar 1933“ und „Der 8. Mai 
ist für das deutsche Volk der Tag der Befreiung“.

Dr. Lothar Poppe, Leipzig

Dem Urteilsvermögen von Dr. Steiniger vertrauend 
glaube ich gerne, daß sich die Melbourne Peace 
Memorial Unitarian Church durch Aktionen gegen 
Ausbeutung und Krieg hervortut, wie er in seinem 
Beitrag „Das weite Herz der Unitarier“ berichtete.
Es sei aber davor gewarnt, diese hervorragende 
Grundhaltung auf die deutschen Unitarier zu über-
tragen. Ich bin ein „Freireligiöser“ ohne Anbindung 
an eine Kirche oder Sekte und stieß bei meiner 
Suche nach Gleichgesinnten schon früh auf die 
Unitarier. Dabei erfuhr ich: Herbert Böhme, Erster 
Sprecher der Unitarier seit 1947, war auch Gründer 
einer Deutschen Unitarier-Jugend, die sich 1952 
mit der Reichsjugend und dem Vaterländischen 
Jugendbund zur rechtsextremen Wiking-Jugend 
– der Bewahrerin des „Erbes“ der Hitlerjugend 
– zusammenschloß. Ihn löste ein „Geistiger Rat“ 
ab, dessen Leitung das frühere NSDAP-Mitglied 
Friedrich Schöll übernahm. 

Herbert Eckhoff, Geislingen

Zweifelsohne befinden wir uns derzeit hierzulande 
in einer bisher noch nie dagewesenen Blütezeit 
biographischer Publikationen. Seit 1990 sind 
über 1200 DDR-Autobiographien im Buchhandel 
erschienen. Wesentlich mehr dürften, zwar noch 
nicht gedruckt, aber schon vorhanden sein.
Aus der Reihe der Generaldirektoren von 125 
zentralgeleiteten und 120 bezirksgeleiteten Kombi-
naten haben bisher ganze zwei so etwas wie eine 
Autobiographie geschrieben. Dabei handelt es sich 
um eine Arbeit von Herbert Richter (Gaskombinat 
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Schwarze Pumpe) und ein Material von Heinz 
Schwarz (Chemiekombinat Bitterfeld).
Immerhin umfaßte die Gesamtheit der oberen 
Führungskräfte in den Kombinaten (Generaldirek-
toren, Fachdirektoren und Betriebsdirektoren) rund 
2400 Personen, denen es offensichtlich seit 1990 
in trauter Eintracht die Sprache verschlagen hat. 
Viele leiteten erfolgreich Unternehmen von Weltruf 
mit international anerkannten Spitzenerzeugnissen. 
Man fragt sich unwillkürlich: Warum lassen sie das 
unkommentiert stehen, was herrschende Medien und 
Politiker über die DDR-Wirtschaft zu wissen glauben 
und verbreiten? Bereits zwei Schülergenerationen 
wachsen mit dem aberwitzigen Siegerwissen auf, 
die DDR sei pleite gewesen, ihre Führungskräfte 
hätten sich allesamt als inkompetent erwiesen. …
Wer läßt sich derart widerstandslos seiner in den 
meisten Fällen über Jahrzehnte unter Entbehrungen 
und bei täglich 12- bis 14stündigen Arbeitszeiten 
erworbenen Lebensleistung berauben? 

Harald Müller, Dresden 

Das ND veröffentlichte am 4. Oktober eine Rezension 
zum Film „Der Turm“. Darin schrieb sein Feuilleton-
Chef Hans-Dieter Schütt: „Es war dies eine DDR-
Frage … weswegen der Film unabweislich ein Film 
über das gelähmte, zerbleichte, verödende Leben 
in jenem Staat ist.“
Eine derart diskriminierende Pauschalverurteilung 
ist einer „sozialistischen“ Tageszeitung unwürdig, 
auch wenn sie sich auf einer Gratwanderung zwi-
schen Ausgrenzung und Akzeptanz befinden mag 
und hart um Abonnenten zu kämpfen hat. 
Deshalb möchte ich H.-D. Schütt mit einigen Fakten 
entgegnen: 1963 hatten von den Bauern in jenem 

„zerbleichten“ Staat 18,1 % (Bäuerinnen 8,5 %) eine 
abgeschlossene Berufsausbildung. 1989 waren es 
94,1 % (Bäuerinnen 92,0 %). Ende der 70er Jahre 
veranschlagte man für die Neueinrichtung eines 
Krippenplatzes rund 10 000 Mark, für seine Unter-
haltung 3600 Mark. 72,7 % des Bedarfs konnten 
gedeckt werden. Erziehung und Betreuung der 
Kinder in diesem „gelähmten“, „zerbleichten“, 

„verödenden“ Staat waren kostenlos. Die Eltern 
hatten lediglich einen Teil der Kinderspeisung zu 
bezahlen. Bis auf wenige Ausnahmen konnten alle 
Studierenden dies kostenfrei tun und erhielten 
überdies ein Stipendium, das sie – im Unterschied 
zum BAföG – nicht zurückzahlen mußten.

Gerda Huberty, Neundorf

Im Oktober sahen sich Politiker, Leute der Wirtschaft 
und durch PISA-Bildungseinrichtungen gegangene 
Wissenschaftler der BRD gemüßigt, beim Verunglimpfen 
der DDR noch einmal kräftig nachzulegen. Die Kanzlerin 
und der Bundespräsident schwadronierten über ihren 
persönlichen Beitrag zum Untergang dieses Staates. 
Der Drogerieketten-Eigner Rossmann schwärmte 
von seinen Aktionen zur kostenlosen Verteilung des 
Magazins „Der Spiegel“ an die Leipziger „Helden“, 
denen „bei so viel Wärme“ dieses bundesdeutschen 
Kapitalisten die Tränen kamen. Und selbst Prof. Dr. 
Müller-Enbergs findet es bis heute unbegreiflich, 
daß Mitarbeiter des MfS ihr Wissen nicht auf dem 
Alexanderplatz ausbreiteten. 
Bei alldem sitzen die bundesdeutschen Eliten 
doch im Glashaus, weshalb sie nicht mit Steinen 
werfen sollten. Sie sind außerstande, auch nur ein 
Großprojekt innerhalb des Zeit- und Finanzrahmens 
fertigzustellen. Kein einziger vernünftiger Ansatz zur 
Lösung der Finanzkrise, der Bildungsmisere oder 
des Problems wachsender Armut zeichnet sich ab. 
Doch die Bevölkerung nimmt das alles kommentarlos 
hin. So wie 1986, als die „Bürgerrechtler“ sich über 
Rauchwolken aus der „Schwarzen Pumpe“ erregten, 
während Tausende Tonnen toter Fische rheinabwärts 
trieben. Manfred Kleinpeter, Berlin

Einige Bemerkungen zu der Frage, ob in den 
volkseigenen Betrieben der DDR immer alles 

„paletti“ war. Tatsächlich lag manches im argen: 
Das ständige Hineinregieren bestimmter Par-
teisekretäre und Beauftragter des ZK in ökono-
mische Abläufe der Kombinate, das Bedrängen 

von Betriebskollektiven, permanent Schreiben 
an den Generalsekretär über Planerfüllungen zu 
verfassen, die oftmals ungenügend erlebte Praxis 
der materiellen Interessiertheit der Werktätigen im 
Bemühen um eine Erhöhung der Arbeitsproduktivität 
als Kern sozialistischer Existenz überhaupt, die 
rüden Umgangsformen Günter Mittags und anderer 
gegenüber Kombinatsdirektoren in Vorbereitung 
der Leipziger Messen wirkten sich sehr negativ 
aus. Führende Partei- und Staatsfunktionäre 
gingen offenbar davon aus, daß der Sozialismus 
allein durch die ihm zugrunde liegende Ideologie 
unerschütterlich sei. In der Tat ist die marxistische 
Theorie das weltanschauliche Fundament dieser 
einzig richtigen Gesellschaftsordnung, doch 
deren Erhalt wird vor allem durch wirtschaftliche 
Stabilität gesichert.
Tausende Mosaiksteinchen waren es, welche 
die DDR zu Fall brachten – diesen einzigartigen 
kleinen Staat mit hervorragenden Leistungen in 
Wissenschaft, Kultur und Bildung. Die Ursachen 
seines Untergangs müssen rückhaltlos analysiert 
werden, was keineswegs eine Abwertung der DDR 
in ihrer Gesamtheit darstellt. 

Wolfgang Schröder, Schöneiche

Unlängst verbreiteten die Medien die schier unfaß-
bare Nachricht, daß der Oberst der Bundeswehr 
Georg Klein zum Abteilungsleiter in deren neuem 
Bundesamt für Personalmanagement berufen und 
zum Brigadegeneral ernannt werde. Bekanntlich 
war dieser Offizier für die Tötung von 142 Men-
schen, überwiegend Zivilisten, am 4. September 
2009 verantwortlich. 
In einem unbeantwortet gebliebenen Brief an 
Großinquisitor    Joachim Gauck, z. Z Bellevue, 
erinnerte ich an dessen Hamburger Rede vor der 
Führungsakademie der Bundeswehr. Dort hatte 
Gauck erklärt: „Wenn wir zum letzten Mittel der 
militärischen Gewalt greifen, müssen wir dies 
gut begründen.“ Daß Oberst Kleins Befehlsge-
bung „nicht gut begründet“ – im Klartext also 
ein Kriegsverbrechen – war, beweist allein die 
Tatsache, daß den Hinterbliebenen der Kundus-
Opfer jeweils 5000 Dollar „Entschädigung“ (!) 
zugesagt wurden.

Heinz Behrendt, Plauen/Vogtland

25 Leipziger nahmen im August in Malá Úpa am 
90. Antifaschistischen Riesengebirgstreffen – einer 
beeindruckenden Manifestation des proletarischen 
Internationalismus – teil. 
Den Genossen der KSČM des Kreises Trutnov, 
welche die Kundgebung am Vormittag als auch 
das Treffen deutscher und tschechischer Freunde 
am Abend organisierten, gilt unser besonderer 
Dank. Diesen sprach Genossin Gerda Uhlig bei 
der Übergabe einer Geldspende der Leipziger 
Teilnehmer aus. Barbara Dittrich, Leipzig

Meine Frau und ich haben einiges an Bildung in 
der DDR genossen, doch so einen ins Schwarze 
treffenden Beitrag wie Ulrich Guhls Artikel „Über 
Heimatgefühl und Heimatlosigkeit“, der genau 
unsere Empfindungen widerspiegelt, haben wir 
noch nie gelesen. Einfach Spitze!
Wir sind froh, daß wir den größten Teil unseres 
Arbeitslebens in der DDR verbringen und von ihr 
das geistige Rüstzeug erwerben konnten. Die 
BRD ist nicht mehr unser Land, nur die deutsche 
Sprache blieb uns – mit Abstrichen – noch erhalten.

Adelheid und Johannes Hahn, Berlin 

Es ist mir ein Bedürfnis, Herrn Guhl und dem 
„RotFuchs“-Team für die Veröffentlichung des 
Beitrags „Über Heimatgefühl und Heimatlosigkeit“ 
meine Anerkennung auszusprechen. Besser kann 
man die eigene Denkweise und Stimmungslage 
22 Jahre nach dem Anschluß der DDR an die BRD 
nicht darstellen.
Ich bin davon überzeugt, daß viele „RotFuchs“-
Leser Herrn Guhls Argumente bei Debatten im 
persönlichen Umfeld als Gesprächsgrundlage 
verwenden werden. Volkhard Stöbel, Gotha

Ich danke Ulrich Guhl für seine sehr persönlichen 
Überlegungen zum 7. und 3. Oktober. Er sprach 
das aus, was auch ich fühle. Mich bedrückt 
besonders das verlorengegangene Menschliche, 
das der frühere DDR-Bürger erleben konnte. All 
das ist dem ständigen Streß im Beruf und dem 
Ringen mit einer ausufernden Bürokratie zum 
Opfer gefallen. Der tägliche Überlebenskampf, 
unablässig steigende Preise und weiter anwach-
sende Hartz-IV-Heerscharen sind oftmals Auslöser 
von Burnout und Depressionen, durch die viele 
aufstecken und scheitern. So etwas gab es in 

„Cornelias kleiner großer DDR“ nicht. Da fühlte 
sich niemand alleingelassen.

Wolfgang Mey, Berlin

Im Beitrag „Zur Formel von den zwei deutschen 
Diktaturen“ teile ich das inhaltliche Anliegen des 
Autors Horst Jablonski.
Mir scheint jedoch, der Gegensatz zwischen 
der Diktatur des Proletariats in der DDR und der 
faschistischen Diktatur müßte noch deutlicher 
herausgearbeitet werden. Der Faschismus – ob in 
Deutschland, Italien, Spanien, Chile oder anderswo –  
stellt immer eine Herrschaftsform dar, zu der 
das Kapital dann greift, wenn es mit bürgerlich-
demokratischen Mitteln nicht mehr regieren kann. 
Faschismus ist die häßlichste Form kapitalistischer 
Machtausübung. Auch die Hitler-Diktatur war kom-
pakter Antikommunismus, terroristische Gewalt, 
Rassismus, Chauvinismus und Militarisierung 
sämtlicher Sphären der Gesellschaft. 
Der Versuch, Feuer und Wasser gleichzusetzen, 
ist nichts anderes als Angst vor einer wahren 
Demokratie des Volkes, der wir in der DDR schon 
recht nahe gekommen waren. 
Aus den verschiedensten Gründen blieben wir in 
dieser Runde der Geschichte die Unterlegenen. 
Doch Aufgeben kommt nicht in Frage, auch wenn 
es bis zum nächsten Anlauf lange dauern dürfte. 

Generalmajor a. D. Heinz Bilan, Leipzig

Herr Gauck behauptete im ZDF, Kohl habe 1990 in 
Gestalt der DDR eine „Schrottimmobilie“ übernommen. 
Als ich in unserem „freiheitlich-demokratischen“ 
Fernsehen eine solche Fehlinterpretation des 
Geschichtsprozesses erlebte, habe ich sofort 
ausgeschaltet. Niemand wird doch ernsthaft 
annehmen, daß Kapitalisten eine „Schrottimmobilie“ 
zu erwerben trachteten. In Wirklichkeit hat sich die 
Alt-BRD  am DDR-Vermögen in der Größenordnung 
bis zu einer Billion D-Mark bereichert. Brecht läßt 
seinen Galilei sagen: „Wer die Wahrheit nicht weiß, 
ist ein Dummkopf. Wer die Wahrheit weiß und sie 
eine Lüge nennt, ist ein Verbrecher.“

Otto Semmler, Erfurt

Die meisten Autoren und Leser des RF sind noch 
nicht in der Realität der imperialistischen BRD 
angekommen. Die Zeitschrift sollte aber ein Forum 
von Sozialisten und Kommunisten für das Hier 
und Heute sein.
Zeigt Euch offen für die Probleme der Jugend, 
dann seid Ihr eine kommunistische Zeitschrift!

Gerd Butz, Waldau

Das Sängerfest des Deutschen Chorverbandes, 
das im Juni in Frankfurt am Main stattfand, war 
ein tolles Erlebnis. 400 Chöre aus dem In- und 
Ausland nahmen daran teil. Die drei Auftritte 
unseres Konzertchors Berliner Pädagogen stießen 
auf großes Interesse. 
Allerdings war Frankfurt – nach Bremen 2007 – auch 
das zweite von mir erlebte Sängertreffen, das nicht 
ohne politischen Eklat abging. Dieser ereignete sich 
bei der Festveranstaltung in der Jahrhunderthalle. 
Unter dem Motto „Gesungene Geschichte“ sollte 
das Programm von mehreren Teilnehmerchören 
bestritten werden. Daß der Bundespräsident 
ein Grußwort an die Anwesenden richten würde, 
registrierte ich im Programmheft mehr am Rande. 
Gauck ließ sich zu einer „Würdigung des Anteils der 
Sänger an den politischen Ereignissen im Herbst 
1989“ hinreißen. Doch dieser Exkurs ereignete sich 
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außerhalb des Protokolls und war selbst seinem 
Homepage-Team offenbar zu dick aufgetragen, 
weshalb er im Internet verschwiegen wurde.
  Horst Birkholz, Berlin

Bei uns geschah Folgendes: Linke Leipziger woll-
ten im August 2011 Ernst Thälmann dort ehren, 
wo er einst eine Rede gehalten hatte: auf dem 
früheren Volkmarsdorfer Platz. Doch der war nicht 
zu finden, obwohl er im Telefonbuch für 2012/13 
als Thälmann-Platz ausgewiesen wurde. Weder 
die Postfrau noch Anwohner konnten Auskunft 
geben. Mitglieder der Linkspartei, die sich über 
das Verschwinden des Platzes wunderten, legten 
dennoch am Jahrestag der Ermordung des KPD-
Vorsitzenden dort Blumen nieder.
Erst am 27. Januar 2012 erfuhren wir aus dem 
Amtsblatt, daß eine Umbenennung erfolgt sei. 
Ausdrücklich wurde angemerkt, daß man dagegen 
noch Widerspruch einlegen könne. Einige von 
uns taten das auch. Wir bekamen zur Antwort, 
unser Schritt habe aufschiebende Wirkung. Doch 
nur zwei Monate später folgte dann eine schroffe 
Zurückweisung unserer Eingabe unter Hinweis auf 
eine von den Grünen durchgesetzte Umbenennung. 
Statt eines Thälmann-Platzes haben wir jetzt eine 
Konrad-Adenauer-Allee. Margot Wölk, Leipzig

Seit vielen Jahren sind wir Leser des RF. Manfred 
Hocke hatte uns auf die Zeitschrift hingewiesen. 
Die Archie-Artikel dürfen im RF einfach nicht fehlen. 
Besonders bewegt hat mich sein Beitrag im 
September-RF „Archie und der Dresdner Banker“. 
Der war nämlich mein Onkel, Archies Frau ist also 
meine Cousine. Wie er die Familie in die politischen 
Geschehnisse eingebunden hat, ist sehr gelungen 
und entspricht der Wahrheit.
P. S.: Wir schreiben diese Zeilen am 7. Oktober 

– unserem Republikgeburtstag. Beide waren wir 
nach dem Studium in Dresden seit 1958 mit Leib 
und Seele Pädagogen. 1992 wurden wir wegen 
herausgehobener Funktionen und Staatsnähe 
entlassen sowie mit Berufsverbot belegt. 

Ursula und Christian Roscher,  
Olbersdorf/Oberlausitz

Vielen Dank an Manfred Hocke für seine immer 
gern gelesenen Berichte, die – humorvoll verpackt 

– oftmals an eigene Erlebnisse erinnern. Egal, was 
und wie, es sind Geschichten mit politischem Tief-
gang, die auf lustige Art und Weise den „gelernten 
DDR-Bürger“ erkennen lassen. 
Als Nachbar im Kiez kann ich bestätigen, daß 
er nicht nur in seinen Stories die Vergangenheit 
beschreibt, sondern auch trotz gesundheitli-
cher Probleme linksorientierte Mitbürger seines 
Stadtbezirks Berlin-Treptow in deren politischen 
Bemühungen unterstützt, wo er nur kann. Dafür 
sei ihm herzlich gedankt.

RA Harry Schröder, Berlin

Im Oktober-RF wird in einem Artikel Udo Hammel-
becks der Einfluß anthropogener CO²-Emissionen auf 
das Klima angezweifelt. Der Text enthält allerdings 
eine Aussage, die so nicht zutrifft. Dort wird gesagt, 
von den derzeitigen 0,0375 % CO²-Gehalt in der 
Atmosphäre seien nur 4 % auf menschlichen Einfluß 
zurückzuführen. Tatsächlich ist es so, daß von den 
jährlichen weltweiten CO²-Emissionen etwa 4 % durch 
Menschen verursacht werden. Die restlichen 96 % 
bilden den natürlichen CO²-Kreislauf. Sie werden 
auf natürlichem Wege emittiert und auch wieder 
absorbiert. Die anthropogenen Emissionen, die 
seit Beginn der Industrialisierung ständig ansteigen, 
kommen Jahr für Jahr dazu.
Menschlicher Einfluß, genauer gesagt, die durch 
Industrialisierung vermehrte Verbrennung von 
Kohle und Erdöl ist aber nicht für 4 %, sondern für 
34 % des CO²-Gehalts in der Luft verantwortlich. 
Da unstrittig ist, daß CO² die Rückstrahlung des 
Sonnenlichts (einschließlich Wärmestrahlung) 
verringert, dürfte es also an einem Einfluß auf das 
Klima keinen Zweifel geben.

Gernot Linhart, Gießen

Dem Beitrag „Wurde 1989 die Macht verspielt?“ 
im Oktober-RF kann ich Wort für Wort zustimmen. 
Mir ist es oft ähnlich ergangen. Denke ich jedoch 
an die 50er Jahre zurück, dann habe ich ganz 
andere Erinnerungen. So gehörte ich beim Lehr-
gang für Viehwirtschaftsberater 1951 in Plauen 
zu jenen, welche kritische Meinungen an der 
öffentlichen Wandtafel darlegten. Der Lehrer für 
Gesellschaftswissenschaft diskutierte dann mit 
uns im Unterricht darüber. Ein anderes Beispiel: 
In den 60er Jahren verursachten Wildschweine 
auf den Weiden unserer LPG enorme Schäden. 
Beschwerden beim Rat des Kreises blieben 
wirkungslos. Auf einer Kreisparteiaktivtagung 
schilderte ich den Vorgang und verglich das 
Verhalten uns gegenüber mit der Behandlung von 
leibeigenen Bauern zu Zeiten August des Starken. 
Ich erhielt lebhaften Beifall, doch der Ratsvorsit-
zende drohte mir anschließend Konsequenzen 
an, während der Rat des Bezirks geeignete 
Maßnahmen ergriff, um der Wildschweinplage 
ein Ende zu setzen. 
Zweifellos gab es in der führenden Partei nicht 
wenige Funktionäre, deren Denken und Handeln 
vor allem der eigenen Karriere galten. Dadurch 
hatten es Betriebsleiter bisweilen schwer, bei 
der Durchsetzung notwendiger Maßnahmen 
Unterstützung zu bekommen.
Trotz aller Fehler, an denen wir im Bemühen um 
den Aufbau des Sozialismus auch manchmal 
selbst beteiligt waren, ist festzustellen: 40 Jahre 
Frieden sowie eine vorbildliche soziale Betreuung 
aller Bürger – das war die DDR. Darüber müssen 
wir Alten den Jüngeren immer wieder berichten.

Werner Döring, Hohnstein

Die Frage, ob 1989 die Macht in der DDR verspielt 
wurde, müssen wir leider mit Ja beantworten. 
Unsere Erkenntnisse dazu kommen allerdings 
zu spät.  
Beeindruckt haben mich die Konkretheit und Klar-
heit der Aussage sowie die inhaltliche Darstellung 
Günter Glantes. Er hat wesentliche Ursachen 
benannt, die zum Sieg der Konterrevolution führten. 

Manfred Reinsch, Bautzen

Zu Günter Glantes Beitrag im RF 177: Es ist gut, 
daß dieses Thema in unserer Zeitschrift freimütig 
diskutiert wird. Niemand, der sich bisher dazu 
geäußert hat, kann indes für sich in Anspruch 
nehmen, bereits eine umfassende Antwort parat 
zu haben. Dazu ist die Problematik zu vielschichtig. 
Ich stimme mit Genossen Glante weitgehend überein. 
Allerdings will sich mir nicht erschließen, warum 
Genossen, die vor 1989 oder in jenem Jahr  n i c h t   
mit ihrer Partei in Konflikt gerieten, eine falsche 
Vorstellung von Parteidisziplin gehabt haben sollen. 
Die Forderung, Fehler einzugestehen, ist unbe-
dingt richtig. Wogegen man sich aber wehren 
muß, ist eine Tendenz, die Geschichte der DDR 
als bloße Aneinanderreihung von Fehlern sehen 
zu wollen. Tucholsky soll gesagt haben: „Man 
fällt nicht über seine Fehler. Man fällt über seine 
Feinde, die diese Fehler ausnutzen.“

Helmut Timm, Groß Nemerow 

Am 11. Juni wurde mir von offizieller Seite mitgeteilt, 
daß ich künftig als bloßer Radiohörer – ich besitze 
seit 20 Jahren keinen Fernseher – monatlich  
17,98 € statt bisher vierteljährlich 17,28 € zu 
zahlen hätte. Ich habe dagegen Widerspruch 
eingelegt und von der Rundfunkkommission 
der Länder erklärt bekommen, alles habe seine 
Richtigkeit. Ich wende mich aber dagegen, daß 
ich etwas bezahlen soll, was ich gar nicht in 
Anspruch nehme. 
Im Brief der erwähnten Kommission wurde der 
ehemalige Bundesverfassungsrichter Prof. Paul 
Kirchhof zitiert „daß eine Typisierung des Bei-
tragstatbestandes verfassungsrechtlich zulässig“ 
sei. Wenn er der Meinung ist, daß man für andere 
zahlen oder mehr zahlen soll, kann er das doch 
für mich und weitere Betroffene tun.

Helmut Liebach, Leipzig

Der Beitrag von Klaus Wolff (Oktober-RF) erin-
nerte mich an einen sonnigen Septembertag, 
als sich unsere 12. Klassen an der Aktion „Max 
braucht Wasser“ beteiligten. Wir fuhren von Pößneck 
nach Unterwellenborn, arbeiteten mit Hacke und 
Schaufel am Graben, der die Max-Hütte mit der 
Saale verbinden sollte. Während eines Meetings 
am frühen Nachmittag hörten wir Otto Grotewohl. 
Seine Rede war ebenso kurz wie eindrucksvoll. Da 
die Hüttenkumpel entweder die Schicht antreten 
mußten oder nach geleisteter Arbeit heimfuhren, 
bestand das Publikum überwiegend aus uns 
Oberschülern. 

Dr. Wolfgang Schmitt, Berlin

Campingurlaub war in der DDR weit verbreitet, zumal 
das Angebot an Ferienplätzen nicht ausreichte und 
die Preise niedrig gehalten wurden. Um diese Art 
Urlaub auch weiterhin zu sichern, gründete man 
nach 1990 auf vielen Campingplätzen Vereine. 
Diese pachteten die Objekte von der Treuhand und 
betrieben sie in eigener Regie. Das traf auch auf 
unseren Campingplatz D 61 am Hölzernen See im 
damaligen Kreis Königs Wusterhausen zu. Anfang 
der 90er Jahre ersetzten viele Camper ihre Zelte 
durch Wohnwagen. Um diese zu schützen, sorgte 
man für stabile Schutzdächer in Serie.
2007 verkaufte die Treuhand unseren Campingplatz, 
wo das Zusammenleben noch sehr stark von der 
Solidarität innerhalb der DDR-Wohngemeinschaften 
geprägt war, meistbietend. Ein Immobilienhändler 
erhielt den Zuschlag. Seit dieser Zeit fordert das 
Bauamt, die alten Schutzdächer zu entfernen und 
durch jetzt handelsübliche zu ersetzen. Preis: zwi-
schen 1500 und 6000 €. Begreiflicherweise leisten 
die Camper Widerstand und richteten eine Eingabe 
ans Bauamt – ohne Ergebnis. Ende September 
wurden sie vom Betreiber aufgefordert, bis zum 
20. Dezember die alten Schutzdächer abzubauen 
oder den Platz zu räumen.
Die so Überfahrenen stellen fest, daß sie der Ver-
waltung und dem Eigentümer machtlos ausgesetzt 
sind. Niemand hilft ihnen. So haben viele Betroffene 
entschieden, das Campingleben aufzugeben. 

Dr. Manfred Graichen, Berlin

Durch Zufall bin ich im Internet auf einen besonders 
bösartigen Artikel über unseren „RotFuchs“ gesto-
ßen. Am 7. Oktober (!) habe ich dem Verfasser im 
zugehörigen Forum u. a. folgendes geantwortet: 

„Leider kann ich an dieser Stelle meine Meinung 
zum Autor der Kampfschrift und zu seinen Ergüssen 
nicht so zum Ausdruck bringen, wie ich es gerne 
täte, da ich gegen die Nutzungsbedingungen dieses 
Forums verstoßen würde und gegebenenfalls wegen 
Beleidigung dran wäre. Mir stellt sich folgende Frage: 
Warum arbeitet sich Herr H. an diesem Thema 
mit solcher Bösartigkeit ab, wenn es sich doch 
angeblich um ein so unbedeutendes und armseliges 
Grüppchen handelt? Es zwingt ihn ja keiner, die 
Zeitschrift zu lesen. … Im krassen Gegensatz zur 
‚RotFuchs‘-Informationsfülle beschränkt sich die 
‚Ausarbeitung‘ des Möchtegern-Autors auf völlig 
Belangloses. … Einen guten Aspekt hat die ganze 
Sache aber dennoch. Es ist schön, daß auch an 
dieser Stelle auf unsere Zeitschrift aufmerksam 
gemacht wird. Vielen Dank dafür! Eigentlich freut 
und amüsiert es mich sogar, wie sich Herr H. über 
den ‚RotFuchs‘, dessen Unterstützer und Leser 
echauffiert und dabei Gift und Galle spuckt. Das 
ist so, als wenn ein Mops den Mond anbellt. Der 
‚RotFuchs‘ wird weiter erscheinen und vielen pro-
gressiven Menschen als Informationsquelle dienen, 
ob es Herrn H. gefällt oder nicht. 
So ‚grau‘ und ‚zauselig‘, wie uns der Autor sieht, 
bin ich übrigens mit meinen 33 Jahren noch nicht, 
obwohl ich seit 22 Jahren zu Adenauers Globke-
Republik gehöre. 
Hoch lebe der ,RotFuchs‘!“

Torsten Trentzsch, Meißen
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Am 15. Dezember um 10 Uhr spricht 
Dr. Hans-Peter Slodowski auf einer 
Veranstaltung der RF-Regionalgruppe 
Dresden in der „Drogenmühle“ Hei-
denau, Dresdner Straße 26, über das 
Thema 

Folgen und Wirkungen der psycholo-
gischen Massenbeeinflussung

Die RF-Regionalgruppe Rostock lädt ihre Mitglie-
der und alle Leser für den 11. Dezember, 15 Uhr, 
herzlich zur 

Mitgliederversammlung 

in das Mehrgenerationenhaus Evershagen, Maxim-
Gorki-Straße 52, ein. Zugegen ist der stellvertre-
tende Vorsitzende des RF-Fördervereins Wolfgang 
Dockhorn.

Am 14. Dezember um 16.30 Uhr findet im 
ND-Gebäude, Franz-Mehring-Platz (Nähe 
Ostbahnhof), zum Jahresabschluß 2012 eine 

Mitgliederversammlung 

der RF-Regionalgruppe Berlin statt. Erörtert 
werden die Vorhaben des kommenden Jahres. 
Leser und Interessenten sind herzlich einge-
laden.
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